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I.  Teil 

Entvölkerung  des  platten  Landes. 

1.  Abwanderung  der  Arbeiter. 

Seitdem  die  Industrie  und  der  Handel  in  den  letzten 
Dezennien  des  19.  Jahrhunderts  einen  ungewöhnlichen 
Aufschwung  genommen  haben,  beobachten  wir  überall 
eine  sehr  starke  Abwanderung  der  Landarbeiter  in  die 
Städte.  Die  sogen.  Landflucht  der  Landbevölkerung  in 
die  Industriegebiete,  also  das  Zuströmen  in  die  Stadt, 
entspringt  namentlich  dem  Drange  des  Arbeiters,  seine 
landwirtschaftliche  Tätigkeit  mit  einer  industriellen  zu 
vertauschen.  Der  Grund  hierfür  liegt  nicht  etwa  allein 
in  der  höheren  Löhnung,  die  er  als  Industriearbeiter  be- 
kommt, sondern  der  Zug  in  die  Stadt  entspringt  bei  dem 
Arbeiter  sehr  häufig  ganz  anderen  als  rein  materiellen 
Beweggründen.  Die  größere  Unabhängigkeit,  dann  das 
einer  stetigen  Beaufsichtigung  mehr  entzogene  Großstadt- 
leben mit  all  seinen  Beizen,  die  der  Arbeiter  vielleicht 
als  Soldat  kennen  lernte,  oder  die  ihm  von  seinen  Freun- 
den in  der  schönsten  AVeise  geschildert  werden,  üben 
ebenso  sicher  große  Zugkraft  auf  ihn  aus,  wie  der  hohe 
Lohn.  Die  Abwanderung  der  Landbevölkerung  in  die 
Städte  hat  derart  überhand  genommen,  daß  der  Bedarf 
an  ländlichen  einheimischen  Arbeitern  bei  weitem  nicht 
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mehr  ausreicht,  und  daß  wir  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  auf 
ausländische  Arbeiter  angewiesen  sind.  Hundert  tausende 
von  ausländischen  Arbeitern,  von  Hussen,  Polen,  Galiziern, 
Ungarn  usw.  ziehen  im  Frühjahr  zu  uns  herein  und  keh- 
ren im  Herbste  mit  dem  für  die  Arbeit  erlösten  Gelde 
in  die  Heimat  zurück.  Ganz  abgesehen  von  den  großen 
Nachteilen  und  Gefahren,  die  diese  Arbeiter  für  unser 
Volksleben  und  insonderheit  den  Landwirt  mit  sich  brin- 
gen, wie  Unzuverlässigkeit,  fortwährender  Wechsel  dieser 
nicht  mit  der  Scholle  verwachsenen  Arbeiter,  Abfluß 
ihres  Verdienstes  in  das  Ausland  und  damit  vor  allem 
eine  finanzielle  Unterstützung  dieser  Völkerschaften,  dann 
auch  Gelährdung  der  Heinerhaltung  der  deutschen  Nationali- 
tät usw.,  drohen  die  bis  dahin  für  unerschöpflich  gehal- 
tenen Bezugsquellen  mit  der  Zeit  immer  mehr  zu  ver- 
siegen. Denn  die  betreffenden  Staaten,  namentlich  Ruß- 
land, das  schon  jetzt  für  einen  Auslandpaß  für  einen 
landwirtschaftlichen  Saisonarbeiter  30  Hubel  fordert,  ver- 
schärfen fortgesetzt  die  Auszugsvorschriften  und  gebrauchen 
auch  selbst  immer  mehr  Arbeitskräfte.  Überdies  wandern 
die  Arbeiter  auch  immermehr  in  ungezählten  Scharen  in  die 
Industriegebiete  der  Vereinigten  Staaten  und  nach  Süd- 
amerika aus. 

Am  stärksten  tritt  die  Abwanderung  der  Landbevöl- 
kerung dort  hervor,  wo  der  Großbetrieb  vorherrschend  ist, 
so  namentlich  im  Osten,  wo  der  Mittel-  und  Kleinbesitz 
fast  vollständig  fehlt.  Von  hier  wandern  die  Landbe- 
wohner nach  dem  Westen,  um  dort  nach  kurzer  Tätig- 
keit auf  dem  Lande  sich  dem  Industriebezirk  zuzuwenden. 
Daher  finden  wir  in  den  Gegenden,  wo  der  Großbetrieb 
vorherrschend  ist,  auch  am  meisten  diese  ausländischen 
Wanderarbeiter.  So  wurden  z.  B.  auf  3 Großbetrieben 
im  Königreich  Sachsen  über  500  ausländische  Arbeiter 
beschäftigt 
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Auch  in  der  Provinz  Hannover  begegnen  wir  immer 
mehr  diesen  fremden  Arbeitern,  so  namentlich  im  Regie- 
rierungsbezirk  Hildesheim  und  in  der  Gegend  von  Han- 
nover. Dagegen  finden  sich  in  den  bäuerlichen  Gegenden 
nur  sehr  wenige  Wanderarbeiter.  Der  Grund  hieriür  ist 
zum  Teil  darin  zu  suchen,  daß  in  einem  bäuerlichen  Betriebe 
nicht  soviele  Wanderarbeiter  beschäftigt  werden  können, 
daß  man  sie  unter  besondere  Aufsicht  stellen  könnte. 
Sie  müßten  also  mit  den  einheimischen  Arbeitern  Zusam- 
menarbeiten. Hierbei  würde  man  aber  bei  diesen  auf 
großen  Widerstand  stoßen.  Die  einheimischen  Arbeiter 
entstammen  meist  den  An-  und  Abbauerfamilien  oder 
den  Heuerlingsfamilien  und  halten  sich  für  „zu  gut;‘,  um 
sich  mit  „Polacken“  auf  dem  Felde  in  Reih  und  Glied 
zu  stellen.  Der  Hauptgrund  ist  darin  zu  suchen,  daß  in 
den  meisten  Fällen  der  Bauer  selbst  mit  Hand  anlegt 
und  sich  im  großen  und  ganzen  noch  mit  seinen  Arbeitern 
auf  dieselbe  soziale  Stufe  stellt.  Er  bildet  mit  seinem 
Personal  eine  große  Familie  und  hat  natürlich  große  Ab- 
neigung, ein  oder  zwei  ausländische  Arbeiter,  die  an  sich 
schon  sehr  ungern  in  einem  solchen  kleinen  Betriebe  ar- 
beiten würden,  seiner  Familie  einzuverleiben. 

Obgleich  die  Abwanderung  in  den  bäuerlichen  Gegen- 
den am  geringsten  ist,  macht  sich  doch  der  Arbeiter- 
mangel hier  ebenso  bemerkbar  wie  in  den  Gegenden  des 
Großbetriebes,  da  man  ja  keinen  Ersatz  für  die  einhei- 
mischen Arbeiter  hat.  Nur  auf  den  größeren  Höfen  be- 
ginnt man  in  letzter  Zeit  die  Stallschweizer  einzuführen. 

Dieser  Arbeitermangel  hat  in  vielen  Gegenden  der  Pro- 
vinz zu  der  Unmöglichkeit  geführt,  eine  intensive  Wirtschaft 
weiter  betreiben  zu  können,  so  daß  man  zur  Weidewirtschaft 
übergehen  mußte.  Nicht  selten  findet  man  daher  groß- 
bäuerliche Betriebe,  in  denen  ein  großer  Teil  des  Acker- 
landes als  Dauerweide  niedergelegt  ist.  Im  Frühjahr 
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wird  dann  das  von  den  Klein-  und  Mittelbauern  auf  den 
Markt  gebrachte  Jungvieh  gekauft  und  auf  diese  Weiden 
gebracht,  um  dann  im  Herbst  wieder  verkauft  zu  werden. 
Ein  derartiges  Betriebssystem  kann  natürlich  nur  als 
Notbehelf  angesehen  werden  und  auf  längere  Zeit  nicht 
in  Betracht  kommen.  Ferner  kann  es  nur  für  einen  ka- 
pitalkräftigen Landwirt  in  Frage  kommen,  da  ein  kapi- 
talschwacher Landwirt  infolge  mehrmaligen  Sinkens  der 
Viehpreise  im  Herbst  in  seiner  Existenz  sehr  gefährdet 
werden  könnte. 


2.  Abwanderung  der  Bauernsöhne. 

Es  ist  nun  aber  für  die  Entvölkerung  des  platten  Lan- 
des noch  auf  eine  andere,  nicht  minder  unheilvolle  Er- 
scheinung hinzuweisen,  das  ist  die  Auswanderung  der  mit 
ihrem  Lose  unzufriedenen  kleinbäuerlichen  Wirte  mit 
ihren  Familien  und  der  jüngeren  resp.  älteren,  der  sog. 
zweiten  und  dritten  Bauernsöhne. 

In  der  Provinz  Hannover  haben  sich  die  Höfe  überall 
mit  Ausnahme  von  Ostfriesland,  dem  Lande  Wursten 
und  der  Göttinger  Gregend,  stets  geschlossen  vererbt,  meist 
mit  einem  Vorzugsrecht  des  Übernehmers.  So  bestehen 
z.  B.  im  alten  Amt  Ilten  etwa  500  Höfe  in  derselben 
Geschlossenheit  schon  über  1000  Jahre'.  Der  Ursprung 
dieser  Sitte  liegt  nicht  ganz  offen  zu  Tage.  Jedenfalls 
folgten  schon  im  altgermanischen  Hecht  nur  die  Söhne 
in  den  Grundbesitz  und  vermutlich  werden  diejenigen 
Söhne,  die  den  väterlichen  Hof  nicht  erhalten  konnten, 
sich  anderwärts  angesiedelt  haben.  Als  dann  später  die 
Höfe  in  Abhängigkeit  von  den  Grundherren  gerieten, 
waren  diese  bestrebt,  eine  Zersplitterung  der  Höfe  zu 
verhindern,  um  die  Steuern,  welche  auf  den  Höfen  lagen, 
nicht  zu  gefährden.  Sie  hielten  daher  den  Hof  geschlossen 
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und  besetzten  ihn  nur  mit  einem  Sohne  des  verstorbenen 
Besitzers  (Meierrecht).  Bald  erkannte  auch  der  sich  ent- 
wickelnde Staat  die  Bedeutung  eines  leistungsfähigen 
Bauernstandes.  Die  Fürsten  traten  den  Bestrebungen 
der  Grundherren  auf  Steigerung  der  Hofesabgaben  oder 
Entsetzung  des  Meiers  (Abmeierung)  entgegen.  So  ent- 
stand allmählich  ein  bäuerliches  Erbrecht:  das  Anerben- 
recht, nach  welchem  der  Hof  nur  an  einen  Sohn  überging 
während  die  übrigen  Kinder  Abfindungen  erhielten  und 
auf  dem  Hofe  einen  Zufluchtsort  hatten.  Dieses  Erbrecht 
erwies  sich  als  segensreich  für  die  Erhaltung  des  Hofes 
und  griff'  allmählich  von  den  abhängigen  Meierhöfen  auch 
auf  die  freien  Höfe  über.  Freilich  hatte  diese  Bechts- 
auffassung  einen  schweren  Kampf  zu  bestehen  mit  dem 
überall  eindringenden  römischen  Becht,  das  ein  solches 
Vorzugsrecht  nicht  kannte.  Daß  sie  sich  trotzdem  sieg- 
reich durchsetzte,  zeigt,  wie  feste  Wurzeln  sie  in  der 
niedersächsischen  Landbevölkerung  gefaßt  hatte.  Aller- 
dings gelangte  sie  nicht  überall  gleichmäßig  zur  gesetz- 
lichen Anerkennung  und  Festlegung.  In  manchen  Gegen- 
den halfen  sich  die  Bauern  später  durch  letztwillige 
Anordnungen.  War  dies  versäumt,  so  vereinbarten  viel- 
fach die  Erben  freiwillig  ein  Vorzugsrecht  des  ältesten 
Sohnes,  um  der  Familie  den  Hof  zu  erhalten.  Die  Be- 
strebungen der  hannoverschen  Stände  nach  gesetzlicher 
Festlegung  des  bäuerlichen  Erbrechts  wurden  durch  das 
Jahr  1866  unterbrochen.  Es  drohte  sogar  in  den  nächsten 
Jahren  dem  Anerbenrecht  eine  schwere  Gefahr.  In  den 
damals  maßgebenden  politischen  und  gesetzgeberischen 
Kreisen  herrschte  die  Neigung,  alle  sogenannten  Sonder- 
rechte zu  beseitigen  und  gleichmäßige  Bestimmungen  für 
die  so  verschiedenartigen  Verhältnisse  in  Stadt  und  Land 
zu  erlassen.  Das  preußische  Justizministerium  hatte 
bereits  einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  wonach  das 
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besondere  bäuerliche  Erbrecht  beseitigt  werden  sollte. 
Hiergegen  machte  sich  in  der  hannoverschen  ländlichen 
Bevölkerung  eine  lebhafte  Gegnerschaft  geltend,  die  dazu 
führte,  daß  der  hannoversche  Provinziallandtag  im  Jahre 
1873  zur  Erhaltung  der  Bauernhöfe  einen  Gesetzentwurf 
ausarbeitete  und  mit  eingehender  Begründung  der  Regie- 
rung überreichte.  Man  sah  in  diesem  Entwurf  davon  ab, 
für  den  Bauernstand  ein  Sonderrecht  zu  schaffen.  Man 
gab  nur  dem  Hofbesitzer  die  Möglichkeit , seinen  Hof 
in  die  Höferolle  eintragen  zu  lassen  und  dadurch  ein 
Vorzugsrecht  des  ältesten  Sohnes  zu  schaffen,  das  sonst 
jedesmal  durch  Testament  hätte  begründet  werden  müssen. 
Die  Regierung  gab  trotz  mancher  Bedenken  der  Bewegung 
nach.  Der  Entwurf  wurde  mit  einigen  Änderungen  am 
2.  Juni  1874  zum  Gesetz  erhoben. 

Das  hannoversche  Höfegesetz  hat  im  Laufe  der  Zeit 
einige  kleinere  Veränderungen  erfahren.  In  der  Haupt- 
sache bestimmt  es  folgendes:  Der  Hof  nebst  Zubehör 
fällt  einem  Erben,  dem  Anerben  allein  zu,  auch  wenn 
der  Eigentümer  desselben  von  mehreren  Personen  beerbt 
wird.  Bei  der  Erbteilung  bilden  die  Erbschaftsmasse 
nur  2/3  des  Hofwertes,  1/3  desselben  erhält  der  Anerbe 
für  sich  allein  im  voraus.  Dabei  wird  der  Hofwert  nicht 
nach  dem  durchschnittlichen  Verkaufswert  berechnet, 
sondern  nach  dem  jährlichen  Reinerträge  geschätzt,  den 
er  bei  ordnungsmäßiger  Bewirtschaftung  gewährt,  wobei 
alle  auf  dem  Hofe  ruhenden  Lasten  und  Abgaben  in 
Abzug  zu  bringen  sind.  Hierbei  sei  bemerkt,  daß  der 
Reinertragswert  häufig  nicht  einmal  die  Häfte  des  Ver- 
kaufswertes beträgt.  Es  ist  hieraus  ohne  weiteres  ersicht- 
lich, daß  derAnerbe  bedeutend  günstiger  gestellt  wird  als 
seine  Miterben,  damit  der  Hof  nicht  zusehr  mit  Schulden 
belastet  und  in  seiner  bisherigen  Wirtschaft  weiterhin 
gesichert  wird.  Die  Statistik  zeigt  denn  auch,  daß  die 
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eingetragenen  landwirtschaftlichen  Betriebe  in  der  Provinz 
Hannover  nicht  so  stark  verschuldet  sind  wie  die  nicht 
eingetragenen.  Wir  finden  in  Hannover  im  allgemeinen 
sehr  gefestigte  und  leistungsfähige  Höfe.  Aber  wir  dürfen 
hierbei  nicht  vergessen,  daß  die  Miterben  durch  diese 
Bevorzugung  des  Anerben  sehr  benachteiligt  werden, 
besonders  dann,  wenn  der  verstorbene  Besitzer  außer  dem 
Hofe  kein  bares  Gfeld  hinterläßt  oder  wenn  der  Hof  gar 
noch  mit  Hypotheken  belastet  ist.  Eine  andere  Benach- 
teiligung der  Miterben  besteht  darin,  daß  es  ihnen  durch 
die  geschlossene  Vererbung,  durch  die  das  alte  Kulturland 
immer  an  einen  Erben  übergeben  wird,  erschwert  ist, 
sich  selbständig  zu  machen.  Es  ist  diese  üble  Begleit- 
erscheinung, die  sich  dann  in  der  Abwanderung  der  Mit- 
erben bemerkbar  macht,  aber  nicht  zu  vermeiden,  wenn 
der  Hof  weiterhin  wirtschaftlich  gesichert  bleiben  soll. 

Falls  es  den  Miterben  nicht  möglich  ist,  in  einen 
anderen  Hof  hineinzuheiraten  oder  sich  sonst  selbständig 
zu  machen,  wandern  sie  vielfach  vom  Lande  fort,  entweder 
ergreifen  sie  einen  anderen  Beruf  oder  aber  sie  gehen  in 
das  Ausland.  Denn  die  Gepflogenheiten  vergangener 
Zeiten,  nach  denen  die  jüngeren  Bauernsöhne,  falls  sie 
nicht  im  Wege  der  Aufheiratung  zu  einer  eigenen  Exi- 
stenz gelangten,  auf  dem  Stammhofe  blieben,  um  auf  ihm 
zu  seinem  Nutz  und  Frommen  weiter  zu  arbeiten,  sind 
wohl  jetzt  überall  dahin.  Solche  Anschauungen  sind  nur 
noch  ganz  vereinzelt  anzutreffen  und  viel  häufiger  sind 
die  Fälle,  in  welchen  diese  Bauernsöhne  unter  Mitnahme 
ihrer  Abfindungen  in  die  Fremde  ziehen,  meistens  nach 
anderen  Erdteilen  abwandern.  Diese  Abwanderung  be- 
obachten wir  schon  früh,  sie  nimmt  aber  dann  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  immer  mehr  zu,  weil  das  alte  Kul- 
turland besiedelt  war  und  sie  durch  die  ungeheuren 
Fortschritte  der  Verkehrsverhältnisse  begünstigt  wurde. 
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Schon  bald  nach  den  Freiheitskriegen  beginnt  eine  starke 
Auswanderung,  deren  Ziel  hauptsächlich  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  waren,  wo  sich  weite  Strecken 
von  herrenlosem,  billigem,  fruchtbarem  Grund  und  Boden 
zur  Besiedelung  boten.  Diese  Auswanderung  wurde  nun 
noch  durch  die  Nähe  der  Häfen  Bremen  und  Hamburg 
begünstigt.  In  einigen  Gregenden  der  Provinz  Hannover 
wurde  es  zur  festen  Gewohnheit,  daß  sämtliche  Brüder 
und  teilweise  auch  die  Schwestern  des  Anerben  auswan- 
derten.  Welchen  Umfang  diese  Auswanderung  teilweise 
angenommen  hat,  geht  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  aus 
einem  Dorfe  im  Regierungsbezirk  Hildesheim  mit  un- 
gefähr 300  Einwohnern  und  8 Kötnerstellen,  die  Geschwister 
der  Hoferben,  sobald  sie  erwachsen  waren,  zusammen 
über  20  Personen,  in  wenigen  Jahren  nach  Amerika  aus- 
gewandert sind.  Und  auch  in  anderen  Gegenden,  wie  im 
Regierungsbezirk  Osnabrück  ist  die  Auswanderung  ebenso 
stark  gewesen.  Mit  dem  Aufschwünge  des  Handels  und 
der  Industrie  und  der  damit  verbundenen  Entwicklung 
der  Städte,  besonders  der  Großstädte,  wie  Bremen,  Ham- 
burg, Hannover  usw.  hat  die  Auswanderung  bedeutend 
nachgelassen,  sie  hat  sich  aber  immer  noch  auf  einer 
bedeutenden  Höhe  gehalten. 


II.  Teil. 

A.  Ansiedlung  der  Bauern. 

1.  Ansiedlungsgelegenheit 

Wenn  diese  Abwanderung  der  Landbewohner  an  und 
für  sich  schon  sehr  beklagenswert  ist,  so  erscheint  sie  uns 
aber  noch  um  so  bedauerlicher,  wenn  wir  bedenken,  daß 
wir  innerhalb  der  Provinz  im  Wege  der  inneren  Koloni- 
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sation,  d.  h.  der  planmäßigen  Gründung  des  Mittel-  und 
Kleinbesitzes  sehr  wohl  in  der  Lage  sind,  ihnen  eine 
sichere  Existenz  zu  schaffen.  Hierbei  ist  nicht  nur  allein 
an  die  Aufteilung  alten  Kulturlandes,  also  der  wirtschaftlich 
oder  pekuniär  nicht  mehr  zu  haltenden  Höfe  zu  denken, 
also  namentlich  die  Fälle,  in  welchen  die  Höfe,  sei  es  durch 
wiederholte  zu  starke  Belastung  oder  aus  sonstigen  Gründen 
nicht  mehr  zu  halten  sind  und  leider  so  oft  dem  Güterschlach- 
ter  verfallen.  Ebensowenig  ist  hier  allein  an  eine  Aufteilung 
des  Großgrundbesitzes,  wie  wir  es  im  Osten  unseres  Vater- 
landes vorfinden,  zu  denken,  da  wir  in  der  Provinz  Hannover 
den  bäuerlichen  Besitz  vorherrschend  finden  und  wir  es 
mit  einem  kräftigen  Bauernstände  zu  tun  haben.  Hier  ist 
unser  Augenmerk  in  erster  Linie  auf  die  ungeheuren  (etwa 
800000  ha  umfassenden)  anbaufähigen  Ödlandflächen  zu 
richten , mit  denen  Hannover  neben  weiten  Flächen 
höchster  Kultur  (die  Marschen)  auch  zur  Zeit  noch  so  über- 
aus reichlich  versehen  ist.  Wenn  wir  auch  in  Betracht  ziehen 
müssen,  daß  ein  großer  Teil  dieser  vorhandenen  Ödländereien 
für  die  landwirtschaftliche  Kultur  nicht  in  Angriff  ge- 
nommen werden  kann,  so  harren  doch  immer  noch  mehrere 
hunderttausend  ha  der  landwirtschaftlichen  Bearbeitung. 

Den  größten  Teil  dieser  kulturfähigen  Ödlandflächen 
nehmen  die  Moore1)  ein.  Die  Verteilung  der  Moore  auf 
die  einzelnen  Regierungsbezirke  ist  in  der  Provinz  Hannover 
sehr  verschieden. 

An  der  Spitze  steht  der  Regierungsbezirk  Stade,  nahe- 
zu 1/3  seiner  Grundfläche  besteht  aus  Moor,  das  sind 
197493  ha. 

I.  Hochmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  45578  ha 
unkultiviert  73074  ha 


0 Siehe  Anhang. 


16 


b)  fiskalischer  Besitz 
kultiviert 
unkultiviert 

II  Niederungsmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert 

unkultiviert 

b)  fiskalischer  Besitz 

kultiviert 

unkultiviert 


2555  ha. 
2862  ha 


70512  ha 
2005  ha 

907  ha 
— ha 


zusammen  197  493  ha 

Regierungsbezirk  Osnabrück : Gesamtmoorfläche 

116  669  ha. 

I.  Hochmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  7 750  ha 
unkultiviert  68  934  ha 

b)  fiskalischer  Besitz  — ha 

II.  Niederungsmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  27386  ha 
unkultiviert  12599  ha 


zusammen  116669  ha 


Lüneburg: 


Regierungsbezirk 
62  057  ha. 

I.  Hochmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  2 220  ha 
unkultiviert  18378  ha 

b)  fiskalischer  Besitz 

kultiviert  322  ha 

unkultiviert  2817  ha 


Gesamtmoorfläche 
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II.  Niederungsmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  20785  ha 
unkultiviert  15955  ha 

b)  fiskalischer  Besitz 

kultiviert  1 368  ha 
unkultiviert  212  ha 


Regierungsbezirk 


zusammen  62  057  ha 

Hannover:  Gesamtmoorfläche 

53095  ha. 

I.  Hochmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  980  ha 

unkultiviert  37  670  ha 

b)  fiskalischer  Besitz 

kultiviert 
unkultiviert 


II. 


Nieder  ungsmoor 


140  ha 
310  ha 
13  995  ha 


zusammen  53  095  ha 

Regierungsbezirk  Aurich:  Gesamtmoorfläche  33  227  ha. 
I.  Hochmoor 

a)  Privatbesitz 

kultiviert  679  ha 

unkultiviert  10528  ha 

b)  fiskalischer  Besitz 

kultiviert  582  ha 

unkultiviert  20  223  ha 


II.  Niederungsmoor 
a)  Privatbesitz 

kultiviert 

unkultiviert 


108  ha 
602  ha 


2 
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b)  fiskalischer  Besitz 

kultiviert  — ha 

unkultiviert  505  ha 
zusammen  33  227  ha 

Der  Regierungsbezirk  Hildesheim  besitzt  nur  Niede- 
rungsmoor im  Umfange  von  955  ha,  das  alles  kultiviert  ist. 

Südhannover  ist  nahezu  frei  von  Mooren.  Es  sind 
hierhin  nur  die  wenigen  und  geringen  Moorflächen  des 
Harzes  und  des  Sollings  zu  rechnen. 

Die  Moorflächen  sind  bald  zerstreut  in  kleineren 
Flächen,  bald  finden  sich  auch  große,  zusammenhängende 
Gfebiete.  So  seien  genannt:  das  Hahnenknoopermoor 
5100  ha,  das  Königsmoor,  das  Kehdinger  Moor,  das 
Augustendorfer  Moor,  das  Langenmoor.  Außerdem  sind 
noch  zu  nennen  das  Hahnenmoor  östlich  von  Lingen,  das 
Große  Moor  bei  Uchte,  das  Wietingsmoor  in  den  Kreisen 
Sulingen  und  Diepholz,  das  Teufelsmoor  bei  Bremen  und 
das  Große  Moor  bei  Gifhorn  usw.  Alle  diese  Moore 
umfassen  immer  mehrere  hundert  ha.  Zu  den  größten 
Moorkomplexen  gehören  die  an  der  holländischen  und 
oldenburgischen  Grenze  sich  hinziehenden  Moore,  so  das 
über  50  km  längs  der  holländischen  Grenze  sich  er- 
streckende Bourtanger  Moor  und  das  nach  Oldenburg 
hineinragende  Hochmoor. 

Schon  allein  aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich  die  große 
Bedeutung  dieser  ungeheuren  Moorflächen,  die  noch  wächst 
dadurch,  daß  die  Moorböden  bei  zweckmäßiger  Bearbeitung 
in  landwirtschaftlicher  Hinsicht  den  wertvollsten  Boden- 
arten zuzuzählen  sind. 

2.  Ehemalige  Besiedlung  der  Moore. 

Die  Kultivierung  dieser  Moorflächen  begann  schon 
sehr  früh.  Schon  im  11.,  12.  und  13.  Jahrhundert,  als 
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die  großen  Klöster  und  andere  geistliche  und  weltliche 
Grundherren  die  Kolonisation  leiteten,  fanden  zahlreiche 
Ansiedlungen  auf  moorigen  und  sumpfigen  Böden,  den 
sog.  Bruchböden  statt.  Davon  legen  noch  viele  Ortsnamen 
Zeugnis  ab,  die  mit  -Bruch,  -Moor,  -Ried  zusammengesetzt 
sind.  Aber  damals  wurden  diese  Flächen  noch  nicht  als 
eine  besondere  Bodenart  betrachtet. 

Eine  planmäßige  Ausbeutung  der  Hochmoore  zur  Ge- 
winnung von  Brenntorf  und  gleichzeitige  Kultivierung  der 
Moorböden  begann  zuerst  in  den  Niederlanden,  besonders 
in  Groningen  und  Drenthe.  Dort  hatten  die  Städte  be- 
reits gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  angefangen,  zur 
Befriedigung  ihres  Bedürfnisses  an  Brenntorf  durch  Schiff- 
fahrtskanäle sich  mit  den  Mooren  zu  verbinden.  All- 
mählich bildete  sich  hier  eine  Urbarmachungsmethode 
heraus,  die  unter  dem  Namen  Fehn k ult  ur  bekannt  ge- 
worden ist.  Die  Verfehnung  erfolgt  dadurch,  daß  von 
einem  Hauptkanal  kleine  Nebenkanäle,  sog.  Inwieken  in 
das  Moor  gehen,  von  denen  aus  von  den  Kolonisten  zu- 
nächst der  Brenntorf  abgestochen  und  als  Brennmaterial 
zu  Schiff  verkauft  wird.  Bei  dem  Abstechen  des  Brenn- 
torfes wird  die  oberste  Schicht,  die  Bunkerde,  bei  Seite 
geworfen  und  mit  ihr  nach  vollständigem  Ab  stechen  des 
übrigen  Torfes  durch  Vermengen  mit  Sand  neues  Kultur- 
land geschaffen.  Ein  kapitalkräftiges  Unternehmertum, 
ein  weitsichtiger  kaufmännischer  Blick  für  die  Erschlie- 
ßung der  Moore  durch  weite  Kanäle,  die  mit  der  See  in 
Verbindung  gebracht  wurden  und  die  Entwicklung  des 
Handels  und  der  Industrie  im  Moore,  dann  die  Möglich- 
keit, stets  Torf  verkaufen  zu  können  und  bei  der  Rück- 
fahrt den  geradezu  in  mustergültiger  AVeise  hergestellten 
Kompost  aus  städtischen  Abfallstoffen  als  Dünger  für  die 
Neukulturen  mitbringen  zu  können,  ließen  die  Felin- 
kolonien  in  Holland  bald  zu  hoher  Blüte  kommen. 
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Das  überaus  glückliche  Gedeihen  dieser  niederländischen 
Fehnkolonien  regte  bereits  im  17.  Jahrhundert  in  den 
benachbarten  hochmoorreichen  deutschen  Landesteilen,  so 
namentlich  in  Ostfriesland  und  Papenburg  zu  Nach- 
ahmungen an.  Es  setzte  hier  auch  eine  umfangreiche 
Fehnkolnisation  ein,  von  der  noch  die  vielen  auf  — fehn 
endigenden  Namen  Zeugnis  ablegen.  Man  nahm  dabei 
die  holländische  Fehnkolonisation  zum  Vorbilde,  blieb  aber 
in  der  Ausführung  weit  hinter  dem  Original  zurück.  Bei 
uns  fehlten  die  meisten  der  oben  erwähnten  günstigen 
Bedingungen  und  die  Kolonien  entwickelten  sich  je  nach 
der  Gunst  der  Umstände  ganz  verschieden. 

Etwa  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  begann  dann 
die  Münstersche  Regierung  in  den  Emslanden  eine  um- 
fangreiche Hochmoorkolonisation  vorzuehmen.  Bei 
dieser  Hochmoorkolonisation  unterzieht  man  ohne  weiteres 
die  obere  Ackerfläche  der  landwirtschaftlichen  Kultur, 
ohne  dem  Boden  vorher  den  Torf  entnommen  zu  haben. 
Die  Hauptmoore  des  Emsgebietes  liegen  auf  der  linken 
Flußseite  und  bilden  mit  den  holländischen  großen  Moor- 
flächen das  schon  erwähnte  Bourtanger  Moor.  Die  Haupt- 
veranlassung zur  Besiedlung  dieser  Moore  gaben  wohl  an- 
dauernde Grenzstreitigkeiten  mit  Holland,  das  bestrebt 
war,  seine  Grenze  möglichst  weit  in  unser  Gebiet  hinaus- 
zuschieben. Außerdem  liefen  aber  auch  zahlreiche  Bitt- 
gesuche bei  der  Regierung  um  Ansiedlung  ein.  Daher 
beschloß  die  Regierung  an  der  Grenze  einige  Kolonien 
anzulegen  und  es  wurden,  da  es  an  Kolonistenmaterial  nicht 
fehlte,  allein  im  Sommer  des  Jahres  1788  7 Kolonien 
im  Bourtanger  Moor  angelegt.  Um  nun  auch  die  aus 
dem  rechtsemsischen  Gebiete  an  die  Regierung  heran- 
tretenden Wünsche  zu  befriedigen,  wurden  dort  noch  6 
weitere  Kolonien  angelegt,  sodaß  der  Erfolg  dieser  kurzen 
Tätigkeit  als  ein  ganz  bedeutender  zu  bezeichnen  ist.  Die 
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Regierung  hatte  nun  auch  die  Absicht , in  dieser  Weise 
mit  der  Besiedelung  fortzufahren.  Aber  gleich  darauf 
brachen  die  Kriegswirren  aus,  die  zu  einer  Verteilung  des 
dem  Erzbischof  von  Köln  gehörigen  Bistums  führten,  so- 
daß  die  weitere  Kolonisation  fast  vollständig  aufhörte. 

Die  Kolonisten  wurden  im  allgemeinen  unter  ganz 
günstigen  Bedingungen  angesetzt.  Sie  erhielten  10  Frei- 
jahre, nach  deren  Ablauf  sie  nur  einen  geringen  Kanon 
zu  entrichten  hatten.  Daß  nun  die  Kolonien  doch  nicht 
alle  in  der  gewünschten  Weise  gediehen,  liegt  hauptsäch- 
lich daran,  daß  man  sich  um  die  weitere  Ausführung 
des  Kolonisationsplanes  wenig  kümmerte,  sodaß  die  Aus- 
führung der  Anlage  von  Wegen  und  Gräben,  die 
den  alten  Gemeinden  übertragen  war,  wenig  überwacht 
wurde  und  eine  unbeschränkte  Zersplitterung  der  Kolo- 
nate  stattfinden  konnte.  Im  allgemeinen  gediehen  die 
linksemsischen  Kolonien  wegen  der  günstigen  Verkehrsver- 
hältnisse  besser  als  die  rechtsemsisclien. 

In  Ostfriesland  hatte  der  Staat  durch  das  Urbar- 
machungsedikt von  1765,  das  jedem  Bauer  4 ha  zusprach 
und  alles  übrige  Moor  dem  Landesherrn  überwies,  unge- 
heure Moorflächen  erhalten.  Es  wurde  auch  hier  eine 
Kolonisation  in  Angriff  genommen.  Über  die  Art  der 
Ansetzung  der  Kolonisten  kann  man  sich  aber  hier  kaum 
ein  klares  Bild  machen,  da  immer  von  Fall  zu  Fall  ver- 
schieden vorgegangen  und  ganz  planlos  kolonisiert  wurde. 
Die  Kolonate  wurden  übergeben,  wie  sie  waren,  oft  in 
einem  Zustande,  in'  dem  ohne  ausgedehnte  Verbesserungen 
eine  landwirtschaftliche  Nutzung  kaum  möglich  war.  Erst 
nach  vielen  Freijahren  hatten  die  Ansiedler  einen  Kanon 
von  2 Mark  pro  ha  zu  zahlen.  Jedoch  waren  die  Kolo- 
nisten später  häufig  nicht  in  der  Lage,  diesen  niedrigen 
Kanon  zu  entrichten,  was  beweist,  daß  die  Neugründungen 
an  sich  schon  nicht  lebenstähig  waren.  So  kam  es  denn, 


daß  viele  Ansiedler  den  Gemeinden  zur  Last  fielen  und 
diese  daher  sehr  unzufrieden  waren.  Im  Jahre  1789 
sandten  die  ostfriesischen  Landstände  eine  Beschwerde 
nach  Berlin  und  die  Legierung  verfügte  daher  im  Jahre 
1791,  daß  vorläufig  mit  der  weiteren  Kolonisation  aufzu- 
hören sei. 

Die  erste  planmäßige  Hochmoorkolonisation  wurde 
von  der  hannoverschen  Legierung  in  den  ehemaligen 
Herzogtümern  Bremen  und  Verden,  dem  jetzigen  Legie- 
rungsbezirk  Stade  ausgeführt.  Schon  in  den  ersten 
30  Jahren  der  hannoverschen  Legierung  fand  eine  starke 
Ansiedlung  statt,  es  wurden  allein  2000  neue  Stellen  ge- 
schaffen. Die  Ansiedlung  ging  aber  von  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  allein  aus,  ein  Beweis  dafür,  daß  damals  ein 
dringendes  Ansiedlungsbedürfnis  vorlag.  Von  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  an  beginnt  dann  eine  planmäßige 
staatliche  Kolonisation,  die  fast  in  jeder  Beziehung  als 
eine  vollkommene  bezeichnet  werden  kann.  Es  fanden 
in  jedem  Jahre  Moorkonferenzen  statt,  in  denen  mit  Sach- 
verständigen alles  eingehend  beraten  wurde.  Auch  wurde 
für  jedes  Kolonat  ein  ausführlicher  Plan  ausgearbeitet 
und  beraten.  Die  Legierung  nahm  es  sich  zur  Aufgabe, 
dem  Kolonisten  das  Kolonat  in  entwässertem  und  mit 
Wegen  versehenem  Zustande  zu  übergeben,  sodaß  er  nur 
noch  das  Moor  zu  kultivieren  hatte.  Der  Brand  frucht- 
bau spielte  hier  nur  eine  Nebenrolle  und  wurde  nur  als 
Vorbereitungsmethode  angesehen,  während  in  Ostfriesland 
und  in  den  Emslanden  viel  Brandfruchtbau  betrieben 
wurde,  sodaß  die  dortigen  Kolonisten  dadurch  der  Kul- 
tivierung und  Bearbeitung  ihres  Ackers  entzogen  wurden. 

Diese  Brandkultur  hatte  sich  besonders  auf  den  ost- 
friesischen Mooren  als  eine  neue  Moorkulturmethode  ein- 
gebürgert und  wesentlich  dazu  beigetragen,  die  Hochmoor- 
kultur und  die  Kolonisationsbestrebungen  für  lange  Zeiten 
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in  Verruf  zu  stecken.  Sie  bestand  in  dem  Abbrennen 
der  oberen  Humusschicht  mit  nachfolgendem  Buchweizen- 
bau, ein  Verfahren,  das  zwar  eine  Reihe  von  Jahren 
hindurch  es  gestattet,  dem  schwach  entwässerten  und  nur 
dürftig  bearbeiteten  Moore  auch  ohne  Zufuhr  düngender 
Stoffe  ziemlich  hohe  Ernten  zu  entziehen  und  daher  als 
Vorkultur  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  berechtigt  er- 
scheint, das  aber  bei  längerer  Fortsetzung  als  ein  Raub- 
bausystem schlimmster  Art  die  äußerste  Erschöpfung  des 
Bodens  herbeiführt.  Es  traten  denn  auch  mit  der  Zeit 
dementsprechende  Miß  stände  in  Ostfriesland  und  den 
Emslanden  bei  einigen  Kolonien  ein,  die  zuerst  auf  Torf- 
betrieb basiert,  bei  dem  Mangel  an  Abfuhrwegen  eine 
angemessene  Verwertung  des  Torfes  nicht  hatten  erzielen 
können  und  daher  ihren  Unterhalt  hauptsächlich  in  dem 
unsicheren  Brandfruchtbau  mit  seinen  verhängnisvollen 
Folgen  suchen  mußten. 


3.  Neuere  Besiedlung  der  Moore. 

Als  nun  Hannover  und  mit  ihm  Ostfriesland  von 
Preußen  annektiert  wurde,  sah  sich  Preußen  veranlaßt, 
diesen  traurigen  Zuständen  durch  ein  ausgedehntes  Kanal- 
netz abzuhelfen.  Es  ist  namentlich  der  unermüdlichen 
Tätigkeit  des  damaligen  Geh.  Regierungsrats  v.  Marcard 
zu  danken,  wenn  sich  angesichts  der  vorhandenen  Übel- 
stände bei  den  maßgebenden  Behörden  die  Überzeugung 
Bahn  brach,  daß  eine  durchgreifende  Besserung  nur  durch 
eine  Auf  Schließung  jener  Moore  nach  holländischem 
Muster  und  durch  Schaffung  von  Moorkanälen  sich  werde 
erreichen  lassen.  Man  begann  zuerst  den  preußischen 
Teil  des  Bourtanger  Moores  in  Angriff  zu  nehmen  und 
stellte  hier  von  den  70  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
an  folgende  Kanäle  fertig: 
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1.  den  Haren-Rütenbrock  Kanal,  der  das  preußische 
Gebiet  etwa  in  der  Mitte  von  Osten  nach  Westen  durch- 
schneidet und  die  Ems  mit  dem  holländischen  Stads- 
kanal  verbindet. 

2.  den  Ems-V echte-Kanal,  der  gleichfalls  in  ost-west- 
licher Richtung  durch  den  südlichen  Teil  des  Bourtanger 
Moores  und  die  angrenzenden  Sandflächen  läuft  und  die 
Ems  mit  der  Vechte  und  dem  an  diese  sich  anschließen- 
den Kanalnetz  in  Verbindung  setzt. 

3.  den  parallel  der  Emsrichtung  das  Moor  in  seiner 
Längenausdehnung  durchschneidenden,  die  genannten 
beiden  Kanäle  verbindenden  Süd-Nord-Kanal. 

Mit  der  Vollendung  des  Picardie-Coeverden-Kanals, 
der  den  Süd-Nord-Kanal  gleichfalls  mit  der  Ems  und 
der  holländischen  Dedemsvaart  und  dem  Overyssel’schen 
Kanal  verbindet  und  einem  weiteren  Verbindungskanal 
zwischen  dem  Süd-Nord-Kanal  und  dem  holländischen 
Hoogeven-  und  Orange-Kanal,  wurde  das  Netz  der  links- 
emsisclien  Moorkanäle  vorläufig  abgeschlossen. 

Rechts  der  Ems  wurde  der  Splitting-Kanal  ausgeführt, 
der  das  Bourtanger  Moor  aufschließen  und  die  Hochmoor- 
gebiete des  Regierungsbezirks  Osnabrück  mit  der  Ems, 
den  oldenburgischen  und  ostfriesischen  Kanälen  in  Ver- 
bindung bringen  soll. 

In  Ostfriesland  wurde  der  große  Ems- Jade-Kanal 
zur  Ausführung  gebracht,  der  die  großen  Moore  um 
Aurich  herum  aufschließt  und  außerdem  Emden  mit 
Aurich  und  Wilhelmshaven  verbindet.  Dann  der  nörd- 
lich von  diesem  nach  Norden  laufende  Abelitz-Moordorfer 
Kanal. 

Ursprünglich  hatte  man  ein  viel  größeres  Kanalnetz 
geplant,  da  aber  inzwischen  die  Steinkohle  weit  vorge- 
drungen war  und  der  Torf  nicht  mehr  konkurrenzfähig 
war,  sodaß  sich  infolgedessen  ein  gewinnbringender  Torf- 
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abbau  als  unmöglich  erwiesen  hatte  und  daher  der  große 
Erfolg,  den  man  sich  von  der  Ausführung  dieser  Kanäle 
versprochen  hatte,  nicht  eintrat,  sah  man  von  der  weiteren 
Ausführung  des  Kanalbaues  ab. 

Bei  der  Ausführung  der  Bimpau’schen  Moordamm- 
kultur auf  Niederungsmooren,  die  darin  besteht,  daß  man 
mehrere  Abzugsgräben  in  der  Länge  durch  das  Moor 
zieht  und  dann  auf  diese  sogen.  Dämme  eine  Schicht  Sand 
bringt  und  diesen  nur  der  landwirtschaftlichen  Bearbei- 
tung unterzieht,  war  man  ebenfalls  häutig  auf  Mißerfolge 
gestoßen.  Bimpau  hatte  auf  seinem  Gute  Cunrau  groß- 
artige Erfolge  mit  dieser  Kultur  erzielt.  Bei  der  wei- 
teren Anwendung  hatte  man  nicht  genug  berücksichtigt, 
daß  dem  Boden  die  ihm  fehlenden  Nährstoffe  zu  er- 
gänzen sind  und  daß  man  hierbei  von  Fall  zu  Fall  ganz 
verschieden  Vorgehen  muß. 

All  diese  verschiedenen  Hindernisse  mußten  notwendig 
zu  der  Einsicht  führen,  daß  für  eine  aussichtsreiche  Be- 
arbeitung der  hier  erwachsenden  zahlreichen  Aufgaben 
die  allgemeinen  Grundlagen  noch  nicht  vorhanden  seien. 
Und  so  wurde  im  Jahre  1876  die  Cen tral-Moor- 
Kommission,  als  ein  Mittelpunkt  zur  Sammlung,  Be- 
gutachtung und  Förderung  aller  das  Moorwesen  betreffen- 
den Maßregeln  und  als  ein  beratendes  Organ  des  Minis- 
teriums für  Landwirtschaft  ins  Leben  gerufen.  In  An- 
betracht des  großen  Aufschwunges,  den  die  Landwirt- 
schaft in  der  letzten  Zeit  unter  dem  Einflüsse  der  vielen 
neuen  naturwissenschaftlichen  Errungenschaften  genommen 
und  der  guten  Dienste,  die  hierbei  die  landwirtschaft- 
lichen Versuchsstationen  geleistet,  durfte  man  aber  von 
einer  ähnlichen  Anstalt,  deren  Tätigkeit  in  erster  Linie 
sich  der  Pflege  der  Moorwissenschaft  zuwendete,  eben- 
falls eine  fördersame  Hilfe  erwarten.  Diese  Erwägung 
führte  zur  Errichtung  einer  Moor -Versuchsstation 
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in  Bremen,  die  der  Central-Moor-Kommission  als  wissen- 
schaftlich-technisches Organ  unterstellt  wurde.  Diese 
Moorversuchsstation  hatte  ursprünglich  den  Zweck,  eine 
rentable  Hochmoorkultur  ohne  Brandfruchtbau  in  die 
Wege  zu  leiten.  Zur  Zeit  der  alten  Hochmoorkoloni- 
sation war  natürlich  der  Stalldünger  die  einzige  Quelle, 
aus  der  man  das  starke  Düngerbedürfnis  des  Hochmoor- 
bodens stillen  konnte.  Man  kann  bei  den  alten  Kolonien 
eine  scharfe  Abhängigkeit  der  Ausdehnung  der  Kultur 
feststellen  von  der  Möglichkeit,  Dünger  zu  beschaffen, 
die  natürlich  abhängig  war  einerseits  von  der  Ausdeh- 
nungsfähigkeit und  Ertragsfähigkeit  des  Wiesenlandes 
(denn  der  alte  Satz,  daß  die  Wiese  die  Amme  des 
Ackers  ist,  hat  wohl  für  keinen  Boden  eine  größere  Be- 
deutung als  für  den  Hochmoorboden)  und  dann  von  der 
Lage  zum  Verkehr.  Daher  gediehen  diejenigen  Kolonien, 
die  viel  Wiesenland  besaßen,  oder  die  am  Bande  gelegen 
waren  und  so  mit  anderen  im  Verkehre  standen,  in  der 
Kegel  am  besten. 

Es  war  daher  eine  der  wichtigsten  und  ersten  Auf- 
gaben der  Moor- Versuchsstation,  dieses  Hindernis  für  die 
Entwicklung  und  die  weitere  Ausdehnung  der  Hochmoor- 
kultur zu  beseitigen.  Sie  hatte  zu  erforschen,  ob  es 
möglich  sei,  die  modernen  Hülfsmittel  der  Landwirtschaft 
im  Verein  mit  allen  übrigen  technischen  Fortschritten 
der  Landwirtschaft  auf  das  Hochmoor  zu  übertragen. 
Sie  hat  sich  dieser  Aufgabe  etwa  im  ersten  Jahrzehnt 
ihres  Bestehens  mit  durchschlagendem  Erfolge  entledigt. 
Ihre  Tätigkeit  erstreckte  sich  infolgedessen  auch  bald  auf 
andere  Odländereien.  Ihre  Forschungen  waren  auf  dem 
Gebiete  der  Moor-  und  Heidekultur  nach  vielen  Lich- 
tungen bahnbrechend  und  haben  unsere  Kenntnisse  von 
der  Kultivierung  der  Odländereien  gewaltig  gefördert. 
Es  handelte  sich  nun  darum,  einen  Versuch  mit  der 
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Hochmoorkolonisation  in  größerem  Stile  zu  unternehmen. 
Hierin  ging  die  hannoversche  Provinzialverwaltung  voran, 
indem  sie  im  Frühjahr  1888  den  Beschluß  faßte,  eine 
Summe  von  400000  Mark  nebst  den  anwachsenden 
Zinsen  festzulegen,  um  damit  eine  größere  Fläche  im 
Bourtanger  Moor  zwecks  Kultivierung  zu  erwerben.  Mit 
Hülfe  von  Schöningh  gelang  es  am  Süd-Nord-Kanal  eine 
15  km  westlich  von  Meppen  in  der  Gemeinde  Groß- 
Fullen  gelegene  Fläche  von  442,75  ha  für  einen  Preis 
von  103326,16  Mk.  zu  erwerben.  So  war  also  die  Kolo- 
nisation, nachdem  sie  beinahe  ein  ganzes  Jahrhundert 
aufgehört  hatte,  wieder  aufgenommen. 

a)  Provinzialmoor. 

Man  hat  die  ganze  Fläche  in  43  Kolonate  zerlegt, 
sodaß  jedes  Kolonat  außer  einem  Forstschutzstreifen  die 
durchschnittliche  Größe  von  10  ha  hat.  Nachdem  die 
Moorfläche  in  der  erforderlichen  Weise  entwässert  und 
durch  Wege  zugänglich  gemacht  worden  war,  wurde  mit 
der  Kultivierung  und  Ansetzung  der  Kolonisten  etwa  in 
folgender  Weise  und  unter  folgenden  Bedingungen  be- 
gonnen. Das  Kolonat  wird  dem  Bewerber  mit  einem 
fertiggestellten  Gebäude  und  1 ha  Fläche,  die  vollständig 
zur  Bebauung  vorbereitet  ist,  übergeben.  Im  weiteren 
Verlaufe  der  Besiedelung  werden  jährlich  etwa  2 ha 
weitere  Moorflächen  nach  dem  von  der  Verwaltung  auf- 
gestellten generellen  Kulturplane  zur  Bestellung  im  Herbst 
des  betreffenden  Jahres  vorbereitet.  Der  Kolonist  mit 
seinen  arbeitstüchtigen  Familienmitgliedern  hat  jedoch  bei 
der  Ausführung  dieser  Arbeiten,  sowie  der  sonstigen  auf 
dem  Provinzialmoor  überhaupt  vorzunehmenden  Arbeiten 
Arbeitshilfe  zu  leisten  und  hat  dafür  die  von  der  Ver- 
waltung zu  normierenden  ortsüblichen  Akkord-  und  Tage- 
lohnvergütungen zu  empfangen.  Die  Kosten  dieser  aus- 
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zuführenden  Vorbereitungen  des  Ackers  trägt  die  Pro- 
vinzialverwaltung allein.  Der  Kolonist  muß  die  einzelnen 
Schläge  des  Kolonates  mit  den  der  von  der  Moorver- 
suchsstation vorgeschriebenen  Fruchtfolge  entsprechenden 
Früchten  bestellen.  Insbesondere  darf  Brandfruchtbau 
nur  mit  schriftlicher  Genehmigung  der  Provinzialverwal- 
tung betrieben  werden.  Nur  die  dem  Kolonisten  im 
Laufe  der  Jahre  überwiesenen,  fertig  vorbereiteten  Teile 
des  Kolonats  darf  er  nach  Maßgabe  des  allgemeinen 
Kulturplanes  landwirtschaftlich  bestellen  und  zu  seinem 
Vorteil  und  auf  seine  eigenen  Kosten  ausnutzen.  Die 
übrigen  Teile  des  Kolonats  sind  bis  zu  ihrer  vollständigen 
Vorbereitung  seiner  Benutzung  entzogen. 

Die  Kolonate  sind  an  die  Ansiedler  auf  10  Jahre 
verpachtet.  Es  steht  ihnen  aber  frei,  vor  oder  nach  Ab- 
lauf der  Pachtperiode  das  Kolonat  zum  Buchwerte  käuf- 
lich zu  erwerben.  Unter  Buchwert  ist  der  mit  4 % 211 
verzinsende  Betrag  aller  auf  das  Kolonat  entfallenden 
generellen  und  speziellen  Ausgaben  der  Verwaltung  ab- 
züglich der  Pachtzahlungen  der  Pächter  zu  verstehen. 
Der  Kolonist  hat  bei  Beginn  der  Pachtperiode  für  die 
Wohnung  und  die  fertig  vorbereitete  Fläche  auf  1 ha 
30  Mk.  Pacht  zu  zahlen.  Im  zweiten  Jahre  hat  er  dann 
für  die  inzwischen  weiter  fertig  gestellte  Fläche  pro  ha 
30  Mk.  weiter  zu  zahlen  usw. 

Die  Kolonie  steht  seit  Anfang  unter  der  Oberleitung 
des  Provinzialforstmeisters.  Für  die  örtliche  Beaufsich- 
sichtigung  der  Kolonisten  ist  ein  Moorvogt  angestellt,  der 
die  Bewirtschaftung  und  die  Innehaltung  der  Vorschriften 
zu  beaufsichtigen  hat.  In  dieser  Weise  hat  man  mit  der 
Ansetzung  von  Kolonisten  verfahren.  Am  1.  November  1909 
betrug  die  Zahl  der  fertigen  Kolonatsgebäude  einschließ- 
lich des  Beamtenhauses  39;  unbebaut  sind  zur  Zeit  noch 
4 Kolonate.  Davon  liegen  2 im  Forst,  1 Kolonat  ist 


29 


einstweilen  zur  Weidenutzung  reserviert,  und  auf  dem 
4.  Kolonat  werden  besondere  Versuche  in  Bezug  auf 
Fruchtfolge  nach  einem  Plane  der  Moorversuchsstation 
durchgeführt. 

Der  Durchschnittsbauwert  eines  Siedlungsgebäudes 
einschließlich  aller  Reparaturen,  die  sehr  viel  vorgenommen 
werden  müssen,  da  die  ersten  Häuser  sehr  leicht  gebaut 
sind,  beträgt  zur  Zeit  4550  M.  Bis  zum  Jahre  1899 
betrugen  die  Kosten  der  Urbarmachung  pro  ha  309  M 
im  Durchschnitt,  die  Generalunkosten  pro  ha  800  M 
und  die  Hausbaukosten  3800  M. 

Das  Ergebnis  dieses  Kolonisationsunternehmens  ist 
ein  durchaus  befriedigendes,  wenn  man  bedenkt,  daß  die 
ersten  Jahre  ausgesprochene  Lehrjahre  waren.  Über  fast 
alle  landwirtschaftlich-technischen  Fragen  mußten  erst 
durch  häufig  ziemlich  kostspielige  Probeversuche  sowohl 
seitens  der  Verwaltung  als  auch  der  Kolonisten  Erfah- 
rungen gemacht  werden.  Die  Ernteerträgnisse  haben  sich 
im  Durchschnitt  von  Jahr  zu  Jahr  beträchtlich  gehoben 
trotzdem  die  Wiesen  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr 
in  der  Zwischenzeit  abgeweidet  wurden,  was  natürlich  den 
Ertrag  an  Heu  vermindert.  Dies  beweist,  daß  die  Er- 
träge des  Bodens  von  Jahr  zu  Jahr  desto  mehr  gestiegen 
sind.  Durch  den  Bau  einer  Molkerei  wurden  die  Ab- 
satzverhältnisse für  die  Butter  bedeutend  verbessert.  Die 
bessere  Verwertung  der  Milch  bringt  eine  Vergrößerung 
des  Viehbestandes  herbei  und  hat  damit  eine  bessere 
Düngung  im  Gefolge.  Ebenso  wie  die  Ernteerträgnisse 
mit  der  Zeit  gestiegen  sind,  so  ist  natürlich  auch  die 
Zahl  an  Vieh  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen.  Die  Ver- 
mögensverhältnisse der  Ansiedler  haben  nach  Zugrunde- 
legung der  Versicherungsschätzung  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
beträchtliche  Steigerung  erfahren.  Man  kann  also  das 
wirtschaftliche  Fortkommen  der  Kolonisten  für  durchaus 
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gesichert  und  die  Gründung  der  Kolonie  trotz  aller  anfäng- 
lichen Schwierigkeiten  für  in  der  Hauptsache  geglückt  halten. 

b)  Marcardsmoor. 

Kurze  Zeit  darauf,  nachdem  die  Provinzialvefwaltung 
mit  der  Hochmoorkolonisation  in  dem  Groß-Fullener  Moor 
begonnen  hatte,  begann  auch  der  Staat  einen  größeren 
Versuch  in  Angriff  zu  nehmen.  Durch  den  Erlaß  vom 
13.  Juli  1888  wurde  der  Generalkommission  zu  Hannover 
der  Auftrag  erteilt,  für  einen  bestimmten  Teil  des  vom 
Ems- Jade-Kanal  durchschnittenen  Groß  Wiesmoores  in 
Ostfriesland  einen  Kolonisationsplan  auszuarbeiten.  Das 
ganze  Objekt  umfaßt  etwa  10200  ha  und  wird  von  dem 
genannten  Kanal  und  der  Chaussee  von  Strackholt  und 
Friedeburg  in  3 Teile  zerlegt.  Es  liegt  je  rund  2 Meilen 
von  Wittmund  und  Aurich  entfernt.  Die  Lage  ist  also 
im  Vergleich  zum  Provinzialmoor  als  günstig  zu  bezeichnen, 
da  der  Kanal  günstige  Absatzgelegenheit  nach  Wilhelms- 
haven sowie  nach  Aurich  und  Emden  eröffnet.  Zu  Ehren 
des  um  die  Hebung  der  Moorkultur  hochverdienten  lang- 
jährigen Vorsitzenden  der  Zentralmoorkommission,  des 
Unterstaatssekretärs  Dr.  von  Marcard,  erhielt  die  Kolonie 
den  Kamen  Marcards-Moor. 

Bei  der  Anlage  und  Einrichtung  der  Kolonie  ist  man 
im  wesentlichen  dem  im  Provinzialmoor  gegebenen  Bei- 
spiel gefolgt.  Die  Auslegung  der  Kolonate  erfolgte  auch 
hier  in  der  durchschnittlichen  Größe  von  10  ha.  Diese 
Wahl  wurde  mit  dem  Hinweis  begründet,  daß  dies  auch 
die  in  Oldenburg  beliebte  Größe  sei.  Der  Umfang  von 
10  ha  sei,  wie  gesägt  wurde,  durch  jahrhundertlange  Er- 
fahrung gegeben,  da  eine  solche  Größe  gerade  hinreiche, 
eine  Familie  genügend  zu  beschäftigen  und  zu  ernähren. 
Von  anderer  Seite  hegte  man  gegen  die  Zweckmäßigkeit 
der  Kolonate  in  der  Größe  von  10  ha  Bedenken  und 
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verlangte  einen  mehr  gemischten  Besitzstand.  Die  General- 
kommission hat  aber  später  der  besseren  Schlageinteilung 
wegen  einige  Kolonate  in  der  Größe  von  11 72  ha  angelegt. 

Der  Pachtvertrag  ist  fast  genau  derselbe  wie  im  Pro- 
vinzialmoor. Die  Kolonisten  wurden  auch  hier  anfangs 
als  Pächter  angesetzt,  jedoch  trat  man  hier  auch  bald 
der  Frage  der  Bentengutsbildung  näher.  Da  ich  später 
noch  häufiger  auf  das  Bentengut  zurückkommen  werde, 
sei  hier  vorläufig  der  Begriff  des  Bentengutes  erläutert. 

Das  Bentengut. 

Der  § 91  des  preußischen  Beallastenablösungsgesetzes 
vom  2.  März  1850  hatte  mit  seinem  Verbot  x),  die  Un- 
ablösbarkeit von  Benten  auf  längere  Zeit  als  30  Jahre 
zu  stipulieren,  dem  Institut  der  Erbpacht  in  Preußen  ein 
Ende  gemacht.  Das  Verbot  war  die  Folge  der  Bewegung 
für  die  Befreiung  von  Grund  und  Boden,  die  keine  feu- 
dalen Vorrechte  mehr,  keine  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
des  Nutznießers  mehr  dulden  wollte  und  glaubte,  daß 
der  Produktionsprozeß  am  vollkommensten  auf  dem  Wege 
des  vollen  Eigentums  gewährleistet  sei.  Diese  Bestimmung 
beschränkte  den  Kauf  gegen  Bente  auf  einen  viel  zu 
kurzen  Zeitraum  und  schloß,  indem  sie  zu  große  Ansprüche 
an  die  Kapitalkraft  erhob,  weite  und  sehr  geeignete  Kreise 
von  Mitbewerbern  aus,  die  ohne  größere  Kapitalaufwen- 
dung gern  die  Gelegenheit  ergriffen  haben  würden,  Grund- 
eigentümer zu  werden.  Man  hatte  vergessen,  daß  für 
minderbemittelte  Leute  die  Möglichkeit  des  Landerwerbs 
durch  eine  Bente  unter  Umständen  der  einzig  gangbare 

x)  § 91:  Bei  erblicher  Überlassung  eines  Grundstücks  ist 
fortan  nur  die  Übertragung  des  vollen  Eigentums  zulässig ; . . . 
auch  vertragsmäßig  kann  die  Kündigung  neuaufgelegter  fester 
Geldrenten  nur  während  eines  bestimmten  Zeitraumes,  der  30  Jahre 
nicht  übersteigen  darf,  ausgeschlossen  werden. 
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Weg  für  die  Erlangung  von  Grundeigentum  war.  So 
zogen  denn  gerade  diese  Leute  vielfach  aus  dem  Lande. 

Infolgedessen  erhoben  sich  denn  auch  bald  Stimmen, 
daß  die  Abschaffung  der  Erbpacht  kein  Fortschritt  sei. 

Roscher  bezeichnete  die  Aufhebung  der  Erbpacht  als 
eine  übereilte  Maßregel,  als  einen  von  „jenen  doktrinären 
Fehlgriffen,  die  bei  großen,  systematischen  Umgestaltungen 
so  oft  aus  vermeintlicher  Konsequenz  begangen  werden“. 

Gustav  von  Schönberg  schrieb:  „Unzweifelhaft  hatten 
die  früheren  Erbpachtverhältnisse  auch  schädliche  öko- 
nomische Folgen,  aber  diese  hatten  ihren  Grund  nicht 
in  den  Essentialien  dieser  Institution,  sondern  in  den 
Nebenbestimmungen  der  Verträge,  und  Miquel  u.  a.  hatten 
recht,  ihre  völlige  Beseitigung  in  Preußen  als  eine  nicht 
hinlänglich  überlegte,  voreilige,  irrationelle  Maßregel  zu 
bezeichnen  . . . von  ihren  schädlichen  Bestandteilen  be- 
freit und  entsprechend  den  veränderten  wirtschaftlichen 
Zuständen  und  den  neuen  sozialpolitischen  Aufgaben  re- 
formiert, wird  sie  ein  gutes  Mittel  sein  zur  Förderung 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  und  zur  Herbeiführung 
besserer  landwirtschaftlicher  Besitzverhältnisse,  gerade  im 
Interesse  der  landwirtschaftlichen  Arbeiterbevölkerung  und 
des  bäuerlichen  Mittelstandes“. 

Sehr  wichtig  ist  ferner  dann  die  Lehre  von  Rodbertus. 
Er  sah  die  Hauptursache  der  ländlichen  Kreditnot  in  der 
Verschuldungsform  des  Grundbesitzes  nach  dem  Kapital- 
wert und  empfahl  als  einziges  Schutzmittel  gegen  sie  die 
Einmhrung  des  Rentenprinzips,  die  Behandlung  des  land- 
wirtschaftlichen Grundbesitzes  als  eines  immerwährenden 
Rentenfonds.  Er  schlug  vor,  daß  der  Verkäufer  für  die 
rückständige  Kaufsumme  nur  entsprechende  Anweisung 
auf  eine  immerwährende  Rentenabfindung  fordern  dürfe, 
da  der  Boden  kein  Kapital,  sondern  nur  eine  jährliche 
Rente  erzeuge. 
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Im  Jahre  1873  wiederholte  der  Abgeordnete  Miquel 
einen  Gedanken,  den  er  schon  im  Jahre  1867  ausgesprochen 
hatte,  nämlich  das  Bedauern  darüber,  daß  man  im  Jahre 
1850  die  Erbpacht  aufgehoben  habe.  Er  verwies  insbe- 
sondere auf  die  guten  Erfahrungen,  die  man  in  Mecklen- 
burg seit  dem  Jahre  1867  mit  der  Vererbpachtung  von 
landesherrlichem  Grund  und  Boden  erzielt  habe.  In 
Mecklenburg  nämlich  ist  die  Erbpacht  in  reformierter 
Gestalt  zu  der  fast  ausschließlichen  Form  des  bäuerlichen 
Besitzes  geworden.  Die  mecklenburgische  Regierung  hat, 
um  einen  erbangesessenen  Bauernstand  zu  schaffen,  die 
allgemeine  Vererbpachtnng  zwangsweise  durchgeführt  und 
zwar  so,  daß  sie  in  den  neuen  Kontrakten  die  lästigen 
Beschränkungen  der  älteren  Erbpachtkontrakte  entfernte. 
Kur  der  Karne  Erbpacht,  das  nominelle  Obereigentum 
des  Großherzogs  und  die  Bestimmung,  daß  die  Erbpacht- 
stelle nicht  ohne  Genehmigung  der  Gutsherrschaft  parzelliert 
werden  kann,  scheiden  die  Erbpachtgüter  von  völlig  freiem 
Eigentum. 

Außer  den  Fehn-  und  Hochmoorkolonien  in  Ostfries- 
land, den  Emslanden  und  Oldenburg,  wo  sich  zur  An- 
siedlung von  mittleren  und  kleineren  Grundbesitzern  die 
Form  der  Erbpacht  als  vorzüglich  erwiesen  hatte,  wurde 
auch  noch  auf  die  guten  Erfahrungen  in  Holland  hin- 
gewiesen, wo  in  der  Provinz  Groningen  das  sog.  „beklern 
regt“  gilt,  das  eine  Art  von  Erbpacht1)  ist,  die  allmäh- 
lich aus  Zeitpachtverhältnissen  entstanden,  sich  gewohn- 
heitsrechtlich zu  einem  festen,  unkündbaren,  verkauf-  oder 
vererbbaren  Besitz  mit  bestimmten  laufenden  und  ein- 
maligen Abgaben  an  den  Vererbpächter  ausgestaltet, 
alle  Änderungen  der  politischen  Verhältnisse  in  Holland 
überdauert  und  zur  Gründnng  und  Erhaltung  des  Bauern- 
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Standes  sich  als  so  nützlich  erwiesen  hat,  daß  der  bel- 
gische Nationalökonom  Laveleye  das  beklem  regt  als  das 
Ideal  der  höchsten  Nationalproduktion  bezeichnet,  das 
zugleich  die  gerechteste  Verteilung  der  Reich tümer  her- 
beiführe. 

Im  Jahre  1879  erklärte  Fürst  Bismarck  im  Reichs- 
tage die  Aufhebung  der  Erbpacht  für  eine  große  Schädi- 
gung in  der  Entwicklung  der  ländlichen  Verhältnisse  und 
ihre  Wiedereinführung  für  ein  vorzügliches  Mittel  gegen 
die  hohen  Auswanderungszitfern.  Das  preußische  Landes- 
ökonomiekollegium sprach  sich  in  demselben  Jahre  für 
die  Wiederbelebung  der  alten  Erbpacht  aus.  Zu  der 
durch  die  Auswanderung  und  den  Arbeitermangel  ge- 
schaffenen Notlage  gesellte  sich  im  Laufe  dieser  Jahre  der 
sozialpolitische  Wunsch  nach  Schaffung  und  Erhaltung 
eines  kräftigen  mittleren  Bauernstandes  als  einer  wün- 
schenswerten sozialen  Mittelschicht  und  auch  als  eines 
das  Sozialistengesetz  von  1878  ergänzenden  Dammes 
gegen  die  Ausdehnung  der  sozialistischen  Agitation  auf  dem 
Lande.  Dazu  machte  sich  in  immer  höherem  Maße  das 
nationalpolitische  Bedürfnis  geltend,  das  Deutschtum  in 
der  Ostmark  gegen  das  immer  mehr  vordringende  pol- 
nische Element  zu  stärken. 

Da  gegen  die  Wiedereinführung  der  Erbpacht  große 
Bedenken  gehegt  wurden,  legte  die  Regierung  1885  eine 
Denkschrift  vor,  in  der  sie  einen  neuen  juristischen  Be- 
griff, den  des  Rentengutes  schuf1).  Gleichwohl  schlug  sie 
in  dem  Gesetzentwürfe  von  1886,  der  einen  Kredit  von 
100  Millionen  verlangte,  um  deutsche  Bauern-  und  Ar- 
beiterstellen auf  angekauften  Großgrundbesitzungen  an- 
zulegen, die  Ueberlassung  der  Stellen  nur  in  Zeitpacht 
oder  zu  Eigentum  vor.  Die  nationalliberale  Partei  ver- 
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anlaßte  die  Aufnahme  der  Bestimmung,  wonach  die  Über- 
lassung zu  Eigentum  gegen  eine  bestimmte  Rente  erfolgen 
könne.  Einer  Aufforderung  des  Herrenhauses  folgend, 
erweiterte  die  Regierung  die  auf  die  Rentengüter  bezüg- 
lichen Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  einem  sozialpo- 
litischen Gesetz  für  die  ganze  Monarchie,  das  am  27.  Juni 
1890  in  Kraft  trat  und  die  Begründung  von  Rentengütein 
auch  Privaten  gestattete. 

An  sich  würde  nun  ja  die  Rente  auf  ewig  zu  entrich- 
ten und  daher  von  Privaten  eine  Gründung  in  größerem 
Umfange  kaum  auszuführen  sein.  Diesem  Hindernis  ist 
aber  dadurch  abgeholfen,  daß  die  Rentenbank  durch  das 
Gesetz  von  1891  denjenigen  Teil  der  Rente,  der  in  dem 
Grundstücke  und  den  Gebäuden  Sicherheit  findet,  über- 
nimmt und  ablöst.  Der  Verkäufer  erhält  sofort  beim 
Verkauf  seiner  Grundstücke  von  der  Rentenbank  die  Ab- 
findungssumme in  Form  von  Rentenbriefen  ausbezahlt. 
Der  Käufer  hat  an  den  Staat  in  der  Regel  eine  3 1/2 
% ige  Rente  nebst  einer  1/2  % igen  Amortisationsquote 
zu  zahlen,  sodaß  seine  Schuld  nach  60 1/2  Jahren  getilgt 
ist.  Es  ist  auch  eine  4 % ige  Rente  mit  einer  1/2  % igen 
Amortisation  zulässig,  die  aber  bislang  nur  wenig  zur 
Anwendung  gekommen  ist.  Durch  diese  Ablösung  seitens 
der  Rentenbank  entstehen  für  beide  Teile  große  Vorteile, 
besonders  für  den  Käufer.  Der  Verkäufer  erhält  schon 
beim  Verkauf  die  ganze  Geldsumme  für  seine  Grundstücke 
in  die  Hand.  Der  Käufer  hat  anstatt  4 — 5 % igen  Hy- 
potheken nur  eine  31/2°/0ige  Rente  auf  seinem  Besitz- 
tum. Dann  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ihm  eine  Hypothek 
zu  einer  sehr  ungünstigen  Zeit  gekündigt  werden  kann, 
während  die  Rente  seitens  des  Staates  unkündbar  ist. 
Eine  Hypothekenbeleihung  wird  selten  den  30  fachen 
Grundsteuerreinertrag  und  den  halben  Brandkassenwert 
übersteigen,  die  staatliche  Rentenbeleihung  geht  aber  bis 
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zu  3/4  des  ermittelten  Schätzungswertes.  Außerdem  sind 
dem  Käufer  noch  verschiedene  andere  Vorteile  durch  den 
Staat  geboten.  Da  der  Ansiedler  in  dem  ersten  Jahre 
häufig  für  Inventar  und  sonstige  Anschaffungen  und  die 
Bestellung  des  Landes  größere  Ausgaben  hat,  kann  ihm 
auf  eigenen  Wunsch  ein  Freijahr  gewährt  werden.  Dann 
wird  bei  der  Begründung  einer  Kentens  teile  kein  Kauf- 
stempel erhoben,  der  sonst  1 °/0  des  Kaufpreises  beträgt. 
Ferner  sind  keine  Gerichtskosten  für  Auflassung  und  Um- 
schreibung oder  für  Kosten  etwaiger  Abmessungen  zu 
zahlen.  Gewöhnlich  werden  alle  Unkosten,  die  der 
Generalkommission  wegen  einer  Kentengutsgründung  ent- 
stehen, durch  einen  Pauschsatz  festgesetzt,  der  durch- 
schnittlich 9 M pro  ha  beträgt. 

Da  der  Staat  durch  die  Kentengutsgründung  eine  Ver- 
mehrung von  selbständigen  ländlichen  Stellen  kleineren 
und  mittleren  Umfanges  herbeiführen  will,  so  tritt  die 
Beleihung  nur  bei  Gütern  ein,  die  den  mittleren  Umfang 
nicht  übersteigen.  Diese  Grenze  des  mittleren  Umfanges 
hängt  natürlich  von  der  Bodenqualität  und  von  anderen 
Verhältnissen  ab,  im  allgemeinen  wird  sie  aber  bei  einer 
Größe  von  40  ha  liegen.  Ausgeschlossen  ist  die  Be- 
leihung bereits  bestehender  Stellen,  also  sowohl  die  Um- 
wandlung von  Hypotheken  in  Kenten,  als  auch  die  Be- 
leihung beim  Ubeigang  einer  fertigen  Stelle  von  einer 
Hand  in  die  andere.  Ausgeschlossen  sind  ferner  solche 
ländliche  Grundstücke,  die  einen  überwiegend  anderen 
Zweck  haben  als  den  Betrieb  der  Landwirtschaft.  Für 
die  Beleihung  ist  dann  ferner  erforderlich,  daß  das  Grund- 
stück frei  ist  von  allen  Belastungen  des  Besitzes,  von 
dem  es  abgeschrieben  wird.  Um  die  hierbei  leicht  ein- 
tretenden Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  tritt  auch  hier 
wiederum  die  Vermittlung  des  Staates  ein.  Insbesondere 
kann  hier  durch  ein  Unschädlichkeitszeugnis  erreicht 
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werden,  daß  die  Abschreibung  auch  ohne  Einwilligung 
der  Gläubiger  des  Stammgutes  erfolgt.  Dies  wird  meistens 
dadurch  geregelt,  daß  ein  Teil  der  dem  Verkäufer  zu- 
stehenden Rentenbriefe  zur  Tilgung  der  Hypotheken  ver- 
wendet wird. 

Damit  nun  der  Staat  auch  die  Sicherheit  hat,  daß 
die  von  ihm  gegründeten  Stellen  auch  von  dauerndem 
Bestände  sind  und  nicht  von  dem  Erwerber  durch 
einen  ihm  zugestoßenen  kleinen  Vermögensunfall  wieder 
zu  Grunde  gerichtet  werden,  wird  verlangt,  daß  der  Über- 
nehmer wenigstens  1/3  des  Wertes  der  bebauten  Stelle 
als  Vermögen  besitzt.  Allerdings  braucht  dieses  Vermögen 
nicht  allein  in  barem  Gelde  zu  bestehen,  sondern  kann 
zu  einem  gewissen  Teile  auch  in  dem  Inventar  und  den 
anderen  Vorräten  enthalten  sein. 

Der  Rentengutskäufer  wird  schon  sofort  bei  der  Über- 
nahme der  Stelle  freier  Eigentümer  über  das  Rentengut, 
Das  Eigentum  wird,  ohne  daß  es  einer  Auflassung  bedarf, 
durch  Umschreibung  im  Grundbuche  auf  Grund  des  be- 
stätigten Vertrages  erworben.  Der  Rentengutsbesitzer  ist 
in  der  Verfügung  über  das  Gut  nur  solchen  Beschränkungen 
unterworfen,  die  den  dauernden  Bestand  der  Stellen  sichern 
sollen.  So  kann  er  innerhalb  der  ersten  zehn  Jahre  die 
Rente  nur  mit  Genehmigung  der  Generalkommission  ab- 
lösen.  Solange  eine  Rente  auf  dem  Rentengute  haftet, 
kann  die  Aufhebung  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit 
und  die  Zerteilung  des  Rentengutes  sowie  die  Abver- 
äußerung von  Teilen  rechtswirksam  nur  mit  Genehmigung 
der  Generalkommission  erfolgen. 

Um  das  Rentengut  vor  einer  zu  großen  Verschuldung 
zu  bewahren,  ist  es  nach  dem  Gesetz  vom  8.  Juni  1896 
dem  Anerbenrecht  unterworfen.  Nach  diesem  Gesetz 
erhält  der  Anerbe  eines  vom  Staate  gegründeten  Renten- 
gutes bei  der  Erbteilung  1/3  des  Reinertragswertes  vor 
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seinen  Miterben  als  Voraus.  Dieser  Reinertrags  wert  wird 
nach  dem  25 faclien  Werte  des  jährlichen  Reinertrags  er- 
mittelt. Die  andern  zwei  Drittel  kommen  in  die  Erbschafts- 
masse. die  dann  unter  sämtliche  Erben  verteilt  wird.  Ver- 
kauft der  Anerbe  aber  das  Gut  innerhalb  20  Jahren 
nach  der  Erbteilung,  so  fällt  dieses  Voraus  von  1/3  noch 
nachträglich  an  die  Erb  Schafts  masse  zurück.  Die  Ab- 
findung der  Miterben  findet  (in  Anlehnung  an  die  Lehre 
von  Rodbertus)  durch  eine  jährliche  Rente  statt,  im  Gegen- 
satz zum  Höfegesetz,  nach  welchem  die  Abfindung  durch 
eine  Kapitalsumme  stattfindet.  Die  Ablösung  dieser  Rente 
an  die  Miterben  kann  aber  auch  an  die  Rentenbank  von 
dem  Anerben  abgetreten  werden,  sodaß  die  Miterben  bei 
der  Erbteilung  sofort  die  volle  Summe  erhalten,  die  der 
Anerbe  dann  in  Form  von  Renten  an  die  Rentenbank 
abzutragen  hat.  Will  der  Eigentümer  durch  Verfügung 
unter  Lebenden  das  Gut  an  einen  anderen  als  einen 
seiner  Nachkommen,  Geschwister,  deren  Nachkommen  oder 
seine  Ehefrau  veräußern,  so  ist  dazu  die  Genehmigung 
der  Generalkommission  erforderlich.  Diese  Genehmigung 
darf  aber  nur  versagt  werden,  wenn  Tatsachen  vorliegen, 
die  die  Annahme  rechtfertigen,  daß  die  wirtschaftliche  Selb- 
ständigkeit des  Gutes  durch  Vereinigung  mit  einem  grö- 
ßeren Gute  aufgehoben  wird. 

Es  sind  nun  häufig  Einwendungen  gegen  den  Zwang 
des  Anerbengesetzes  gemacht  worden.  Dem  sei  aber  hier 
nur  entgegengehalten,  daß  darin  seitens  der  General- 
kommission durchaus  nicht  so  streng  verfahren  wird.  Denn 
es  werden  hierin  auf  Wunsch  der  Ansiedler  viele  Aus- 
nahmen gemacht,  wie  z.  B.  im  Kreise  Burgdorf,  wo  man 
allerdings  im  Falle  des  Anerbenzwanges  nur  schwerlich 
Übernehmer  der  Rentengüter  gefunden  hätte.  Ein  weiterer 
Einwand  gegen  das  Rentengut  ist  die  Behauptung,  An- 
zahlung und  Rente  belasteten  den  Eigentümer  zu  sehr, 
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und  die  Gefahr  der  Verschuldung  liege  nahe.  Bis  jetzt 
sprechen  die  Berichte  über  die  Rentengutsbildungen  bei 
den  Generalkommissionen  aber  fast  durchweg  von  einer 
günstigen  Lage  der  Rentengutsbesitzer,  von  regelmäßiger 
Renten-  und  Zinszahlung.  Im  Gebiete  der  Generalkom- 
mission zu  Frankfurt  a.  0.  hatten  von  1501  Ansiedlern 
nur  17  ihre  Rente  nicht  vollständig  bezahlt  und  von 
1605  Rentengütern  mußten  nur  15  versteigert  werden. 
Meistens  war  die  Ursache  in  diesen  Fällen  in  unglück- 
lichen Familienverhältnissen  zu  suchen. 

Alle  diese  Vorteile  des  Rentengutes  lassen  erkennen,  daß 
bei  der  Überführung  zu  Eigentum  auf  unkultiviertem 
Boden,  die  Form  des  Rentengutes  äußerst  brauchbar  sein 
muß.  So  werden  jetzt  die  Moor-  und  Heideländereien 
Preußens  zu  einem  großen  Teile  mit  Hülfe  des  Renten- 
gutes besiedelt.  Auch  in  der  Denkschrift  des  Ministeriums 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  von  1899  über 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Moore  und  Moorbesiedlungen 
in  Preußen  wird  ausgeführt,  daß  die  Rentengutsgesetz- 
gebung ein  brauchbares  Mittel  sei,  die  Zeitpachtungen  der 
Mooransiedler  in  Eigentum  zu  verwandeln. 

Im  Marcards-Moor  sind  bis  jetzt  22  derartige  Renten- 
güter angelegt.  Sie  sind  teils  aus  früheren  Pachtstellen 
hervorgegangen,  teils  selbständig  angelegt.  Mit  der  Über- 
gabe der  Pachtstellen  zu  Rentengütern  und  der  Gründung 
von  Rentengütern  hat  man  im  allgemeinen  gute  Erfah- 
rungen gemacht.  Die  Rentengutsbesitzer  haben  die  durch 
die  Eigentums  Verleihung  erlangte  größere  Selbständigkeit 
nicht  mißbraucht,  sie  wirtschaften  nach  den  bewährten 
Regeln  der  Hochmoorkultur  weiter  und  lassen  sich  auch 
fast  alle  in  jeder  Weise  einen  guten  Rat  erteilen. 

Die  jährliche  Rente  ist  nur  um  die  Kosten  der  öffent- 
lichen Lasten  über  den  Pachtzins  hinaus  erhöht. 

Da  die  ersten  Kolonisten  bald  mit  der  Bebauung  ihres 
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Ackers  soweit  in  Anspruch  genommen  waren,  daß  sie 
kaum  noch  imstande  waren,  an  den  weiteren  Kultivie- 
rungsarbeiten  teilzunehmen  und  da  andere  Arbeitskräfte 
auch  nur  sehr  schwer  zu  erhalten  waren,  ging  man  dazu 
über,  Gefangene  zu  diesen  Arbeiten  heranzuziehen.  Schon 
seit  einigen  Jahren  arbeitet  ein  Gefangenenkommando 
von  30  bis  40  Mann  auf  dem  Marcards-Moor.  Die  Ge- 
fangenen werden  zu  allen  Arbeiten  herangezogen  und  be- 
währen sich  dabei  zu  vollkommener  Zufriedenheit.  Die 
letzten  Bauten  sind  alle  von  Gefangenen  ausgeführt  und 
die  Kosten  sind  bedeutend  niedriger,  da  die  Gefangenen 
nur  85  Pf.  Lolin  pro  Tag  erhalten.  Die  Gefangenen 
waren  den  Kolonisten,  die  häufig  nicht  imstande  waren, 
die  Bestellungs-  und  Erntearbeiten  allein  vollenden  zu 
können,  auch  bald  eine  willkommene  Hilfe.  Sie  gewöhnen 
sich  im  allgemeinen  bald  an  jede  Landarbeit,  und  er- 
halten von  den  Kolonisten  nur  einen  Lohn  von  95  Pf. 
Auf  dem  Provinzialmoor  hat  es  selten  an  Arbeitern  bei 
den  Kultivierungsarbeiten  gefehlt,  da  dort  immer  Holländer 
leicht  zu  erhalten  sind. 

Der  Vermögenszustand  und  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Kolonisten  hat  sich  auf  dem  Marcards-Moor  ebenso 
wie  auf  dem  Provinzialmoor  von  Jahr  zu  Jahr  beträcht- 
lich gehoben. 

Außer  den  22  Rentengütern  sind  noch  32  Pachtkolonate 
gebildet  und  5 andere  Kolonate,  die  verschiedenen  Zwecken 
dienen  (Kirche,  Schule  usw.),  sodaß  wir  im  ganzen  augen- 
blicklich 59  Siedlungen  haben. 

Im  übrigen  hat  das  Marcardsmoor  vor  dem  Provinzial- 
moor aber  manches  voraus,  das  sind  vor  allem  die  guten 
Absatz-  und  Verkehrsverhältnisse,  die  guten  Koloniewege 
und  dann  die  freigiebige  Fürsorge  des  Staates  für  die 
öffentlich-rechtlichen  und  gemeinschaftlichen  Verhältnisse 
und  die  gute  Ausführung  der  massiven  Häuserbauten. 
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c)  Groß'Sterneberg. 

Als  zweites  Besiedlungsobjekt  nahm  der  Staat  das 
Kehdinger  Moor  in  Aussicht.  Dieses  Moor  erstreckt 
sich  in  einer  Fläche  von  109  qkm  nordwestlich  von  Stade 
zwischen  der  Oste  und  Elbe.  Der  fiskalische  Teil  des- 
selben umfaßt  etwa  1100  ha.  Im  Jahre  1890  erhielt  die 
Generalkommission  einen  Auftrag  für  den  Kultivierungs- 
plan. Dieses  Moor  hat  insofern  eine  sehr  günstige  phy- 
sikalische Beschaffenheit,  als  es  im  Untergründe  eine  starke 
Lehmmergelschicht  enthält.  Dieser  Lehm  wird  mit  Hilfe 
einer  sog.  Kulilmaschine  herausgeholt  und  auf  die  Ober- 
fläche verteilt.  Die  Entwässerungsarbeiten  waren  hier 
wegen  des  starken  Untergrundwassers  sehr  umfangreich 
und  man  mußte  einsehen,  daß  die  aus  all  diesen  Arbeiten 
erwachsenden  Kosten  das  Besiedlungsunternehmen  er- 
schweren und  verlangsamen  würden.  Man  ging  hier  daher 
von  Anfang  an  zur  Verwendung!  von  Gefangenen-  über. 
Im  Jahre  1900/1901  waren  die  Arbeiten  soweit  gediehen, 
daß  man  mit  der  Auslegung  von  Stellen  beginnen  konnte. 
Im  Frühjahr  1902  wurden  die  beiden  ersten  Kolonisten- 
häuser von  Strafgefangenen  erbaut.  Es  sind  friesische 
Bauernhäuser,  Wohnung  und  Wirtschaftsgebäude  sind 
unter  demselben  Dache.  Die  Herstellung  eines  solchen 
Hauses  kostet  rund  5000  M.  Von  den  beeidigten  Taxatoren 
der  landschaftlichen  Brandkasse  in  Hannover  sind  diese 
Gebäude  jedoch  auf  7000 — 7200  M eingeschätzt,  sodaß 
bei  der  Verwendung  von  Gefangenen  am  Hausbau  allem 
2000  M gespart  werden.  Im  Oktober  1902  zogen  die 
beiden  ersten  Siedler  ein.  Für  die  in  Zeitpacht  zu  ver- 
gebenden Siedlungen  wurde  der  jährliche  Pachtzins  auf 
42  M pro  ha  festgesetzt.  Durch  die  Festsetzung  des 
Pachtzinses  von  42  M pro  ha  wird  eine  3 % ige  Ver- 
zinsung der  der  Staatskasse  erwachsenden  Kosten  erzielt, 
die  rund  1400  M pro.  ha  betragen.  Nach  Ansetzung 
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der  beiden  ersten  Pachtkolonisten  ging  man  in  den  folgenden 
Jahren  mit  der  Gründung  weiterer  Pachtstellen  vor.  Und 
da  sich  unter  den  Bewerbern  um  Siedlerstellen  auch  ver- 
mögendere Landwirte  befanden,  konnte  man  zugleich  auch 
zur  Gründung  von  Bentengütern  schreiten.  Dadurch  er- 
fuhr das  Besiedlungswerk  eine  wesentliche  Förderung. 
Die  Bentengutsnehmer  bauen  ihre  Häuser  selbst  und  die 
Moorverwaltung  braucht  das  Land  nur  zu  hacken  und 
mit  Kühler  de  versehen  zu  lassen. 

Die  wichtigsten  Bedingungen  der  den  gegebenen 
besonderen  Verhältnissen  angepaßten  Bentengutsver- 
träge  sind  folgende:  Die  Bentengutslän  der  eien  werden 
auf  Staatskosten  allmählich  urbar  gemacht,  d.  h.  zwei- 
mal gehackt  und  mit  300  cbm  Kuhlerde  pro  ha  ver- 
sehen. Bei  Übertragung  des  Gutes  zu  Eigentum  muß 
a/4  seiner  Fläche  in  dieser  Weise  urbar  gemacht  sein. 
In  jedem  der  drei  folgenden  Jahre  kommt  eine  gleiche 
Fläche  hinzu.  Der  Kaufpreis  für  dieses  gehackte  und 
mit  Schlickerde  versehene  Moorland,  welches  für  die  erste 
Ernte  keiner  Beidüngung  bedarf,  beträgt  rund  730  M 
pro  ha.  Auf  diesen  Preis  werden  jedoch  in  Anrechnung 
gebracht  der  Kapitalswert  der  auf  der  Bentengutsfläche 
ruhenden,  vom  Käufer  zu  übernehmenden  privatrechtlichen 
Belastungen,  nämlich  der  Lasten  der  Melioration,  der 
Gräben-  und  Wegeunterhaltung,  mit  rund  220  M pro 
ha,  sodaß  vom  Käufer  rund  510  M pro  ha  zu  tilgen 
bleiben.  Von  der  zu  tilgenden  Summe  zahlt  er  je  nach 
seinen  Vermögensverhältnissen  x/4 — 1/3  in  bar  an;  das 
Bestkaufgeld  ist  für  die  ersten  drei  Jahre  mit  31/2% 
zu  verzinsen  mit  der  Maßgabe,  daß  für  das  erste  Jahr 
V,  der  Jahreszinsen,  für  das  zweite  die  Hälfte  und  für 
das  dritte  ;J/4  dieser  Zinsen  zu  entrichten  sind.  Vom 
vierten  Jahre  an  ist  dann  60  72  Jahre  lang  die  4 % ige 
Amortisationsrente  zu  zahlen. 
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Es  ist  den  Besitzern  aber  eine  Reihe  von  Verpflich- 
tungen auferlegt,  bei  deren  Nichtinnehaltung  der  Staat 
sich  das  , Wiederkaufsrecht  des  Rentengutes  Vorbehalten 
hat.  Das  Wiederkaufsrecht  steht  dem  Staate  zu:  wenn 
der  Rentengutsbesitzer 

a)  gegen  das  Verbot  der  Brandkultur  oder  gegen  die 
Bestimmungen  über  Abtorf ung  verstoßt; 

b)  das  Rentengut  ohne  Zustimmung  der  Generalkom- 
mission  ganz  oder  teilweise  verpachtet  oder  durch 
einen  Vertreter  bewirtschaften  läßt; 

c)  Wohnung  und  Wirtschaftsgebäude  nicht  bis  zum 
festgesetzten  Termin  aufgebaut  oder  verfallen  läßt 
oder  das  zur  ordnungsgemäßen  Bewirtschaftung  er- 
forderliche lebende  und  tote  Inventar  nicht  mehr 
hält ; 

d)  mit  der  Zahlung  einer  auf  den  Düngerfonds  kon- 
trahierten Schuld  länger  als  zwei  Jahre  nach  der 
Fälligkeit  im  Rückstände  bleibt; 

e)  den  übernommenen  Verpflichtungen  hinsichtlich  der 
Meliorations-  Wege-  und  Gräbenlasten  oder  ge- 
gewissen  bezüglich  der  Regelung  der  Gemeinde- 
verhältnisse  usw.  eingegangenen  Verpflichtungen 
nicht  genügt. 

Dann  hat  der  Staat  nach  Maßgabe  des  Artikels  29 
des  preußischen  Ausiiihrungsgesetzes  zum  BGB.  ebenfalls 
das  Wiederkaufsrecht,  insbesondere  auch,  wenn  der  Eigen- 
tümer stirbt. 

Im  Jahre  1905  erhielt  die  Kolonie  den  Namen  Groß- 
Sterneberg  von  dem  langjährigen  Vorsitzenden  der  Zentral- 
moorkommission, Unterstaatssekretär  Sterneberg. 

Augenblicklich  sind  23  Stellen  vergeben,  davon  8 
als  Rentengüter  und  die  anderen  sind  auf  10  Jahre 
verpachtet. 
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Als  jüngstes  staatliches  Besiecllungswerk  ist  dann  noch 
das 

d)  Hahnenknooper  Moor 

zu  erwähnen.  Es  hegt  im  Kreise  Geestemünde  an  der 
Bremer-Geestemündener  Chaussee  und  wird  in  seinem  süd- 
lichen Teile  von  einer  der  genannten  Chaussee  abzweigenden 
Landstraße  durchschnitten,  die  nach  Langendamms  Moor 
und  weiter  in  die  Wesermarsch  führt.  Das  Besiedlungs- 
gebiet,  dessen  Besiedlung  der  Landwirtschaftsminister  im 
Jahre  1903  der  Generalkommission  übertragen  hat,  um- 
faßt etwa  210  ha.  Auch  hier  arbeitet  ein  Gefangenen- 
kommando, das  bis  jetzt  sechs  Kolonate  fertiggestellt  hat, 
die  alle  verpachtet  sind.  Bei  der  günstigen  Lage  des 
Besiedlungsgebietes  in  Anbetracht  der  erwähnten  Ver- 
bindung nach  allen  Seiten  hin,  dürfte  die  Entwicklung  der 
Kolonie  ebenfalls  in  günstigster  Weise  vor  sich  gehen. 

Endlich  ist  die  Besiedlung  des  bei  Tostedt  gelegenen 
Königsmoores  vorgesehen.  Der  Plan  ist  aufgestellt,  be- 
findet sich  aber  noch  in  den  ersten  Anfängen  der  Aus- 
führung. 


B.  Weitere  Maßnahmen  zur  Kultivie- 
rung  und  Besiedlung  der  Moore. 

Wie  man  beim  Besuch  dieser  neuen  Kolonien  auf  den 
ersten  Blick  hin  sieht,  ist  ihre  Entwicklung  eine  sehr  er- 
freuliche und  verspricht  es  in  noch  höherem  Maße  zu 
werden,  wenn  die  Kolonisten  sich  die  neueren  Fortschritte 
der  Wiesen-  und  Weidewirtschaft  noch  mehr  zunutze 
machen.  Denn  gerade  zu  der  Anlage  von  Weiden  hat 
sich  bei  den  Versuchen  der  Moorversuchsstation  der  Hoch- 
moorboden als  sehr  ertragreich  erwiesen;  er  ist  den  besten 
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bekannten  Bodenarten  vollständig  gleichzustellen.  Es  kann 
auf  keinen  Fall  mehr  daran  gez  weif  eit  werden,  daß  wir 
in  der  Lage  sind,  mit  Hülfe  von  Wiesen-  und  Weide- 
anlagen das  Hochmoor  sicher  und  schnell  zu  kultivieren, 
dort  kleine  und  mittelgroße  Stellen  zu  schaffen  und  da- 
durch die  Möglichkeit,  zahlreiche  kleine  Besitzer  anzu- 
siedeln, deren  landwirtschaftlicher  Betrieb  in  diesen  Stellen 
außerordentlich  sicher  ist,  die  aber  andererseits  Arbeits- 
kräfte an  die  Landstriche  in  der  engeren  und  weiteren 
Umgebung  der  Moore  abgeben  können. 

Dann  hat  die  Besiedlung  der  Hochmoore  besondere 
Bedeutung  für  die  Versorgung  unseres  Volkes  mit  Fleisch 
und  tierischen  Produkten;,  deren  Einfuhr  ständig  steigt. 
Es  ist  eine  wesentliche  Ausdehnung  dieser  Weidebetriebs- 
form möglich,  ohne  daß  eine  Einschränkung  des  Körner- 
baus eintreten  müßte,  die  im  Interesse  der  Ernährung 
unseres  Volkes  mit  Brotgetreide  durchaus  nicht  zu  wünschen 
ist.  Die  Bedeutung  der  Hochmoore  nach  dieser  Richtung 
sei  noch  durch  ein  paar  Zahlen  erläutert.  Nehmen  wir 
einmal  an,  daß  im  Gfanzen  noch  rund  300000  ha  Moor 
in  Hannover  kulturfähig  sind,  daß  hiervon  etwa  die  Hälfte 
in  Dauerweide  niedergelegt  werde  und  die  andere  Hälfte 
zu  Wiesen  und  Ackerland,  sodaß  wir  also  rund  150000  ha 
Weide  gewinnen  würden.  Machen  wir  weiter  die  durch- 
aus berechtigte  Annahme,  daß  auf  gut  entwickelten  Hoch- 
moorweiden 40  a für  die  Ernährung  eines  Stückes  Groß- 
vieh genügen,  so  würden  auf  dem  ganzen  Weideland 
375000  Stück  Großvieh  ernährt  werden  können. 

Es  soll  nun  aber  damit  nicht  gesagt  sein,  daß  infolge 
dieser  großen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Hoch- 
moorkultur eine  Fehnkolonisation  nirgendsmehr  am  Platze 
sei.  Dort,  wo  sich  ein  günstiger  Absatz  des  Torfes  bietet, 
wird  eine  Fehnkolonisation  neben  der  Hochmoorkoloni- 
sation nach  wie  vor  mit  gutem  Erfolge  zu  betreiben  sein. 
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Und  es  heißt  nicht  mehr  Fehnkolonisation  oder  Hoch- 
moorkolonisation, sondern  Fehnkolonisation  und  Hoch- 
moorkolonisation. Daß  durch  die  Fehnkolonisation  das 
Moor  in  die  blühendsten  Felder  verwandelt  werden  kann, 
hat  Holland  uns  schon  seit  Jahrhunderten  in  der  glän- 
zendsten Weise  bewiesen  und  beweist  es  uns  auch  jetzt 
noch.  Um  sich  hiervon  zu  überzeugen,  bedarf  es  nur 
einer  kurzen  Heise  von  Meppen  aus  in  das  unmittelbar 
nebenan  grenzende  holländische  Moorgebiet  Claziena-Veen. 
Hier  finden  sich  überall  langgestreckte  Kanäle  mit  Seiten- 
kanälen, belebt  von  zahllosen  Fahrzeugen.  Auf  beiden 
Seiten  der  Kanäle  liegen  zahllose  Kolonistenhäuser  in 
schönster  Ausführung,  von  bester  Kultur  umgeben.  Über- 
haupt bietet  jene  Gegend  Hollands  das  Bild  lebhaftester 
Entwicklung.  Hier  fällt  uns  der  himmelweite  Unterschied 
zwischen  der  Kolonisation  der  holländischen  Moore  und 
preußischen,  wo  doch  genau  dieselben  natürlichen  Ver- 
hältnisse vorliegen,  besonders  stark  in  die  Augen. 

Es  würde  die  Kultivierung  in  diesen  Emsmooren  aber 
auch  schon  bedeutend  weiter  vorgeschritten  sein,  wenn 
das  Kanalnetz  nach  dem  ursprünglichen  Plane  zur  voll- 
ständigen Ausführung  gekommen  wäre.  Denn  nur  bei 
einem  weit  ausgebauten  Kanalnetz  kann  der  Torfabsatz 
lohnend  sein.  Als  ein  wichtiges  fehlendes  Glied  kommt 
der  Meppen-Hoogeveen  Kanal  in  Betracht,  an  dessen 
Ausführung  man  schon  vor  30  Jahren  dachte,  der  aber 
wahrscheinlich  jetzt  bald  gebaut  werden  wird. 

Dieser  Kanal  Meppen-Hoogeveen  durchschneidet  das 
große  Moorgebiet  zwischen  dem  Ems-Vechte-Kanal  und 
dem  Haren-Rütenbrocker-Kanal  nahezu  in  seiner  Mitte. 
Er  wird  diesem  heute  noch  fast  vollständig  unaufgeschlossenen 
Gebiete  neben  ausreichender  Vorflut,  die  erforderliche 
Verkehrsstraße  darbieten,  auf  der  die  Düngemittel  für  die 
Kultivierung  dieser  Gegend  eine  schnelle  und  billige  Ver- 
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frachtung  finden  und  ebenso  die  landwirtschaftlichen  und 
industriellen  Produkte  vorteilhaft  auf  den  Markt  gebracht 
werden  können. 

Außer  diesen  Vorzügen  als  Wasserweg  wird  der  Kanal 
eine  große  Bedeutung  für  den  Landverkehr  bekommen. 
Denn  in  der  ganzen  Erstreckung  der  Hochmoore  links 
der  Ems  bis  hinunter  nach  Rütenbrock  findet  sich  keine 
feste  Straßenverbindung  mit  den  Landgemeinden  und  nach 
Holland.  Dieser  Zustand  ist  für  die  Entwickelung  der 
schon  vorhandenen  Kolonien  und  für  eine  weitere  Kolo- 
nisation von  sehr  ungünstigem  Einfluß,  da  die  vorhandenen 
Landwege  durchaus  unzureichend  und  im  Winter  schwer 
passierbar  sind.  Die  Anlage  von  Straßen  läßt  sich  wegen 
der  hohen  Kosten  und  sonstigen  Schwierigkeiten  nicht 
durchiühren.  Nach  Fertigstellung  des  Kanals  Meppen- 
Hoogeveen  wird  es  leicht  sein,  an  dieser  eine  auf  festem 
Sandboden  liegende  Straße  in  das  Hochmoor  zu  bauen, 
die  sich  dem  dort  vorhandenen  holländischen  Straßennetze 
anschließt.  Ein  lebhafter  Verkehr  von  dort  nach  dem 
Emshafen  Meppen,  der  Station  der  Staatsbahn  Münster- 
Emden  und  der  normalspurigen  Nebenbahn  Meppen- 
Löningen  - Oldenburg,  deren  Greleise  bis  an  den  Hafen 
des  Dortmund-Ems-Kanals  bei  Meppen  vorgestreckt  sind, 
kann  nicht  ausbleiben.  Dieser  Vorzug,  daß  der  Kanal 
Meppen-Hoogeveen  von  einem  Hafen  des  Dortmund-Ems 
Kanales  und  gleichzeitig  der  Bahnstation  einer  ausge- 
dehnten Bahnverbindung  seinen  Ausgangspunkt  hat,  gibt 
ihm  eine  besonders  große  Bedeutung.  Weder  der  Haren- 
Rütenbrocker  Kanal,  der  Ems-Vechte  Kanal  noch  ein 
anderer  Kanal  der  linksemsischen  Kanalgenossenschaft 
mündet  bei  einem  größeren  Marktort  und  hat  gleichzeitig 
direkten  Anschluß  an  die  Eisenbahn. 

Es  wäre  daher  sehr  zu  wünschen,  wenn  der  Bau  dieses 
Kanales  möglichst  bald  zur  Ausführung  käme.  Denn  es 
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ist  klar,  daß  dadurch  die  Kultivierung  und  Besiedlung 
des  großen  Bourtanger  Moores  unbedingt  rasche  Fort- 
schritte machen  wird,  besonders  dadurch,  daß  durch  die 
besseren  Verkehrsverhältnisse  die  Ansiedlung  brauchbarer 
sesshafter  Kolonisten  eine  wesentliche  Erleichterung  findet, 
die  heute  in  dem  Maße  nicht  möglich  ist,  weil  zur  Zeit 
die  ungünstigen  Verbindungen  zur  Eisenbahn  und  zur 
nächsten  Stadt  Ansiedler  abschrecken. 

Da  man  in  der  neueren  Zeit  die  technische  Verwertung 
des  Torfes  mit  aller  Macht  zu  erhöhen  sucht,  ist  es  nicht 
ausgeschlossen,  daß  dadurch  in  Zukunft  große  Torflager 
aufgeschlossen  werden  und  für  eine  Fehnkolonisation  eine 
günstige  Gelegenheit  geschaffen  wird.  Denn  wir  müssen 
immer  bedenken,  daß  bei  der  Fehnkolonisation  die  schwierige 
Frage  des  Häuserbaues  sowie  der  Anlage  und  Unter- 
haltung von  Wegen  fortfällt,  was  bei  der  Hochmoorkolo- 
nisation häufig  große  Schwierigkeiten  verursacht.  Außer- 
dem gibt  der  abgetorfte  Boden  immer  dauernde,  sichere 
Erträge. 

Im  Bourtanger  Moor  hat  vor  einiger  Zeit  die  holländi- 
sche Griendtsveen-Gesellschaft  eine  große  Fläche  Moor 
bis  zum  Jahre  1945  gepachtet.  Sie  entnimmt  dem  Boden 
den  Torf  zwecks  Herstellung  von  Torfstreu  in  zwei  zu 
diesem  Zwecke  am  Süd-Nordkanal  errichteten  Fabriken. 
Sie  hat  sich  aber  vertraglich  verpflichten  müssen,  die 
Torflager  in  der  Weise  auszubeuten,  daß  dadurch  in  keiner 
Weise  eine  spätere  Verfehnung  gefährdet  wird. 

Dann  beginnt  man  neuerdings  durch  die  Errichtung 
von  Überlandzentralen  immer  mehr  den  Torf  zur  Erzeu- 
gung von  elektrischer  Kraft  zu  verwerten.  In  Ostfries- 
land bei  Aurich  ist  im  vergangenen  Jahre  eine  solche 
Zentrale  von  den  Siemens-Schuckert-Werken  errichtet. 

Im  Kreise  Wittlage,  im  Schweger  Moor  ist  ebenfalls 
ein  großer  Bau  einer  solchen  Zentrale  in  Angriff  ge- 
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nommen,  der  erst  nach  Jahren  fertiggestellt  sein  wird. 
Noch  in  diesem  Jahre  aber  soll  der  Betrieb  in  Gang 
gesetzt  werden.  Die  Vergasung  des  Torfes  und  die  Ge- 
winnung von  Stickstoff  geschieht  nach  einem  patentierten 
Verfahren  in  Generatoren.  Mittels  des  gewonnenen  Gases 
werden  die  Maschinen  getrieben  und  der  Stickstoff  wird 
zur  Erzeugung  von  Ammoniak  verwendet.  Von  diesem 
wichtigen  Dungstoffe  beabsichtigt  man  täglich  an  1000  kg 
herzustellen.  Die  fast  unabsehbare  Moorfläche,  von  der 
die  Gesellschaft  rund  1000  ha  käuflich  erworben  hat,  soll 
auf  ein  Jahrhundert  für  diese  Zwecke  ausreichen.  Dem- 
nach werden  also  vorläufig  auf  diese  Weise  größere 
Flächen  noch  nicht  abgetorft  werden. 

Um  eine  rasche  Besiedlung  der  fiskalischen  Moor- 
flächen durchzuführen,  haben  wir  vorläufig  unser  Augen- 
merk auf  die  Hochmoorkultur  zu  richten,  bei  der  es  dem 
einzelnen  Kolonisten  freigestellt  sein  muß,  unter  Umständen 
später  sein  Kolonat  allmählich  abtorfen  zu  dürfen.  Und 
zwar  muß  hierin  in  einem  ganz  anderen  Tempo  vorge- 
gangen werden  wie  dies  bis  jetzt  der  Fall  war.  Denn 
wenn  wir  bedenken,  daß  in  den  erwähnten  staatlichen 
Besiedlungen  durchschnittlich  jährlich  nur  2 — 3 Kolonate 
geschaffen  sind,  so  ist  doch  das  viel  zu  wenig.  Wir 
würden  so  eine  Besiedlung  in  absehbarer  Zeit  nicht  er- 
leben und  außerdem  werden  durch  dies  langsame  Ver- 
fahren die  Generalunkosten  sehr  hoch.  Es  muß  jetzt  auf 
jeden  Fall  in  viel  schnellerem  Maße  vorgegangen  werden, 
da  ja  alle  Vorfragen,  soweit  irgend  denkbar,  gelöst  wor- 
den sind. 

Bei  der  weiteren  Moorbesiedlung  werden  wir  uns 
immer  vor  Augen  halten  müssen,  daß  wir  einen  kräftigen 
Bauernstand  schaffen  wollen.  Dabei  müssen  wir  berück- 
sichtigen, daß  die  Art  der  Ansetzung  bei  dem  ganzen 
Besiedlungswerk  von  der  größten  Tragweite  für  das  weitere 
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Gedeihen  ist.  Wer  aber  ein  größeres  Vermögen  hat  und 
sich  als  selbständiger  Landwirt  niederlassen  will,  wird  es 
in  der  Regel  natürlich  vorziehen,  sich  einen  schon  in 
Kultur  befindlichen  landwirtschaftlichen  Betrieb  zu  er- 
werben, anstatt  die  Mühen  und  Sorgen,  die  einem  Moor- 
kolonisten in  den  ersten  Jahren  nie  erspart  bleiben  werden, 
auf  sich  zu  nehmen.  Bei  der  Mehrzahl  der  Ansiedler 
werden  wir  also  damit  rechnen  müssen,  daß  wir  wenig- 
bemittelte Leute  vor  uns  haben.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte sollte  man  auch  bei  der  Betrachtung  der  Frage, 
in  welcher  Größe  und  in  welchem  Zustande  man’  dem 
Kolonisten  die  Stelle  übergibt,  ausgehen.  Bei  der  han- 
noverschen Besiedlung  im  18.  Jahrhundert,  der  vollendet- 
sten ehemaligen  Hochmoorbesiedlung,  wurden  die  Stellen 
allerdings  nur  entwässert  und  mit  Wegen  versehen  und 
nur  in  geringem  Umfang  abgemessen.  Auch  mußten  die 
Ansiedler  ihre  Häuser  selbst  bauen  und  die  ganze  Kul- 
tivierung des  Landes  war  ihnen  ebenfalls  allein  überlassen. 
Diese  Art  der  Kolonisierung  war  aber  nur  dadurch  er- 
träglich, daß  die  Ansiedler  in  einem  günstigen  Torfabsatz 
eine  gute  Neben  quelle  hatten.  Jetzt  liegen  die  Verhält- 
nisse aber  wesentlich  anders,  denn  Torfabsatz  wird  nur 
noch  unter  günstigen  Bedingungen  möglich  sein.  Wir 
werden  jetzt  also  die  Bewerber  in  bedeutend  günstigere 
Verhältnisse  hineinbringen  müssen. 

Es  ist  unbedingt  erforderlich,  die  Kolonate,  die  rein 
landwirtschaftlichen  Zwecken  dienen  sollen,  von  vornherein 
so  groß  anzulegen,  daß  sie  später  eine  selbständige 
Ackernahrung  bilden  können.  Es  ist  jedoch  auf  alle 
Fälle  fehlerhaft,  hier  zu  schabionisieren.  Es  muß  viel- 
mehr Aufgabe  der  Besiedlungsbehörde  sein,  vor  der  Auf- 
teilung die  für  die  Gegend  maßgebenden  Verhältnisse 
zu  studieren.  In  einer  Moorkolonie,  die  sich  voraussicht- 
lich zum  größten  Teile  aus  Verfehnern  rekrutieren  wird, 


51 


kann  man  nicht  Kolonate  von  10 — 15  ha  Größe  anlegen, 
ebenso  nicht  in  einer  solchen,  in  der  industrielle  Werke 
in  der  Nähe  sind  und  wo  dann  eine  teilweise  Abwande- 
rung von  Familienmitgliedern  in  die  Fabriken  zu  er- 
warten ist. 

Bei  dem  Hausbau  wird  man  dem  Kolonisten  in  weit- 
gehender Weise  hilfreich  zur  Seite  stehen  müssen.  Ent- 
weder haut  die  Verwaltung  das  Haus,  oder  aber  der 
Kolonist  selbst.  Im  letzteren  Falle  muß  dem  Kolonisten 
natürlich  eine  finanzielle  Unterstützung  zuteil  werden. 
Man  wird  auch  hier  je  nach  den  Verhältnissen  verschie- 
den verfahren  müssen.  Vor  allem  sind  beim  Hausbau 
die  Wünsche  der  Ansiedler  nach  Möglichkeit  zu  berück- 
sichtigen. In  vielen  Fällen  wird  der  Kolonist  selbst 
bauen  wollen  und  es  muß  ihm  dann  außer  beson- 
deren Vorschriften  in  gesundheitlichem  Interesse  voll- 
ständig freie  Hand  gewährt  werden.  Denn  man  muß 
immer  bedenken,  daß  der  Kolonist  bedeutend  billiger 
baut  als  der  Staat,  da  sich  die  Kolonisten  bekanntlich 
meistens  gegenseitig  helfen,  sowohl  hei  den  Fuhren  als 
auch  beim  Bauen  selbst. 

Zu  der  Ausführung  der  Kultivierungsarbeiten  und 
Bauarbeiten  in  größerem  Umfange  hat  man,  wie  wir  be- 
reits sahen,  in  der  Verwendung  von  Gefangenen  ein  außer- 
ordentlich wichtiges  Mittel.  Das  Ministerium  des  Innern, 
speziell  die  Leitung  der  ihm  unterstellten  Gefängnisver- 
waltung (Geh.  Bat  Krohne)  hat  übrigens  von  Anfang  an 
diesem  neuen  Beschäftigungszweig  der  Gefangenen  das 
größte  Interesse  und  Wohlwollen  entgegengebracht.  Die 
Verwaltung  ließ  sich  dabei  von  drei  Gedanken  leiten, 
einmal  von  einem  landwirtschaftlichen,  in  der  Überzeu- 
gung, daß  die  Besiedlung  der  Moore  sich  nur  mit  billigen 
Arbeitskräften  gedeihlich  ausführen  lasse,  zweitens  von 
einem  wirtschaftspolitischen,  um  dadurch  den  Druck  der 
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Gefangenenarbeit  auf  die  gewerbliche  und  Handwerker- 
arbeit  möglichst  zu  vermindern  und  drittens  von  einem 
strafvollzugstechnischen,  da  diese  Arbeit  in  den  öden 
Mooren  es  ermögliche,  die  Gefangenen  im  Freien  zu 
beschäftigen,  was  für  sie  in  so  mancher  Hinsicht  vor- 
teilhafter ist  als  die  Arbeit  im  Gefängnisgebäude.  Aus 
diesen  Gründen  werden  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  auf 
verschiedenen  Mooren  Kolonnen  von  etwa  20  — 60  Ge- 
fangenen zu  den  Arbeiten  herangezogen.  Hierbei  tritt  die 
Gefängnis  Verwaltung  teilweise  als  selbständige  Unter- 
nehmerin auf.  wie  z.  B.  auf  dem  Bargstedter  und  Beitmoor 
(Holstein)  und  in  der  Eifel,  wo  die  Gefangenenverwaltung 
300  Morgen  Vennland  zur  Kultivierung  und  nachfolgenden 
Besiedlung  erworben  hat.  In  dem  Marcardsmoor  hat  sie 
auch  die  Bauausführung  in  eigener  Begie  übernommen. 
Es  hat  sich  jedoch  als  zweckmäßiger  herausgestellt,  daß 
die  Moorverwaltung  die  Materialien  ankauft,  und  daß  die 
Gefängnis  Verwaltung  dann  nur  die  gesamten  Arbeiten 
ausführt.  In  der  letzten  Zeit  läßt  man  auch  die  Ge- 
fangenen während  des  Winters  auf  den  Mooren,  wo  man 
(wie  im  Kehdinger  Moor)  Eilialgefängnisse  eingerichtet  hat. 
Im  Winter  wird  dann,  falls  auf  dem  Moore  keine  Arbeit 
ist,  Holz  für  die  Bauten  zubereitet. 

Die  Arbeitsleistungen  der  Gefangenen  schwanken 
natürlich,  je  nach  der  Art  der  Arbeit,  dem  betreffenden 
Gefangenenmaterial  und  vor  allem  der  Tüchtigkeit  der 
aufsichtsführenden  Personen.  Im  allgemeinen  müssen  die 
Erfolge  aber  als  vollständig  befriedigend  bezeichnet  werden. 
So  kostete  im  Jahre  1901  die  Kultivierung  von  1 ha  in 
dem  Marcardsmoor 

für  das  Grüppen  bei  freien  Arbeitern  M 15. — 
bei  Gefangenenarbeit  ,.  11. — 

für  das  Hacken  bei  freien  Arbeitern  „ 90. — 

bei  Gefangenenarbeit  ,.  52. — 
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Die  Zahl  der  Entweichungen  ist  eine  ganz  geringe. 
Allerdings  ist  man  auch  in  der  Auswahl  der  ins  Moor 
zu  sendenden  Sträflinge  vorsichtig  gewesen,  denn  sogen. 
Gewohnheitsverbrecher  werden  ausgeschlossen,  meistens 
werden  nur  solche  genommen,  die  nur  noch  1 — l1^  Jahre 
Haftzeit  vor  sich  haben. 

Es  ist  nicht  im  geringsten  an  der  Berechtigung  der 
Verwendung  von  Gefangenen  zur  Kultivierung  der  großen 
fiskalischen  Moore  und  Heiden  zu  zweifeln.  Es  wird  für 
diese  „unsozialen  Elemente“,  wie  sie  Krohne  nennt,  nichts 
gerechter  erscheinen,  als  daß  sie  für  sozial  tüchtige 
Menschen  neues  Kulturland,  eine  neue  Existenz  schaffen. 

Die  Ausführung  der  Kultivierungsarbeiten  in  irgend 
größerem  Umfange  durch  freie  Arbeiter  würde  so  teuer 
und  wegen  des  Mangels  an  Arbeitern  so  erschwert  sein, 
daß  man  überhaupt  vollständig  davon  Abstand  nehmen 
müßte. 

Die  Zahl  der  Kolonate,  die  mit  Hilfe  der  Gefangenen- 
arbeit geschaffen  sind,  ist  aber  bis  jetzt  verhältnismäßig 
gering,  denn  in  dem  Marcardsmoor  sind  trotz  ständiger 
Verwendung  von  30  Gefangenen  jährlich  nur  2 — 3 Kolo- 
nate angelegt.  Es  scheint  mir  dies  aber  hauptsächlich 
in  dem  bisherigen  Besiedlungssystem  begründet  zu  sein. 

Nach  dem  bisherigen  Verfahren  wurde  den  Kolonisten 
sämtliches  Land  kultiviert  und  ihnen  außerdem  das  Haus 
erbaut.  Dann  wurden  die  Ansiedler  als  Pächter  ange- 
nommen. Dabei  wurden  sie  in  der  AVeise  bevormundet, 
daß  für  die  ganze  zehnjährige  Pachtperiode  die  genauesten 
Vorschriften  über  Düngung,  Bestellung  und  Eruchtfolge 
gemacht  wurden.  Es  handelte  sich  eben  damals  um 
einen  Versuch  und  es  scheint  daher  berechtigt  und  zweifel- 
los, daß  man  bei  Beginn  der  Besiedlung  vor  jetzt  zwei 
Jahrzehnten,  wo  die  Urbarmachungs-  und  Besiedlungs- 
frage ja  noch  fast  vollständig  im  Dunkeln  lag,  den 
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Kolonisten  gar  nicht  in  anderer  Form  und  unter  anderen 
Bedingungen  ansetzen  konnte,  als  es  geschehen  ist.  Nach- 
dem man  aber  nach  solanger  Zeit  nach  den  verschieden- 
sten Richtungen  hin  viele  Erfahrungen  gesammelt  hat,  und 
nachdem  die  Kenntnis  von  der  Urbarmachung  von  Öd- 
land und  damit  auch  von  dem  Kunstdünger  gerade 
während  dieser  Zeit  viel  tiefer  in  die  unteren  ländlichen 
Volksschichten  eingedrungen  ist,  wäre  es  wohl  jetzt  an 
der  Zeit,  mit  dem  bisherigen  System  aufzuhören.  Denn 
gerade  durch  diese  Bevormundung  werden  häufig  die 
tüchtigsten  und  besten  Leute  von  der  Ansiedlung  fern- 
gehalten und  dadurch  auch  die  Erfolge  der  Besiedlung 
herabgedrückt.  Auch  hat  die  Bevormundung  schon  viel- 
fach zu  Reibereien  mit  den  Siedlern  geführt.  Und  die 
Verwaltung  hat  selbst  schon  geäußert,  daß  die  weitgehende 
Bevormundung  große  Schattenseiten  habe.  So  sagt 
Regierungsrat  Lauenstein:  „Die  Siedler  haben  es  zwar 
nicht  ausgesprochen,  wünschen  aber  zweifellos  auch  der 
stetigen  Aufsicht  und  Bevormundung  der  Verwaltung 
ledig  zu  werden.  In  der  Tat  halte  ich  diesen  Wunsch 
für  berechtigt  . . .“  „Es  ist  aber  auch  zu  erwarten,  daß 
die  Siedler  mit  noch  mehr  Lust  und  Fleiß  arbeiten,  wenn 
sie  ihr  Eigentum  bewirtschaften“. 

Daß  es  unter  Umständen  sogar  von  allergrößtem 
Nutzen  sein  kann,  wenn  die  Ansiedler  selbständig  wirt- 
schaften, zeigt  der  Erfolg,  den  der  holländische  Ansiedler 
de  Graaf  im  Provinzialmoor  dadurch  erzielt  hat,  daß 
er  in  ausgedehnter  Weise  zur  Anlage  von  Wiesen  und 
Weiden  und  damit  zur  Vieh  Wirtschaft  überging,  obgleich 
die  Verwaltung  ihm  dies  verbot.  Da  der  Mann  aber 
ein  sehr  tüchtiger  Kolonist  war  und  auf  seinem  Plane 
fest  bestand,  gab  die  Verwaltung  schließlich  ihre  Ein- 
willigung. Der  Versuch  glückte  vorzüglich  und  hat  ge- 
radezu einen  grundlegenden  Wechsel  der  Hochmoorkultur 
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hervorgerufen,  da  daraufhin  der  Ackerbau  von  der  Vieh- 
zucht und  der  auf  sie  berechneten  Bodennutzung  (Grün- 
land) in  den  Hochmoorkolonaten  immer  mehr  zurückge- 
drängt worden  ist,  wodurch  die  Rentabilität  der  Hoch- 
moorwirtschaft stark  gehoben  wird. 

Es  wäre  also  zu  wünschen,  daß  die  Ansiedler  sofort 
zu  Eigentum  angesetzt  werden,  und  daß  die  Bevormundung 
und  die  Beschränkungen  soweit  irgend  möglich,  vermieden 
werden.  Die  Verwaltung  übernimmt  die  Ausführung  der 
Entwässerung  und  Zuwegungsarb eiten  und  übergibt  das 
Kolonat  bis  zu  einem  bestimmten  Teile  oder  zur  Hälfte 
kultiviert.  Der  Kolonist  wird  verpflichtet,  jedes  Jahr 
einen  bestimmten  Teil  weiter  in  Kultur  zu  bringen. 
Während  dieser  Zeit  hat  er  noch  keine  Rente  zu  zahlen, 
damit  er  nicht  gleich  in  den  mühevollen  Anfangsjahren 
überbürdet  werde.  Bei  diesem  Verfahren  verwächst  die 
Kolonistenfamilie  viel  enger  mit  ihrer  Scholle,  welche  sie 
dann  zum  allergrößten  Teile  selbst  urbar  gemacht  hat. 
Dies  Verfahren  würde  gleichzeitig  einen  schnelleren  Fort- 
schritt der  Urbarmachung  und  Besiedlung  ermöglichen, 
da  die  Gefangenen  dann  viel  weniger  Kulturarbeit  zjli 
leisten  hätten.  Eine  schnellere  Besiedlung  würde  aber 
die  Generalunkosten  auf  eine  größere  Zahl  von  Kolonaten 
verteilen,  eine  schnellere  Verzinsung  der  Gesamtanlage 
herbeiführen  und  dadurch  den  Buchwert  bezw.  den  Her- 
stellungswert des  einzelnen  Kolonates  gleichfalls  wieder 
bedeutend  herabdrücken. 

Man  könnte  dem  Ansiedler  vielleicht  während  der 
Freijahre,  soweit  als  unbedingt  erforderlich,  die  Bewirt- 
schaftungsweise bis  zu  einem  bestimmten  Grade  vertrag- 
lich vorschreiben,  in  Anbetracht  der  Freijahre  würde  er 
sich  daran  nicht  stoßen.  Über  diese  Zeit  hinaus  darf  er 
aber  nicht  mehr  gebunden  sein.  Denn  durch  den  gegen- 
wärtigen Vertrag  werden  die  Kolonisten  gleichzeitig  auch 
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zu  Zwangsarbeitern  der  Verwaltung  gemacht.  Dieses 
Moment  hält  sicherlich  auch  jetzt  noch  die  kapitalkräf- 
tigeren und  tüchtigeren  Heuerleute  von  der  Ansiedlung 
zurück,  gegenwärtig  wahrscheinlich  sogar  in  höherem 
Grade  als  der  alte  schlechte  Ruf  der  Moorbesiedlung, 
denn  die  bisherigen  Kolonisten  mit  100  — 400  M Bar- 
vermögen können  wohl  nicht  als  Vertreter  des  Stammes 
der  guten  Heuerleute  und  Arbeiter  gelten. 

Wenn  die  Besiedlung  in  dieser  Weise  durchgeführt 
wird,  so  werden  die  Siedler  von  vornherein  auf  eine  ge- 
sunde wirtschaftliche  Grundlage  gestellt.  Um  sie  nun 
leistungsfähig  zu  erhalten,  wird  man  sie  in  dieser  und 
jener  Weise  unterstützen  müssen.  Hierher  gehört  vor 
allem  die  Einführung  des  Genossenschaftswesens.  Jeder 
Kolonist  muß  Gelegenheit  haben,  einer  Ein-  und  Ver- 
kaufsgenossenschaft und  einer  genossenschaftlichen  Spar- 
und Darlehenskasse  anzugehören. 

Die  Rentabilität  eines  derartigen  großen  staatlichen 
Unternehmens  darf  dabei  nicht  zu  sehr  in  Frage  kommen, 
der  wahre  Vorteil  liegt  doch  darin,  daß  dieses  Land,  das 
bis  dahin  gar  nichts  einbrachte,  möglichst  bald  in  Kultur 
gebracht  und  besiedelt  wird.  Der  Nutzen  wird  sich  erst 
in  späterer  Zeit  für  den  Staat  ergeben,  denn  es  entstehen 
neue  Steuerzahler,  und  dann  muß  die  gewaltige  Förderung 
der  Landeskultur  vor  allem  in  Betracht  gezogen  werden. 
Es  sei  hier  nur  daran  erinnert,  daß  in  den  ehemaligen 
Kolonien  in  den  Herzogtümern  Bremen  und  Verden  der 
Vermögensnachweis  der  Ansiedler  oft  auf  die  Feststel- 
lung beschränkt  wurde,  daß  der  neue  Ansiedler  „eine 
Hütte  errichtet  habe,  und  daß  er  die  zum  Torfstich  nö- 
tigen Gerätschaften  besitze/4  Wer  jetzt  aber  einmal  die 
Kolonieen  des  Teufelsmoores  im  Kreise  Osterholz  durch- 
wandert, findet  von  diesen  kümmerlichen  Anfängen  eben- 
sowenig eine  Spur  wie  in  den  älteren  Teilen  Papenburgs 
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oder  Westrhauderfehns.  Die  kolonisierten  Moorgebiete 
im  Regierungsbezirk  Stade  gehören  jetzt  zu  den  am  dich- 
testen bevölkerten  Landesteilen  (über  80  Menschen  pro 
qkm).  Die  fruchtbare  Marsch  tritt  weit  dagegen  zurück. 
Und  dabei  ist  die  Moorbevölkerung  gewöhnlich  physisch 
und  sozial  besonders  gesund  und  hat  dem  Staate  schon 
manchen  nützlichen  Bürger  geliefert. 

Eine  Besiedlung  und  Kultivierung  der  großen  Moore 
ist  für  die  Stärkung  unserer  Landwirtschaft  als  auch  für 
das  AVohl  des  Staates  eine  so  wichtige  Angelegenheit, 
daß  finanzielle  Bedenklichkeiten  dabei  zurücktreten  müssen. 
Es  wäre  also  sehr  zu  wünschen,  wenn  der  Staat,  nach- 
dem er  mehrere  größere  Y ersuche  mit  gutem  Erfolge 
durchgeführt  hat,  nunmehr  an  eine  rasche  Besiedlung 
seiner  ungeheuren  Moorflächen  heranginge  und  hierzu  die 
nötigen  finanziellen  Mittel  und  zur  Kultivierungsarbeit 
der  Moore  das  erforderliche  Gefangenenmaterial  zur  Ver- 
fügung stellen  würde. 

AVie  man  hieraus  sieht,  schließt  das  Besiedlungswerk 
eine  Fülle  von  materiellen  und  ideellen  Ausführungen  in 
sich.  Will  der  Staat,  der  doch  für  die  Ausführung 
dieser  Aufgaben  in  erster  Linie  selbst  zu  sorgen  hat, 
sie  gehörig  erfüllen,  so  sollte  er  ein  so  umfangreiches 
Werk  nicht  schon  bestehenden  Behörden  im  Nebenamte 
übertragen.  AVer  das  Besiedlungswerk  durchzuführen  hat, 
muß  seine  ganze  Tätigkeit  daran  setzen  können  und  des- 
halb mache  man  die  Betreffenden  möglichst  selbständig 
und  enge  sie  nicht  durch  Reglements  ein,  sondern  stecke 
ihnen  den  Rahmen  möglichst  weit  ab,  innerhalb  dessen 
sie  ihre  Aufgabe  zu  erfüllen  haben,  stelle  weniger  Grund- 
sätze auf  und  normiere  nicht  im  voraus  die  Einzelheiten 
Es  sei  hier  nur  auf  die  vorzügliche  Leistung  der  ehe- 
maligen hannoverschen  Moorkommission  hingewiesen,  bei 
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der  die  beiden  Kommissare  in  der  Ausführung  ihrer  Ar- 
beiten vollständig  freie  Hand  hatten. 

Es  ist  daher  nicht  etwa  erforderlich,  daß  hier  ein 
umfangreicher  bürokratischer  Apparat  mit  einem  Heere 
von  Beamten  geschaffen  wird.  Es  würde  vollständig  ge- 
nügen, wenn  die  leitenden  Persönlichkeiten  und  das  zur 
büromäßigen  Erledigung  der  Geschäfte  unentbehrliche 
Personal  — also  ein  sehr  beschränkter  Personenkreis  — 
als  Staatsbeamte  angestellt  würden.  Man  setze  für  den 
Westen  wie  für  den  Osten  je  ein  Moorkommissariat  ein 
und  lasse  diese  Kommissariate  aus  je  einem  landwirt- 
schaftlichtechnischen und  je  einem  Verwaltungsbeamten 
bestehen,  denen  dann  nach  Bedarf  die  erforderlichen 
Hülfsarbeiter  zugeordnet  werden  können  und  denen  einige 
Sekretäre  beizugeben  sind.  Die  Moorkommissariate 
müßten  für  jede  einzelne  im  Entstehen  begriffene  Kolonie 
einen  Moorvogt  haben,  der  ihre  Anweisungen  ausführt. 
Ist  die  Kolonie  fertig,  so  hört  seine  Beschäftigung  als 
Moorvogt  auf  und  der  Mann  ist  der  gegebene  Anwärter 
für  den  Posten  des  Gemeindevorstehers.  Die  Kommis- 
sariate sind  nun  zweckmäßig  der  Dienstaufsicht  des  Ober- 
präsidenten, in  dessen  Provinz  sie  ihren  Sitz  haben,  zu 
unterstellen,  im  übrigen  aber  müssen  sie  unmittelbar 
der  Leitung  des  Landwirtschaftsministers  unterstehen.  Die 
Besiedlungspläne,  die  die  Kommissariate  aufstellen, 
müßten  der  Prüfung  der  Moorversuchsstation  unterliegen, 
die  auch  zur  Kontrolle  der  Ausführung  heranzuziehen 
wäre. 

Auf  diese  kurz  beschriebene  Weise  würden  wir  zu 
einer  ähnlichen  Besiedlungstätigkeit  kommen,  wie  wir  sie 
im  Großherzogtum  Oldenburg  vorfinden.  Es  ist  daher 
vielleicht  ganz  interessant,  durch  einige  kurze  Angaben  zu 
schildern,  welche  Fortschritte  Oldenburg  in  der  Besied- 
lung macht. 
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C.  Besiedelung  und  Kultivierung  von 
Ödländereien  in  Oldenburg. 

In  Oldenburg  nimmt  die  Besiedlung  raschen  Fort- 
schritt an,  sie  umfaßt  die  Aufteilung  von  nur  unkulti- 
vierten Staatsländereien.  Während  vor  dem  Jahre  1900 
zumeist  die  staatlichen  Hochmoore  hierzu  ausersehen 
waren,  setzt  mit  dem  neuen  Jahrhundert  auch  eine  recht 
erfolgreiche  Tätigkeit  unkultivierter  Geestländereien  ein. 
Die  dem  Staate  verfügbaren  Flächen  letzterer  Art  waren 
jedoch  bald  aufgeteilt,  sodaß,  um  der  Nachfrage  zu  ge- 
nügen, größere  Mittel  staatlicherseits  flüssig  gemacht  werden 
mußten  zum  Ankauf  privater  kulturfähiger  Geestböden. 

Für  die  Moorkolonate  rekrutieren  sich  im  Oldenbur- 
gischen  die  Anwärter  in  der  Hauptsache  aus  den  Fa- 
milien der  älteren  Moorkolonien ; ein  kleinerer  Teil  stammt 
von  der  Geest  und  ein  weiterer  wandert  jetzt  allmählich 
aus  benachbarten  Gebieten,  aus  Holland  ein.  Für  Geest- 
kolonate  treten  als  Bewerber  kleine  Pächter,  Heuerleute 
und  landwirtschaftliche  Arbeiter  auf. 

Die  Vergebung  von  Kolonaten  hat  sich  in  den 
letzten  Jahren  hier  in  nachstehender  Weise  entwickelt.1) 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  seit  dem  Jahre  1898  ein  be- 
trächtliches Anwachsen  in  der  Vergebung  von  Kolonaten 
eingetreten  ist,  das  auch  bisher  dauernd  mit  geringen 
Schwankungen  angehalten  hat,  je  nach  dem  kleinere  oder 
größere  und  besonders  gut  gelegene  Besiedlungsobjekte 
zur  Aufteilung  gelangten. 

Dieser  Fortschritt  ist  nicht  nur  auf  eine  plötzlich 
erwachte  gesteigerte  Neigung  zur  Seßhaftmachung  oder 
auf  einen  Zuzug  von  außerhalb  zurückzuführen,  son- 
dern einesteils  auf  die  Gründung  einer  besonderen 
staatlichen  Besiedlungskommission  (zwei  höhere  und 


l)  Siehe  folgende  Seite. 
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Jahr 

Anzahl 

der 

Kolonate 

Flächen- 

inhalte 

Durchschnitts- 

größe 

pro  Kolonat 

1897 

— 

— 

— 

1898 

8 

49,06,72 

6,2 

1899 

19 

132,67,97 

7,0 

1900 

8 

42,82,42 

5,2 

1901 

97 

615,20,43 

6,4 

1902 

42 

346,10,99 

8,2 

1903 

52 

413,56,62 

8,0 

1904 

38 

252,39,83 

7,0 

1905 

33 

309,80,61 

9,3 

1906 

23 

154,32,32 

6,6 

1907 

43 

358,76,63 

8,3 

1908 

61 

516,29,84 

8,46 

1909 

77 

721,38,54 

8,67 

4 niedere  Beamte),  die  direkt  im  Ministerium  steht  und 
die  ebenfalls  direkt  mit  dem  Kolonisten  in  Beziehung 
tritt,  wodurch  die  Herrichtung  von  Kolonaten,  Aufteilung 
und  Kolonisierung  der  großen  Ödlandflächen  in  eine  Hand 
gelangte  und  weitläufige,  meist  noch  verschiedenartig  ge- 
sinnte Instanzen  vermieden  wurden.  Andernteils  ist  der 
Fortschritt  auch  auf  die  Bevidierung  und  Abänderung 
der  bisher  gültigen  Methoden  der  Seßhaftmachung  zurück- 
zuführen. Bei  letzterem  kommen  als  Hauptfaktoren  in 
Betracht:  gründlichere  Vorbereitung  der  zur  Besiedlung 
ausgelegten  Flächen  und  günstigere  Einweisungsbedin- 
gungen, besonders  in  Bücksicht  auf  die  Kapitalsschwäche 
und  die  tunlichst  freie  und  ungehinderte  Betätigung  der 
Arbeitskraft  des  Bewerbers  auf  seinem  Eigentum. 

In  den  Moorgebieten  wird  mit  der  Besiedlung  erst 
dann  begonnen,  wenn  die  Zuwegungs-  und  vor  allem  die 
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Abwässerungsverhältnisse,  sowie  die  gesamte  Einteilung 
des  Koloniegebietes  vollständig  geregelt  worden  sind.  Da 
in  Oldenburg  jeder  Moorkolonist  mit  der  Abtorfungs- 
möglichkeit  seines  Kolonates  bis  auf  den  Sanduntergrund 
auf  das  bestimmteste  rechnet,  so  erfordert  es  oft  be- 
trächtliche Mittel  und  langwierige  Entwässerungsarbeiten, 
um  die  Wasserstände  günstig  für  die  neuen  Kolonien  zu 
regulieren.  In  den  Geestdistrikten  ist  ebenfalls  die  Zu- 
wegung,  die  Entwässerung  der  Besiedlungsgebiete  von 
erster  Bedeutung. 

Ein  weiterer  wichtiger  Fortschritt  gegen  früher  in 
der  Ansiedlung  von  Kolonisten  auf  unkultiviertem  Lande 
ist  die  Ausgebung  der  Kolonate  zum  sofortigen  Eigentum, 
gegen  eine  jährliche  Grundrente,  die  aber  erst  nach 
10  Ereijahren  zu  zahlen  ist.  Dieselbe  schwankt  zwischen 
6 — 15  M pro  ha  und  Jahr  je  nach  Lage  und  sonsti- 
gen Eigenschaften  des  Kolonates,  jedoch  bei  Moorkolo- 
naten  ohne  Berücksichtigung  des  anstehenden  schwarzen 
Torfes.  Die  Bente  kann  jederzeit  vom  Kolonisten  mit 
dem  25  fachen  Betrage  im  ganzen  oder  allmählich  abge- 
löst werden.  Die  nach  Ablauf  der  10  Ereijahre  einset- 
zende Bente  bildet  zumeist  infolge  der  inzwischen  fort- 
geschrittenen Besiedlung  und  der  damit  verbundenen  Er- 
höhung der  Erträge  des  Ackers  eine  so  geringe  Belastung 
des  Kolonates,  daß  die  Kolonisten  durch  die  Kultivierung 
ihrer  Liegenschaften  die  Erwerbung  eines  oft  beträcht- 
lichen Kapitals  mit  ziemlicher  Sicherheit  voraussehen 
können,  das  ihnen  umso  mehr  zur  Ereude  gereicht,  als 
sie  es  mit  eigener  Hand  aus  dem  Nichts  sich  selbst  ge- 
schaffen haben. 

Bei  der  oldenburgischen  Besiedlung  kommt  bei  der 
Bemessung  der  Bente  für  Grund  und  Boden  die  Quan- 
tität und  Qualität  des  Torfes  nicht  in  Betracht.  Hierfür 
wird  vielmehr  das  sogen.  Torfgeld  erhoben,  d.  li.  eine 
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jährliche  Gebühr  für  jeden  qm  zur  Abtorfung  in  Angriff 
genommener  Moorfläche.  Diese  Gebühr  schwankt  je 
nach  den  Untergrund-  und  Vorflutverhältnissen  von  1 — 8 
Pfennigen  pro  qm.  Der  Torfbetrieb  soll  nur  als  Neben- 
betrieb angesehen  werden;  die  Hauptaufgabe  des  Kolo- 
nisten soll  in  der  Förderung  und  Kultivierung  des 
Kolonates  und  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  be- 
stehen. 

Was  nun  die  Hilfsmittel  anbelangt,  die  in  Oldenburg 
dem  aufziehenden  Kolonisten  staatlicherseits  zur  Erleich- 
terung seines  Fortkommens  gewährt  werden,  so  betreffen 
diese  in  der  Hauptsache  die  Hausbaufrage.  Da  in 
Oldenburg  der  Boden  meist  ganz  unkultiviert  oder  doch 
nur  bis  zu  einem  ganz  geringen  Teil  kultiviert  übergeben 
wird,  sodaß  der  Kolonist  seine  geringen  Mittel  zur  erst- 
maligen Kultivierung  des  Bodens  besonders  stark  in  An- 
spruch nimmt,  findet  beim  Hausbau  eine  weitgehende 
Unterstützung  des  Ansiedlers  statt. 

Der  Ansiedler  baut  das  Haus  aber  nach  seinen 
eigenen  Plänen  und  Überlegungen,  *er  wird  also  nicht  ge- 
nötigt, in  ein  fertiges  Haus  zu  ziehen,  an  dessen  Bauart 
und  innere  Einrichtungen  er  sich  gewöhnen  muß. 

Moorkulturinspektor  Glaß  in  Oldenburg  sagt  hierüber 
folgendes:  „Es  ist  für  Oldenburger  Verhältnisse  außer 
allem  Zweifel,  daß  der  Bewerber  lieber  ein  Jahr  später 
aufzieht,  oder  ein  Jahr  in  einer  niedrigen  und  dürftigen 
Hütte  haust,  als  daß  er  in  ein  fertiges,  von  der  Negie- 
rung ohne  sein  Wissen  und  Zutun  gebautes  Haus  ein- 
zieht.  Vor  einigen  Jahren  ist  einmal  ein  Versuch  ge- 
macht und  in  eigener  Begie  ein  staatliches  Haus  erbaut 
worden.  Die  Erfahrungen,  die  damit  gemacht  worden 
sind,  spornen  nicht  zur  Wiederholung  an.  Daö  Kolonat 
lag  in  bevorzugtester  Lage  an  einer  Chaussee,  es  meldete 
sich  eine  größere  Anzahl  Bewerber,  aber  das  fertige  Haus 
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störte  jeden  — es  war  allerdings  auch  etwas  teurer  ge- 
worden, als  wenn  der  Kolonist  selbst  mit  Hand  angelegt 
hätte  — und  erst  nach  längerem  Verhandeln  mit  den 
verschiedensten  Bewerbern  konnte  es  unter  Gewährung 
einiger  Vorteile  vergeben  werden.“ 

Die  Beschaffung  der  nötigen  Geldmittel  für  die  Haus- 
bauten der  Kolonisten  erfolgt  dadurch,  daß  die  Landes- 
versicherungsanstalt Oldenburg  die  erforderlichen  Kapi- 
talien, bis  jetzt  300000  M unter  Bürgschaft  der  Ver- 
waltung des  Landeskulturfonds  zu  dem  mäßigen  Zinsfüße 
von  3 % denjenigen  Kolonisten  leiht,  die  gegen  Alter 
und  Invalidität  versichert  sind.  Zur  Förderung  der  Kul- 
tivierung auf  ihren  Kolonaten  erhalten  die  Ansiedler 
ferner  in  den  ersten  3 bis  4 Anfangsjahren  sogen.  Kul- 
tivierungsprämien, d.  h.  einen  Zuschuß  bis  zu  100  M 
pro  ha  für  fertig  gestelltes  Kulturland  auf  Moorboden 
und  bis  zu  60  M pro  ha  für  solches  auf  Geestboden. 

Eine  genaue  Übersicht  über  den  Fortschritt  der  Kul- 
tivierung bekommt  man  aus  folgenden  Zahlen. 

Es  wurden  ermittelt: 

1892  unkultiviertes  Land  201077  ha 

Öden1)  4 595  ha 

Summa  205  672  ha 
1897  unkultiviertes  Land  198  100  ha 
Öden  4115  ha 

Summa  202  215  ha 
1902  unkultiviertes  Land  190488  ha 

Öden  4 092  ha 

Summa  194  580  ha 

*)  Öden  sind  nach  der  aus  dem  Jahre  1866  stammenden  Be- 
zeichnung Flächen,  die  keine  Pflanzendecke  haben,  bezw.  einige 
cm  unter  Wasser  stehen,  auch  Wehsandflächen  werden  hierher 
gerechnet. 
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171855  lia 
3 575  ha 


1907  unkultiviertes  Land 
Öden 

Summa  175  430  ha 

Da  die  Gesamtfläche  des  Herzogtums  537524  ha  be- 
trägt, waren  an  Ödländereien  in  °/0  vorhanden: 
im  Jahre  1892  38,26  % 

„ „ 1897  37,68  °/0 

„ „ 1902  36,20  °/0 

„ „ 1907  32,64  % 

Die  Fortschritte  sind  also  recht  erheblich,  und  nament- 
lich in  dem  letzten  Jahrfünft  ist  eine  ganz  gewaltige 
Arbeit  geleistet.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  sich  nicht  ändern,  sich  jedenfalls 
nicht  verschlechtern,  wird  man  erwarten  können,  daß  das 
Tempo  der  Urbarmachung  mindestens  das  gleiche  bleibt 
wie  in  den  verflossenen  Jahren.  In  diesem  Falle  würde 
in  Oldenburg  die  letzte  Heide  nach  46  Jahren  ver- 
schwunden sein,  natürlich  bis  auf  den  wahrscheinlich  nur 
kleinen  Rest,  der  sich  weder  zur  land-  noch  zur  forst- 
wirtschaftlichen Kultur  eignet.  Berücksichtigt  man  aber, 
daß  die  unkultivierte  Fläche  von  Jahrfünft  zu  Jahrfünft 
eine  ganz  gewaltige  Steigerung  erfahren  hat,  ja  in  dem 
Zeitraum  von  1902 — 1907  gegenüber  dem  von  1897  bis 
1902  mehr  als  doppelt  so  groß  geworden  ist,  so  wird 
man  in  der  Annahme  kaum  fehlgehen,  daß  bis  zur  Er- 
reichung dieses  Zieles  nur  noch  ungefähr  ein  Menschen- 
alter erforderlich  ist. 

D.  Private  Besiedelungs-Tätigkeit. 

Die  private  Besiedelungstätigkeit  ist  wohl  nie  zum 
Stillstände  gekommen,  wenn  sie  auch  eine  Zeitlang  trotz 
der  Gemeinheitsteilungen  immer  schwächer  geworden  zu 


65 


sein  scheint.  Wenn  auch  die  Markenteilungen  vielfach 
die  Ausbauten  und  Gründung  von  Neubauerstellen  zur 
unmittelbaren  Folge  gehabt  haben,  so  haben  sie  auf  die 
Urbarmachung  der  Ödländereien  doch  nicht  in  dem  Masse 
eingewirkt  als  man  sich  von  ihnen  versprochen  hatte,  vor 
allem  nicht  in  der  ersten  Zeit.  Dabei  haben  allerdings 
verschiedene  Ursachen  hindernd  mitgewirkt:  der  Mangel 
an  Kapital  und  Intelligenz  bei  den  Besitzern  der  Öd- 
landabfindungen und  dann  vor  allen  Dingen  der  Mangel 
an  Dünger  (hieran  krankten  ja  auch  viele  Kolonien  des 
18.  Jahrhunderts).  Eine  merkliche  Besserung  tritt  daher 
erst  seit  der  Einführung  des  künstlichen  Düngers  und 
der  Gründüngung  ein.  Ein  weiteres  Hindernis  ist  die  An- 
sicht des  Niedersachsen,  von  seinem  ererbten  Grrund  und 
Boden  nichts  verkaufen  zu  dürfen.  Die  Mehrzahl  der 
Hofbesitzer  steht  noch  auf  dem  Standpunkte,  daß  nur 
derjenige  etwas  von  seinem  Grundbesitz  veräußert,  der 
es  nötig  hat,  d.  h.  der  aus  finanziellen  Schwierigkeiten 
dazu  gezwungen  ist.  Sie  halten  es  geradezu  für  einen 
Frevel,  von  der  ererbten  Fläche  etwas  abzuverkaufen, 
selbst  wenn  die  betreffenden  Ländereien  ihnen  keinerlei 
Nutzen  bringen  und  in  Zukunft  auch  voraussichtlich  noch 
nicht  bringen  werden.  Natürlich  sind  einige  Hofbesitzer 
aber  schon  zu  der  Überzeugung  gekommen,  daß  es  für 
ihren  landwirtschaftlichen  Betrieb  von  großem  Vorteil  ist, 
die  meist  weit  vom  Hofe  entfernt  liegenden  Heide-  und 
.Moorflächen  zu  veräußern,  um  mit  den  erlösten  Kauf- 
geldern ihre  Schulden  zu  verringern  oder  die  Rentabilität 
ihres  Wirtschaftsbetriebes  durch  Meliorationen  oder  sonstige 
Verbesserungen  zu  erhöhen.  Das  beweisen  doch  die  Ver- 
käufe von  tausenden  von  ha  im  Bourtanger  Moor  am 
Süd-Nord-Kanal,  im  Wietingsmoor  usw.,  die  zu  größeren 
privaten  Koloniegründungen  geführt  haben,  wie 
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1.  Schöninghsdorf. 

Im  Jahre  1872  kaufte  der  Artilleriehauptmann  Schöningh 
größere,  zwischen  der  Gemeinde  Fullen  und  der  holländi- 
schen Grenze  gelegene  Moorflächen  zu  dem  Zwecke,  die- 
selben unter  Nutzbarmachung  der  modernen  Errungen- 
schaften der  Agrikulturchemie  zu  kolonisieren  und  sie, 
wenn  auch  nur  vorläufig  zur  Hochmoorkultur,  später  aber 
nach  holländischem  Beispiel  zur  Fehnkultur  zu  benutzen. 
Jedenfalls  ist  gewiß,  daß  die  Familie  Schöningh  schon 
vom  ersten  Augenblicke  an  die  Hochmoorkultur  nur  als 
eine  für  die  erste  Entwicklung  notwendige  Übergangs- 
kultur zur  späteren  Fehnkultur  betrachtete.  Es  ergibt 
sich  dies  recht  deutlich  schon  daraus,  daß  dieselbe  sofort 
bestrebt  war,  eine  möglichst  rasche  Verwertung  des  Moores 
zu  finden,  um  durch  Anlage  von  Haupt-  und  Neben- 
kanälen eine  große  abgetorfte  Moorfläche  zu  erhalten,  auf 
der  sich,  wie  in  Holland,  sogen,  blühende  „Veenplaatzen“ 
herstellen  ließen. 

1875  entstand  als  erste  Wohnstätte  in  der  später 
Schöningsdorf  genannten  Kolonie  eine  sogen.  Kate  (Moor- 
hütte), der  in  kurzer  Zeit  andere  folgten.  Heute  ist  der 
Moorbesitz  der  genannten  Familie  auf  ca.  6000  Morgen 
Fläche  gestiegen,  von  denen  ca.  980  Morgen  kultiviert 
sind.  Es  finden  sich  dort  heute  20  Kolonate  von  40  bis 
60  Morgen  Größe.  Jeder  Kolonist  bewohnt  ein  aus 
Ziegeln  erbautes  Haus  mit  anschließender  Stallung. 

Der  auf  10  Jahre  lautende  Pachtvertrag  gestattet  der 
Kolonieverwaltung  den  notwendigen  Einfluß  auf  die  Wirt- 
schaftsführung der  Kolonisten,  ohne  aber  deren  Selb- 
ständigkeit unnötig  zu  beschränken. 

Ein  Hauptgrund  dafür,  daß  sich  die  Kolonie  Schöninghs- 
dorf trotz  mancher  Widerwärtigkeiten  dennoch  verhältnis- 
mäßig gut  entwickelt  hat,  dürfte  darin  zu  suchen  sein, 
daß  sie  in  relativ  günstiger  Lage  zu  beiden  Seiten  so- 
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wohl  des  im  Jahre  1898  dem  Verkehre  übergebenen 
Hoogeveen-Kanals  wie  auch  des  Süd-Nords-Kanals  liegt. 
Es  kommt  hinzu,  daß  sich  unmittelbar  angrenzend  die 
aufblühende  Kolonie  Provinzialmoor  befindet,  wodurch  ein 
wirksames  Zusammenarbeiten  nach  mancher  Richtung  hin 
mit  dieser  ermöglicht  wird.  Dafür,  daß  letzteres  in  er- 
freulicher Weise  geschieht,  liegen  schon  verschiedene  Be- 
weise vor.  So  besteht  z.  B.  schon  seit  den  80  er  Jahren 
in  Schöninghsdorf  eine  zweiklassige  Schule,  die  zugleich 
von  den  Kindern  der  Kolonisten  aus  dem  Provinzialmoor 
besucht  wird.  Ebenso  findet  sich  dort  ein  den  beiden 
Kolonien  gemeinschaftliches  Gotteshaus.  Im  Jahre  1907 
wurde  eine  zweite  Kirche  und  Schule  gebaut,  welch  letztere 
schon  von  50  Kindern  besucht  wird. 

Die  steigende  Tendenz  in  der  Entwicklung  der  Kolonie 
äußert  sich  außerdem  auch  deutlich  in  der  Zunahme  des 
Verkehrs  und  ganz  besonders,  seitdem  im  Jahre  1902 
auch  die  Industrie  in  Schöninghsdorf  und  den  umliegenden 
Moordistrikten  eingezogen  ist.  Nach  der  Gestaltung  in 
dem  benachbarten  Holland  darf  sicher  angenommen 
werden,  daß  damit  ein  Entwicklungsfaktor  geschaffen  ist, 
welcher  eine  einschneidende  Wendung  in  der  Geschichte 
des  Bourtanger  Moores  herbeiführen  muß. 

In  dem  großen  Wietingsmoor  hat  Pastor  von  Bodel- 
schwingh  eine  Fläche  von  etwa  1000  ha  von  verschiedenen 
Gemeinden  erworben,  in  denen  er  eine  große 

2.  Arbeiterkolonie  Freistatt 

ins  Leben  gerufen  hat.  Diese  Kolonie  wurde  gegen  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  errichtet,  da  die  Kolonie  Wil- 
helmsdorf die  Masse  der  Arbeitslosen  nicht  mehr  faßen 
konnte  und  es  dann  nicht  mehr  möglich  war,  in  Eckarts- 
heim alle  Epileptische  und  Irre  aufzubewahren.  Die  an 
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der  Chaussee  Sulingen-Diepholz  gelegene  Kolonie  umfaßt 
jetzt  nach  verschiedenen  Arrondierungszukäufen  eine 
Fläche  von  rund  6000  Morgen,  von  der  schon  1000  Morgen 
in  Kultur  gebracht  sind.  Sie  betreibt  außer  Landwirt- 
schaft auf  dem  Sand-  und  Moorboden  eine  Torfstreufabrik 
In  der  Kolonie  kann  jeder  deutsche  Mann,  welchen 
Standes  er  auch  sei,  in  Zeiten  der  Not  Unterkommen, 
Arbeit  und  bei  längerem  Verbleiben  einen  kleinen  Ver- 
dienst in  bar  finden.  Die  Kultur-,  Erd-  und  Torfarbeiten 
im  Moore,  das  selbst  bei  Frost  noch  das  Stechen  des 
gelben  Moostorfes  gestattet,  haben  sich,  besonders  in  er- 
zieherischer Hinsicht,  als  die  beste  Art  der  Beschäftigung 
für  diese  Arbeitslosen,  deren  Zahl  im  Jahre  1908  durch- 
schnittlich 212  betrug,  erwiesen.  Welchen  raschen  Auf- 
schwung der  landwirtschaftliche  Betrieb  in  der  zehn- 
jährigen Arbeitszeit  genommen  hat,  mögen  folgende  Zahlen 
kurz  veranschaulichen.  Es  arbeiteten  im  Jahr  1909  in 
Freistatt  20  Pferde  und  es  wurden  100  Stück  Bindvieh, 
im  Winter  ohne  Lämmer  1200  Schafe  und  120  Zucht- 
schweine gehalten,  wozu  noch  ein  dauernder  Bestand  von 
etwa  3000  jungen  Ferkeln  und  300  Mastschweinen  kommt. 

Man  hatte  zuerst  die  Gründung  von  Rentengütern  in 
Aussicht  genommen,  jedoch  wird  vorläufig  noch  nicht  da- 
ran zu  denken  sein,  vielleicht  später,  wenn  die  ganze 
Fläche  erst  in  Kultur  gebracht  worden  ist. 

Ein  gleiches  Ziel  verfolgt  die  von  Pastor  Cronemeyer 
gegründete 


3.  Heimatskolonie  Friedrich-Wilhelmsdorf. 

Ihr  Grundeigentum  ist  in  den  drei  Gemeinden  Sellstedt, 
Düring  und  Stinstedt  in  der  Nähe  von  Geestemünde  ge- 
legen und  umfaßt  rund  300  ha  Moor,  von  denen  etwa 
108  ha  als  Kulturland  bewirtschaftet  werden  und  eine 
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Fläche  von  46,6  ha  als  urbar  gemachtes  Ackerland  in 
Form  von  6 Kentengütern  an  Arbeiter  veräußert  worden 
sind. 

Von  allergrößter  und  wichtigster  Bedeutung  ist  dann 
die  Gründung  der  Schweinemastanstalt  durch  die 


4.  Erste  deutsche  Heidekultur-Aktien- 
gesellschaft 

zwichen  den  Stationen  Sellstedt  und  Wehdel  auf  der 
Bahnstrecke  Geestemünde-Stade.  Die  zur  Durchführung 
des  Unternehmens  begründete  Aktiengesellchaft  (Kapital 
500000  M,  Sitz  Geestemünde)  kam  im  Jahre  1906  zu- 
stande. Dem  Plane  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  mit 
Hülfe  der  durch  in  großem  Umfange  zu  betreibendes 
Mästen  von  Schweinen  gewonnenen  großen  Düngerm  engen 
Heideödland  zu  kultivieren  und  auf  diese  Weise  einen  loh- 
nenden landwirtschaftlichen  Betrieb  zu  ermöglichen.  Zu 
diesem  Zwecke  wurde  in  der  dortigen  Gemeinde,  die 
jetzt  noch  mindestens  2500  Morgen  kulturfähiges  Ödland 
besitzt,  eine  Fläche  von  190  ha  erworben.  Die  Heide 
lag  in  der  Hauptsache  noch  so,  wie  die  Natur  sie  ge- 
schaffen hatte ; die  bei  der  Gemeinheitsteilung  ausgewiesenen 
Koppelwege  existierten  nur  auf  der  Karte.  In  der  kur- 
zen Zeit  von  kaum  vier  Jahren  sind  jetzt  von  dieser 
Fläche  schon  180  ha  kultiviert,  sodaß  dort  schon  bald 
ein  großer  landwirtschaftlicher  Betrieb  eingerichtet  werden 
konnte.  Das  Unternehmen,  das  vielleicht  der  erste  Schritt 
auf  dem  Wege  ist,  eine  neue,  auf  zweckmäßiger  Arbeits- 
teilung beruhende,  mit  allen  technischen  Hülfsmitteln  ar- 
beitende, mehr  kaufmännische  und  industrielle  Art  des 
Landwirtschaftsbetriebes,  insbesondere  der  Ödlandkultur, 
einzuführen,  hat  bis  jetzt  großartige  Erfolge  aufzuweisen. 

Die  Anlage  hat  als  Musterwirtschaft  auf  die  Umge- 
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gend  außordentlich  segensreich  eingewirkt.  Falls  in  Zu- 
kunft auch  weiterhin  keine  Seuchenfälle  eintreten,  wird  sie 
sich  auch  voraussichtlich  weiterhin  gut  rentieren,  jedoch 
werden  die  erhofften  großen  Gewinne  wohl  ausbleiben. 

Es  werden  jährlich  etwa  8000—10000  Schweine  ge- 
mästet und  infolgedessen  große  Düngermengen  gewonnen, 
mit  denen  man  jährlich  etwa  200  Morgen  kultivieren 
kann.  Man  hatte  natürlich  anfangs  an  eine  erhebliche 
Ausdehnung  gedacht.  Leider  scheitert  dies  aber  daran,  daß 
Ödland  trotz  reichlichen  Vorrats  zu  angemessenen  Preisen 
nicht  mehr  zu  erhalten  ist.  Während  die  dortigen  Bauern 
vor  4 Jahren  lür  den  Morgen  erst  50 — 120  M verlang- 
ten, fordern  sie  jetzt  schon  lür  abgelegene  Heideflächen 
für  den  Morgen  300  M. 

Dieses  spekulative  Moment  spielt  neuerdings  eine  immer 
größere  Rolle.  Die  Bauern  waren  von  jeher  gewohnt, 
den  größten  Teil  ihrer  Oedländereien  so  gut  wie  unbenutzt 
liegen  zu  lassen,  sie  haben  aber  allmählich  eine  dunkle 
Ahnung  von  dem  steigenden  Wert  ihrer  Moor-  und  Hei- 
deflächen bekommen  und  spekulieren  nun  erst  recht  auf 
die  Zukunft,  von  der  sie  hohe  Preise  für  diese  Flächen 
erwarten.  Man  hört  immermehr  über  eine  reine  Grund- 
stücksspekulation klagen.  Diese  Spekulation  bildet  denn 
auch  mit  der  hartnäckigen  Ansicht  des  niedersächsischen 
Bauern,  von  seinem  ererbten  Besitz  nichts  verkaufen  zu 
dürfen,  in  Hannover  ein  schlimmes  Hindernis  der  inneren 
Kolonisation. 

Man  hat  daher  schon  wiederholt  in  Erwägung  gezogen,  das 
Enteignungsrecht  über  Ödländereien  einzuführen.  Sollte  das 
Enteignungsrecht  eingeführt  werden,  so  muß  den  Eigen- 
tümern aber  unter  allen  Umständen  ein  Zeitpunkt  von 
mindestens  10 — 15  Jahren  festgesetzt  werden,  bis  zu 
dem  sie  diese  Flächen  zu  kultivieren  haben.  Besser  als 
durch  dieses  scharfe  Eingreifen  in  die  persönlichen  Ver- 
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liältnisse  käme  man  vielleicht  dadurch  zum  Ziele,  daß 
man  eine  allmählich  immer  mehr  zu  erhöhende  Besteue- 
rung des  Ödlandes  einführte,  wodurch  ein  gewisser  Zwang 
zur  baldigen  Urbarmachung  oder  aber  zum  Verkaufe  aus- 
geübt würde.  Das  Bodenmonopol  widerspricht  hier  so 
sehr  dem  allgemeinen  Staatsinteresse,  daß  das  persönliche 
Interesse  der  Besitzer  dagegen  zurücktreten  muß. 


5.  Siedeltätigkeit  der  Bauern. 

Was  nun  die  eigentliche  private  Kultivierung  und  Be- 
siedlung von  Ödlandflächen  anlangt,  so  ist  auf  diesem 
Gebiete  seit  der  Einführung  des  künstlichen  Düngers  und 
der  Gründüngung  in  der  verschiedensten  Weise  gearbeitet 
worden.  Die  Größe  der  kultivierten  Flächen  läßt  sich 
nicht  nacliweisen,  sie  ist  aber  wohl  größer  als  im  allge- 
meinen angenommen  wird.  Jedenfalls  ist  ein  großer  Teil 
der  an  altes  Kulturland  anstoßenden  oder  sonst  günstig 
gelegenen  Flächen  von  ihren  Eigentümern  oder  deren 
Pächtern  kultiviert  worden.  Als  Beispiel  dieser  „stillen 
Kolonisation“  sei  hier  der  Kreis  Geeetemünde  angeführt, 
in  dem  sorgfältige  örtliche  Ermittlungen  des  Kreiskultur- 
technikers ergaben,  daß  dort  seit  der  Eimührung  des  Kunst- 
düngers - etwa  seit  1880 — 1796  ha  Acker,  2310  ha  Wiesen 
und  Weide,  1936  ha  Aufforstungen  und  104  ha  Fischteiche, 
im  ganzen  6146  ha  Kulturland  neu  angelegt  worden  sind. 

Im  Kreise  Hümling  sind  seit  18  Jahren  in  der  großen 
geteilten  Mark  von  Börger  teils  auf  der  Anhöhe  des 
früheren  Börger  Waldes,  teils  unter  dem  Walde  im  Moor 
ohne  irgendwelche  Beihilfe  soviele  neue  Siedlerstellen  ent- 
standen, daß  dort  zwei  neue  Volksschulen  errichtet  werden 
mußten.  Ich  weise  dann  noch  darauf  hin,  daß  seit  dem 
Jahre  1890  in  den  ländlichen  Gemeinden  des  Kreises 
Lingen  über  100  neue  Stellen  entstanden  sind.  Dazu 
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kommt  die  bisher  beinahe  unbemerkt  gebliebene  Besied- 
lung im  nordwestlichen,  abgelegensten  Teile  des  Kreises 
Bentheim  an  der  holländischen  Grenze.  In  den  Gemeinden 
Wilsum  und  Geteloh  sind  zahlreiche  neue  Siedlungen 
ohne  Beihilfen  entstanden,  wodurch  die  dortige  Gegend 
ein  ganz  anderes  Aussehen  erhalten  hat.  In  anderen 
Teilen  des  Regierungsbezirkes  Osnabrück  z.  B.  haben  die 
Heuerleute  viel  Ödland  unter  Gewährung  von  6—8  Frei- 
jahren oder  gar  ohne  späteres  Entgelt  übernommen.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  ihnen  meistens  die  nötigen  Acker- 
geräte und  Gespanne  zur  freien  Verfügung  gestellt. 

Alle  diese  kultivierten  Schläge  wurden  teilweise  zu  dem 
alten  Kulturland  hinzugetan  und  somit  entweder  vom 
Haupthofe  aus  mitbewirtschaftet  oder  aber  es  wurden 
Keugründungen  vorgenommen. 


E.  Rentengutskolonien. 

In  den  letzten  Jahren  beginnt  nun  auch  das  Renten- 
gut mehr  an  Bedeutung  zu  gewinnen.  Über  die  Zahl  und 
Größe  der  in  der  Provinz  Hannover  gegründeten  Renten- 
güter findet  sich  im  Anhang  eine  Statistik.  Es  würde 
natürlich  viel  zu  weit  führen,  alle  Rentengutsgründungen 
einer  näheren  Betrachtung  zu  unterziehen,  es  seien  daher 
nur  einige  giößere  Gründungen  angeführt. 

1.  Rathlosen 

Im  Jahre  1900  wurde  in  Rathlosen  im  Kreise  Sulingen 
von  verschiedenen  dortigen  Hofbesitzern  auf  Anregung 
des  derzeitigen  Spezialkommissars  zu  Sulingen  eine  ihnen 
aus  der  Rathlosen  Heideteilung  und  der  Wietingsmoor- 
teilung  zugefallene  Heide-  und  Moorfläche  in  Größe  von 
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etwa  108  ha  zur  Bentengutsbildung  angeboten.  Für  die 
Höfe  der  bisherigen  Eigentümer  hatte  dieser  Besitz  eine 
nur  untergeordnete  Bedeutung,  da  er  weit  von  den  Hof- 
stellen entfernt  lag,  und  die  Höfe  auch  ohne  diese  Fläche 
reichlich  groß  für  die  Bewirtschaftung  blieben.  Zunächst 
wurde  das  Besiedlungsgebiet  durch  zweckmäßige  Wege 
und  Gräben  aufgeschlossen,  wozu  eine  Fläche  von  etwa 
5 ha  erforderlich  war,  der  Best  von  103  ha  wurde  in 
7 Bentengüter  von  10  V4 — 17 1/4  ha  aufgeteilt.  Die  Auf- 
teilung erfolgte  in  der  Weise,  daß  jede  Stelle  möglichst 
gleichmäßig  und  im  Zusammenhänge  mineralischen  Heide- 
boden, anmoorigen  Boden  und  Moorboden  erhielt. 

Der  Ausbau  der  Folgeeinrichtungen  stellte  sich  ins- 
gesamt auf  5700  M.  Dieser  Betrag  wurde  von  dem 
Landwirtschaftsminister  aus  dem  ihm  für  Folgeeinrich- 
tungen in  Bentengutssachen  zur  Verfügung  stehenden 
Fonds  vollständig  gedeckt. 

Von  den  Käufern,  die  die  Bentengutsstellen  Ende 
Januar  1901  erwarben,  waren  bislang  5 Häuslinge,  einer 
Ziegelmeister,  einer  Besitzer  einer  kleinen  Eignerstelle. 
Da  die  Käufer  die  Bentengutsstellen  in  unkultiviertem 
Zustande  übernahmen,  wurde  ihnen  von  den  Verkäufern 
bis  zum  1.  Oktober  1902  Freijahre  gewährt.  Zu  diesem 
Tage  erfolgte  die  Übernahme  der  Stellen  auf  die  Benten- 
bank,  und  es  erhielten  die  Bentengutsbesitzer  dann  noch 
das  gesetzlich  zulässige  Freijahr,  sodaß  sie  erst  vom 
1.  Oktober  1903  ab  Zahlungen  zu  leisten  hatten.  Auch 
wurden  ihnen  zur  Ausführung  der  ersten  Kulturen  aus 
dem  sog.  Westfonds  vom  Staate  und  der  Provinz  eine 
einmalige  Beihilfe  von  rund  640  M für  jede  Stelle  bewilligt- 

Die  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude  errichteten  die 
Käufer  selbst.  Die  Deckung  der  entstehenden  Baukosten 
erfolgte  durch  Vermittlung  der  Seehandlung  zu  Berlin 
mittels  des  staatlichen  Zwischenkredits  (durch  das  Zwischen- 
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kreditgesetz  vom  12.  Juni  1900  ist  dem  Reservefonds  der 
Rentenbank  ein  Fonds  von  100  Millionen  entnommen,  der 
den  zur  Abstoßung  der  Schulden  und  Lasten  der  auf- 
zuteilenden oder  abzutrennenden  Grundstücke  und  zur 
erstmaligen  Besetzung  der  Rentengüter  mit  den  not- 
wendigen Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden  erforderlichen 
Zwischenkredit  vermitteln  soll),  der  je  nach  den  Bedürf- 
nissen der  Käufer  an  Barmitteln  3000 — 5000  M für 
die  einzelnen  Rentengutserwerber  betrug.  Bei  der  Über- 
nahme der  Stellen  auf  die  Rentenbank  am  1.  Oktober  1902 
war  die  Kultivierung  der  Ländereien  und  die  Herstellung 
der  Gebäude  soweit  vorgeschritten,  daß  der  ganze  Kauf- 
preis für  den  Grund  und  Boden  auf  die  Rentenbank 
übernommen  und  der  Zwischenkredit  durch  das  gleich- 
falls auf  die  Rentenbank  übernommene  Baudarlehen  ge- 
deckt werden  konnte. 

Zur  weiteren  Hebung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Rentengutsbesitzer  werden  seit  einigen  Jahren  mit 
Beihilfen  der  Landwirtschaftskammer  Versuche  von  dem 
Direktor  der  Landwirtschaftsschule  in  Sulingen  angestellt, 
die  sich  namentlich  auf  Acker-  und  Wiesenkulturen  im 
Hochmoore  erstrecken. 


2.  Groß-Lessen. 

Während  die  Rentengutskolonie  von  Rathlosen  in  der 
Entwickelung  begriffen  war,  wurde  im  Jahre  1902  eine 
direkt  daran  anstoßende,  rund  114  ha  große  Heidefläche 
von  Grundbesitzern  der  Nachbargemeinde  Groß-Lessen 
zur  Rentengutsbildung  angeboten,  deren  Besiedlung  sich 
in  ganz  ähnlicher  Weise  entwickelt  hat  wie  in  Rathlosen. 
Auch  hier  hat  der  Minister  die  Kosten  des  Ausbaues 
der  Wege  und  Gräben  mit  4510  M aus  seinem  Fonds 
gedeckt.  Aus  der  ganzen  Fläche  wurden  sechs  Renten- 
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güter  in  der  Größe  von  11  74—27  ha  gebildet!,  die  im 
Laufe  des  Jahres  1903  von  zwei  Pächtern,  3 Häuslingen 
und  einem  zweiten  Sohn  eines  bäuerlichen  Besitzers  über- 
nommen wurden.  Nach  Ablauf  der  von  den  Verkäufern 
gewährten  drei  Freijahre  erfolgte  zum  1.  Oktober  1906 
die  Übernahme  auf  die  Rentenbank. 

An  Kosten  sind  in  beiden  Verfahren  einschließlich 
der  Kosten  der  Vermessung  der  Katasterumschreibung 
und  der  Grundbuchberichtigung,  von  der  Generalkommission 
3 M pro  ha  erhoben.  Die  Belastung  der  Stellen  schwankt 
in  der  Kolonie  Rathlosen  zwischen  16  — 27  M,  in  der 
Kolonie  Groß -Lessen  zwischen  20  bis  33  M jährlicher 
Rente  für  das  ha.  Der  Unterschied  zwischen  den  beiden 
Kolonien  erklärt  sich  aus  den  verschiedenen  Bodenarten, 
indem  in  Groß-Lessen  das  im  Einkauf  wesentlich  billigere 
Hochmoor  wegfiel.  Der  Unterschied  zwischen  der  Be- 
lastung der  einzelnen  Rentengüter  bei  sonst  gleichen 
Bodenpreisen  ist  einmal  in  der  Verschiedenheit  des  Geld- 
bedürfnisses beim  Hausbau  begründet,  indem  die  Kapital- 
kräftigen mit  geringem  Zwischenkredit  und  Baudarlehen 
auskamen.  Ferner  führt  bei  den  kleineren  Stellen  hier,  wie 
überall,  das  Gebäudekapital  eine  stärkere  Belastung  herbei. 

Berücksichtigt  man,  daß  die  angegebenen  Renten  einmal 
die  Verzinsung  sowohl  des  Kaufpreises  für  den  Grund  und 
Boden  als  auch  für  die  Gebäude  darstellen,  ferner,  daß  darin 
die  jährliche  Amortisationsquote  von  1/a  % mitenthalten  ist, 
so  ist  die  Belastung  aller  Stellen  als  mäßig  zu  bezeichnen. 

Dementsprechend  kommen  auch  die  Erwerber  in  beiden 
Kolonien  gut  voran. 


3.  Drachel  und  Bockelah. 

In  ähnlicher  Weise  wie  in  diesen  Kolonien  sind  ver- 
einzelte Rentengüter  auf  bisherigem  Ödland  noch  im  Kreise 
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Sulingen  und  Diepholz  weiter  angelegt,  ferner  die  Kolonien 
Drachel  und  Bockelah  im  Gemeindebezirk  Einstellige 
Höfe,  im  Kreise  Bremervörde.  Hier  haben  vier  Hof- 
besitzer 136  ha  Heide  und  Moor  auf  folgende  Weise  zur 
Bentengutsbildung  der  Kultivierung  erschlossen.  Nachdem 
durch  die  örtlichen  Beamten  der  Generalkommission  in 
Hannover  ein  Wege-  und  Grabennetz  entworfen  war, 
wurde  das  ganze  Gebiet  in  19  Ansiedlerstellen  von  4 bis 
17  ha  Größe  aufgeteilt.  Zu  dem  Zwecke  des  Zwischen- 
kredits hat  die  Spezialkommission  zu  Geestemünde  die 
Kreissparkasse  in  Bremervörde  gebeten,  jedem  der  19  An- 
siedler den  erforderlichen  Kredit  zu  eröffnen.  In  dankens- 
werter Weise  bewilligte  die  Kreissparkasse  den  erbetenen 
Kredit  zu  einem  billigen  Zinsfüße  und  ließ  zur  Sicherheit 
für  denselben  auf  den  vier  Höfen  der  Kolonisatoren  eine 
Sicherheitshypothek  eintragen. 

Sobald  die  neubegründeten  Stellen,  die  den  Kolonisten 
vorläufig  wegen  des  geringen  Ertrages  auf  dem  unkulti- 
vierten Lande  auf  drei  Jahre  zinsfrei  überlassen  sind, 
lebensfähig  sind,  wird  dann  auch  die  Taxe  zwecks  Be- 
leihung durch  die  Bentenbank  auf  genommen  werden. 
Der  für  das  unkultivierte  Land  vereinbarte  Kaufpreis  wird 
dann  natürlich  von  der  viel  höher  ausfallenden  Taxe 
wesentlich  übertroffen  werden,  sodaß  die  von  der  Renten  - 
bank  bis  zu  3/4  der  Taxe  gewährten  Darlehne  die  Kauf- 
preise des  Landes  nebst  den  Baukosten  ganz  oder  zum 
größten  Teile  decken  werden. 


4.  Gut  Bunkenburg. 

Eine  weitere  Rentengutskolonie  ist  dann  durch  die 
Aufteilung  des  Gutes  Bunkenburg  bei  Celle  angelegt. 
Das  Gut  Bunkenburg,  das  rund  1000  Morgen  umfaßt, 
war  wegen  seiner  einsamen  Lage,  die  es  ganz  besonders 
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erschwerte,  Arbeiter  an  das  Gut  zu  fesseln,  in  seiner  Be- 
wirtschaftung immer  mehr  zurückgegangen.  Größere 
Flächen  Ackerländereien  waren  nach  und  nach  wieder 
mit  Heide  überwachsen,  und  die  so  notwendigen  Ab- 
zugsgräben größtenteils  verkrautet,  sodaß  von  dem  im 
Jahre  1907  angekauften  Gute  nur  noch  160  Morgen  in 
Kultur  waren,  das  übrige  Land  bestand,  mit  Ausnahme 
von  50  Morgen  Holzung,  aus  Heide.  Das  Gut  ist  unter 
Belassung  eines  Restgutes  von  400  Morgen  in  18  Renten- 
güter ausgelegt,  zu  deren  Übernahme  sich  über  200  Be- 
werber meldeten.  Es  sind  9 bäuerliche  Stellen  in  der 
Größe  von  7 — 12  ha  und  9 größere  Arbeiterstellen  von 
3 ha  gebildet. 


F.  Zukünftige  Maßnahmen  für  die 
weitere  Bauernansiedlung. 

In  Zukunft  wäre  nun  vielleicht  für  die  An  Siedlung 
von  Bauern,  besonders  für  die  Seßhaftmachung  der  zweiten 
und  dritten  Bauernsöhne  folgender  Weg  einzuschlagen. 
Der  mit  mehreren  Söhnen  gesegnete  Besitzer  eines  mit 
kulturfähigem  Ödland  reichlich  ausgestatteten  Hofes  teilt 
seinen  oft  nur  bis  zu  einem  geringen  Bruchteil  mit  Kultur- 
land versehenen  Besitz  in  Rentengüter  auf  und  verkauft 
diese  an  seine  Söhne.  Die  Errichtung  der  Gebäude  hat 
dann  an  derjenigen  Stelle  des  betreffenden  Rentengutes 
zu  erfolgen,  von  wo  aus  die  Bewirtschaftung  desselben  am 
zweckmäßigsten  stattfinden  kann.  Dadurch  werden  die 
als  Rentengutsbesitzer  angesetzten  Söhne  in  den  Stand 
gesetzt,  die  zu  ihren  Rentengütern  gehörigen  Ödländereien 
in  Kultur  zu  bringen,  während  dies  ihrem  Vater  wegen 
der  großen  Entfernung  dieser  Flächen  von  dem  Wirt- 
schaftshofe, wegen  Mangel  an  Arbeitskräften  oder  wegen 
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Mangel  an  Kapital,  welches  jetzt  aber  von  der  Kenten- 
bank zur  Verfügung  gestellt  wird,  nicht  möglich  war. 
Auf  diese  Weise  wird  es  jedem  einzelnen  Kentenguts- 
besitzer möglich,  nach  kurzer  Zeit  ebensoviel  Kulturland 
zu  besitzen,  wie  seiner  Zeit  vom  väterlichen  Hofe  aus  be- 
wirtschaftet wurde.  Durch  diese  Art  der  Kentenguts  - 
bildung  wird  nun  auch  noch  erreicht,  daß  dem  Verlangen 
des  Niedersachsen,  seinen  ererbten  Besitz  der  Familie  zu 
erhalten,  entgegen  gekommen  wird,  was  die  Besiedlung 
nicht  unwesentlich  erleichtern  wird. 

Dem  Vater  werden  die  Grundstücke  sofort  von  der 
Kentenbank  ausbezahlt,  sodaß  er  eine  ganz  ansehnliche 
Summe  baren  Geldes  in  die  Hand  bekommt  Mit  diesem 
Geld  wird  er,  sofern  der  Hof  nicht  allzu  sehr  mit  Schulden 
belastet  ist,  seine  Töchter  abfinden  und  seinen  Söhnen 
als  hochgeachteter  Altenteiler  zu  jeder  Zeit  hülfreich  zur 
Seite  stehen  können. 

Der  größte  Vorteil  dieser  Bauernansiedlung  liegt  aber 
darin,  daß  auf  diese  Weise  die  früher  schon  vorhandene 
Siedeltätigkeit  des  Bauernstandes  aus  sich  selbst  heraus 
wieder  aufgeweckt  wird.  In  früherer  Zeit  fanden  die 
jüngeren  Bauernsöhne  Gelegenheit,  aus  Brink-  und  Ge- 
meinheits-Zuteilung wie  Nutzung,  aus  Natural-  und  Keal- 
abfindung,  aus  nachbargleicher  Hilfe  Hausstätte  und  Land 
Baumaterial  und  Leistung  zum  Hausbau  zu  gewinnen. 
So  entstanden  im  Laufe  von  Jahrhunderten  neben  der 
ältesten  Bauernklasse  der  Hufner  (Voll-,  Halb-  usw.  Hufner 
oder  Meier,  oder  wie  sie  sonst  nach  der  Gegend  genannt 
wurden)  Brinksitzer,  Häuslinge,  An-  und  Abbauer;  alle 
mit  eigener,  wenn  oft  auch  kleinster  Wirtschaft,  und  den 
Haupterwerb  aus  landwirtschaftlicher  Arbeit  auf  den 
Bauernhöfen  oder  Gütern  ziehend. 

Das  Meierrecht  mit  seiner  Tendenz,  die  Höfe  ge- 
schlossen und  unteilbar  zu  erhalten,  zeigte  schon  genau 
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wie  das  jetzige  Höferecht  die  ungewollte  Begleiterschei- 
nung der  Landflucht.  Wie  heute  die  innere  Kolonisation 
ausgleichend  neben  die  Bestimmungen  und  Gewohnheiten 
des  Anerbenrechts  treten  will,  so  trat  damals  neben  die 
unter  dem  Meierrecht  stehenden  Höfe  der  nach  Bauern- 
Lehnrecht  vererbende  Grundbesitz.  Grund-  und  Landes- 
herr belehnte  einzelne  Familien  oder  Gruppen  von 
Familien1)  mit  größeren  oder  kleineren  Landflächen  unter 
der  gerade  hier  bemerkenswerten  Bestimmung,  daß  sämt- 
liche männliche  Nachkommen  am  Erbe  des  Grund  und 
Bodens  teilnehmen  sollten.  Zweck  des  Bauernlehns  war, 
die  jüngeren  Kinder  auf  dem  Lande  durch  das  zufallende 
Los  festzuhalten,  ein  Zweck,  der  voll  und  ganz  erreicht 
wurde.  Solange  die  Landgemeinde  die  Hinzunahme  von 
Neurodungen  aus  der  Allmende  oder  die  Grundherrschaft 
das  Gleiche  aus  der  Mark  gestattete  als  Ergänzung  des 
Lehnerbes  zu  einem  bäuerlichen  Wirtschaftsbetrieb,  solange 
vermochten  sämtliche  männliche  Kinder  der  bäuerlichen 
Lehnsfamilie  unter  die  Zahl  der  Bauern  aufzurücken. 
Die  auf  dem  Lande  bleibenden  jungen  Männer  hielten 
auch  die  Mädchen  — ihre  künftigen  Bräute  — von  der 
Landflucht  von  selbst  zurück.  Aber  wenn  auch  das  Lehnerbe 
nicht  durch  weitere  Landflächen  ergänzt  werden  konnte, 
blieben  die  jüngeren  Bauernkinder  entgegen  dem  heutigen 
vorherrschenden  Zustande  dem  platten  Lande  erhalten 
als  Häuslinge,  das  waren  die  ehemaligen  Landarbeiter, 
die  uns  heute  fehlen.  Unter  dem  Einflüsse  des  Bauern- 
lehns und  seiner  Grundgedanken  blieb  auch  auf  den 
Meierhöfen  die  Gewohnheit  f ortbestehen,  jüngeren  Kindern 
möglichst  von  dem  nicht  abtrennbaren  Meierlande  das 
eine  oder  andere  Stück  ein  oder  mehrere  Jahre  zur 
Ernte  zu  überlassen  durch  Bestimmungen  der  Eheberedung, 


*)  Siehe  Anhang. 
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durch  die  die  Möglichkeit  für  den  Anfang  einer  eigenen 
ländlichen  Haushaltung  gegeben  wurde.  Auch  hierbei 
können  wir  als  Wirkung  feststellen,  daß  die  Landkinder 
dem  platten  Lande  erhalten  wurden. 

Hatte  einstmals  Grund-  und  Landesherrschaft  genügend 
Bodenfläche  im  Besitz,  um  der  Tendenz  des  Meierrechts 
das  Gegengewicht  halten  zu  können,  so  ist  heute,  abge- 
sehen von  einem  Teile  der  Ödlandflächen,  der  landwirt- 
schaftliche Grund  und  Boden  in  festem  Familienbesitz. 
Daher  muß  den  Bauernfamilien  im  eigenen  Interesse  die 
freiwillige  Teilung  ihrer  an  Ödländereien  reichen  Höfe 
teilweise  ans  Herz  gelegt  werden. 

Es  wird  dadurch  durchaus  nicht  gegen  das  hannoversche 
Höferecht  verstoßen,  sondern  wird  dasselbe  nur  ergänzt. 

Denn  die  geschlossene  Hofesvererbung  hat  außer  der 
Entfremdung  der  übrigen  Land-  und  Bauernkinder  noch 
zu  einem  Landüberfluß  geiührt.  Die  Betriebsstatistik  der 
Provinz  Hannover  gibt  darüber  ganz  auffallende  Zahlen. 
Danach  haben  die  Landwirtschaftsbetriebe  der  Provinz 
Hannover  mit  einer  Anbaufläche  bis  zu  200  Morgen 
(einschließlich  der  Zwergbetriebe),  deren  Gesamtzahl  sich 
auf  367  572  beläuft,  eine  Gesamtfläche  von  1484  752  ha 
in  landwirtschaftlicher  oder  gärtnerischer  Benutzung, 
während  die  Fläche  der  zugehörigen  Ödländereien  und 
geringen  Hutungen,  einschließlich  freilich  der  Privatwege, 
des  Haus-  und  Hofraumes,  sowie  der  Gewässer  eben 
dieser  Betriebe  eine  Höhe  von  715134  ha  erreicht.  Das 
bedeutet,  zu  einem  Bauernhöfe  in  der  Provinz  Hannover 
mit  100  Morgen  Acker,  Wiesen,  guten  Weiden  und  Nutz- 
garten gehören  im  Durchschnitt  noch  49,5  Morgen  Öd- 
land. Die  Verhältniszahl  der  Provinz  zeigt  innerhalb 
der  Regierungsbezirke  wesentliche  Abweichungen,  sodaß 
im  Regierungsbezirk  Hildesheim  mit  schwerem  Boden 
nur  5,4  Morgen  Ödland  im  Durchschnitt  auf  100  Morgen 
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Kulturfläche  eines  Bauernhofes  kommen,  in  Ostfriesland 
mit  teilweisem  Geest-  und  Moorboden  neben  den  Marsch- 
distrikten aber  schon  24,9,  Hannover  84,5,  Lüneburg  52,6, 
Stade  76,3  und  Osnabrück  gar  78.  Wie  sehr  innerhalb 
der  Kreise  sich  wieder  die  Gegensätze  berühren  können, 
zeigt  das  günstige  Durchschnittsverhältnis  von  Kulturland 
und  Ödland  der  Bauernhöfe  im  Kreise  Burgdorf,  das  sich 
wie  100:2,8  verhält,  im  angrenzenden  Kreise  Celle  sich  da- 
gegen umso  ungünstiger  wie  100:99  stellt.  Im  Regierungs- 
bezirk Stade  kommen  bei  den  Betrieben  unter  200  Mor- 
gen Anbaufläche  für  den  Kreis  Rotenburg  auf  100  Mor- 
gen Kulturfläche  sogar  124,5  Morgen  Ödland,  im  Kreise 
York  mit  ausgedehntem  Obst-  und  Gemüsebau  freilich 
noch  nicht  einmal  ein  ganzer  Morgen. 

Der  Besitzer  eines  solchen  Ödlandbauernhofes  vermag 
nur  im  Interesse  der  Erhaltung  des  Hofes  und  Hofes- 
zubehör in  seiner  Familie  zu  handeln,  wenn  er  sich  der 
Einrichtungen  der  inneren  Kolonisation  bedient  und  den 
Hof  zwei  oder  mehreren  Kindern  hinterläßt  nach  sach- 
gemäßer Teilung. 

Durch  die  jüngeren  Bauernsöhne  eines  Hofes  aber 
vermag  die  Kultivierung  nicht  nur  deshalb  rascher  und 
besser  betrieben  zu  werden,  weil  sie  von  Jugend  auf  in 
die  Kenntnis  der  Boden-,  Wirtschafts-  und  Verkehrsver- 
hältnisse hineinwachsen,  sondern  sie  verdienen  neben 
ideellen  Gesichtspunkten  auch  deshalb  in  jeder  Weise  den 
Vorzug  als  Neusiedler,  weil  die  neue  Ansiedlung  von  An- 
fang an  durch  die  Abfindung  ganz  anders  ausgestattet 
werden  kann.  Denn  es  ist  selbstverständlich,  daß  die 
Gründung  einer  Neusiedlung  von  Anfang  an  viel  günstiger 
ist,  wenn  ihr  gleich  altes  Kulturland  mit  zugelegt  werden 
kann.  Wie  viel  leichter  diese  neuen  Landwege  zum  Ziele 
der  Besiedlung  führen  können,  das  wird  einem  jeden  schon 
einleuchten,  der  an  die  jetzigen  Schwierigkeiten  der  sogen. 
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Zwischenwirtschaft  denkt,  an  die  Erleichterung  bei  Neu- 
bauten mit  Hilfe  eines  Stammhofes,  an  die  bei  Hofes- 
teilung mögliche  allmähliche  Überleitung  der  gesonderten 
Ackerbestellung,  der  Inventarbeschaffung  und  an  den 
Wegfall  von  Aufwendungen  für  die  Regelung  der  öffent- 
lich rechtlichen  Verhältnisse  usw. 

Aber  abgesehen  von  diesen  mit  großen  Odlandffächen 
versehenen  Höfen  ist  auch  bei  manchen  Höfen  durch 
die  Nähe  von  großen  Wirtschaftszentren  nach  anderer 
Richtung  ein  Landüberfluß  vorhanden,  wofür  ich  natür- 
lich nicht  statistische  Gruppenzahlen  wie  oben  anführen 
kann,  sondern  mich  auf  ein  mir  bekanntes  Beispiel  be- 
schränken muß.  Zahlreiche  Bauernhöfe  haben  eine 
Steigerung  der  Ertragsfähigkeit  infolge  günstiger  Lage  zu 
AVirtschaftszentren  erreicht,  sodaß  bei  Teilung  des  Hofes 
oder  Abteilung  kleinerer  etwa  sehr  weit  vom  AVirtschafts- 
hofe  liegender  Koppel  oder  in  der  Bebauung  liegender 
Parzellen  für  jüngere  Kinder  mehrere  Familien  auf  der 
gleichen  Grund-  und  Bodenfläche  ebenso  ein  Auskommen 
haben  können,  wie  zu  Anfang  der  einstige  Besitzer  hatte. 

Ein  Bauernhof  von  187  Morgen  Größe  hatte  den 
Feldgemüsebau  immer  mehr  ausgedehnt.  Bei  einer 
Ackerbestellung  von  27  Morgen  Zuckerrüben,  4 Morgen 
Kartoffeln,  50  Morgen  Roggen,  10  Morgen  AVeizen, 
20  Morgen  Hafer,  5 Morgen  Gerste,  9 Morgen  Pferde- 
bohnen und  Wickfutter,  ll/2  Morgen  Futterrüben,  12  Mor- 
gen Kleegras  und  H/2  Morgen  Luzerne  war  der  Anbau 
von  Feldgemüse  bis  auf  10  Morgen,  und  zwar  8 Morgen 
Konservenerbsen  und  2 Morgen  Vietsbohnen  gewachsen 
(27  Morgen  AViese).  Alsdann  wurden  noch  10  Morgen 
Spargelfelder  angelegt.  Bei  dieser  Ausdehnung  des  Feld- 
gemüsebaues trat  allmählich  ein  Zurückbleiben  der  übrigen 
Betriebszweige  in  die  Erscheinung;  Ackerbau  und  Vieh- 
zucht des  Hofes  litten  offensichtlich  unter  dem  schon 
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mehr  einem  gärtnerischen  Anbau  sich  nähernden,  aber 
dabei  rentabelsten  Zweige  der  Gesamtwirtschaft,  deren 
Rentabilität  infolgedessen  aber  wieder  Einbuße  erlitt.  Wie 
überhaupt,  so  ist  auch  im  Rahmen  des  einzelnen  Land- 
wirtschaftsbetriebes der  Gemüsebau  auf  gewiße  enge 
Grenzen  angewiesen. 

Der  älteste  Sohn  des  Hofes  wollte  sich  verheiraten, 
und  der  Vater  erkannte  richtig,  daß  dem  Hofe,  ihm  und 
dem  Sohne  nur  mit  einer  Trennung  geholfen  werden 
könnte.  Das  einstige  Altenteilerhaus,  in  dem  bis  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  die  Altenteilerfamilie  mit  Hülfe 
von  Naturalabgaben  des  Hofes  eine  kleine  Wirtschaft 
weitergeführt  hatte,  war  auch  hier  der  Vergrößerung  von 
Viehställen,  Vorrats-  und  Hofraum  zum  Opfer  gefallen. 
Auf  der  Spargelplantage  wurde  nun'  ein  Wohnhaus  mit 
Stallungen  usw.  erbaut  und  darin  mit  den  vom  Hofe  ab- 
getrennten Bodenflächen,  20  Morgen,  und  zwar  10  M. 
Spargel,  8 M.  zum  Konservenbau  geeignetes  Land  und  2 M. 
Wiese,  eine  neue  Wirtschaft  eingerichtet.  Ein  2.  Sohn, 
der  schon  längere  Zeit  vergeblich  eine  Anstellung  als 
Beamter  gesucht  hatte,  kehrte  kurz  entschlossen  nach 
Hause  zurück,  heiratete  und  übernahm  die  Neusiedlung. 
Dieses  Vorgehen  eines  Einzelnen  nachgeahmt  und  ge- 
fördert zu  sehen,  liegt  im  allseitigen  Interesse  der  Lan- 
deskultur. 


III.  Teil. 

A.  Die  Ansiedlung  von  Arbeitern. 

1.  Das  Heuerlingswesen. 

Weit  schwieriger  und  ungelöster  als  die  Frage  der 
Bauernansiedlung  ist  die  Frage  der  Ansiedlung  von 
Arbeitern. 


ft* 
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In  der  Provinz  Hannover  entstammen  die  einheimi- 
schen Landarbeiter  entweder  den  kleinen  Eigentümer- 
stellen oder  aber  den  Heuerlingsfamilien.  Dieses  Heuer- 
lingsverhältnis spielt  in  Hannover  bei  der  Deckung  des 
Landarbeiterbedarfes  eine  wichtige  Rolle. 

Der  Heuerling  pachtet  von  seinem  Arbeitgeber,  dem 
Hofbesitzer,  der  in  der  Regel  im  Durchschnitt  2 oder  3 
Heuerleute  hat,  ein  Stück  Land  mit  Wohnung  für  einen 
sehr  niedrigen  Pacht-  und  Mietzins  und  verpflichtet  sich 
dafür,  eine  bestimmte  Anzahl  von  Tagen  im  Jahre  seine 
Arbeitskraft  für  einen  weit  unter  dem  ortsüblichen  Tage- 
lohn stehenden  Lohn  zur  Verfügung  zu  stellen.  Er  führt 
also  auf  dem  gepachteten  Land  eine  kleine  Wirtschaft 
auf  seine  eigene  Rechnung,  daneben  arbeitet  er  für  seinen 
Verpächter.  Die  Wirtschaft  ist  meistens  nicht  so  groß, 
daß  ein  Gespann  gehalten  werden  kann.  Ist  Spann- 
arbeit nötig,  so  wird  dem  Heuermann  von  dem  Besitzer 
ein  Gespann  für  eine  niedrige  Taxe  zur  Verfügung 
gestellt. 

Das  Heuerlingsverhältnis  findet  sich  vereinzelt  im 
Regierungsbezirk  Stade  und  Lüneburg.  Als  gebräuch- 
lichste Form  der  Arb eits Verfassung  kommt  es  auf  den 
zahlreich  vorhandenen  großen  und  kleinen  Bauernhöfen 
und  den  nur  seltenen  Rittergütern  westlich  der  Weser, 
besonders  im  Regierungsbezirk  Osnabrück  und  Hannover 
vor.  In  Westfalen  findet  es  sich  überall  mit  Ausnahme 
des  Gebirgslandes  im  Süden,  welches  vom  Regierungsbe- 
zirk Minden  die  Kreise  Höxter,  Warburg,  Bühren  und 
den  Südosten  des  Kreises  Paderborn,  sowie  fast  den 
ganzen  Regierungsbezirk  Arnsberg  umfaßt. 

In  Hannover  ist  es  die  Gegend,  wo  wir  den  mitten 
in  einem  kleinen  Eichenwald  liegenden  Einzelhof  antreffen, 
der  meistens  nur  auf  Feldwegen  und  versteckten  Pfaden 
zu  erreichen  ist.  Das  Gebiet  der  Heuerlingsverfassung 
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enthält  nur  wenig  Großgrundbesitz,  weist  dagegen  alle 
Größenklassen  des  bäuerlichen  Besitzes  auf.  Dort  wo 
aber  das  Bittergut  vereinzelt  zwischen  den  Bauernhöfen 
mit  Heuerlingen  vorkommt,  ist  auch  die  Heuerlingsver- 
fassung vorherrschend.  Es  ist  also  eine  irrtümliche  An- 
sicht, daß  der  Heuerling  sich  nur  auf  einem  Bauernhöfe 
findet.  Diese  nur  wenig  im  Heuerlingsgebiete  vorkom- 
menden großen  Güter  bewirtschaften  dann  meistens  nur 
die  Forsten  selbst,  verpachten  den  Acker  zum  größten 
Teil  an  die  Heuerleute  und  verkaufen  das  Gras  auf  dem 
Halme,  sodaß  sie  meistens  nur  100  bis  300  Morgen  in 
Selbstbewirtschaftung  behalten.  Man  hat  daher  kaum 
Gelegenheit,  das  Heuerlingswesen  im  Großen  zu  beobachten. 

Die  Entstehung  dieser  Heuerlingsstellen  dürfte  auf 
das  Bedürfnis  der  Bauern  nach  Arbeitskräften  zurückzu- 
führen sein.  Dies  Verhältnis  ist  umso  wichtiger,  als  die 
Gehöfte  zerstreut  in  Bauerngemeinden,  oft  stundenweit 
von  den  Dörfern  liegen,  sodaß  man  die  Arbeitskräfte  un- 
bedingt an  Ort  und  Stelle  haben  muß.  Diese  Zustände 
in  den  Gegenden  mit  vereinzelt  liegenden  Gehöften 
ähneln  denjenigen  in  den  Gebieten  des  Großgrundbesitzes 
östlich  der  Elbe.  In  beiden  Gegenden  werden  Arbeiter 
gebraucht,  die  nicht  aus  nahegelegenen  Dörfern  herbeige- 
zogen werden  können  und  daher  auf  dem  Gutslande  resp. 
dem  Bauernlande  angesiedelt  werden  müssen. 

Offenbar  ist  aber  der  Arbeitsbedarf  der  Bauern  nicht 
die  einzige  Veranlassung  zur  Gründung  von  Heuerlings- 
stellen gewesen,  denn  wir  könnten  uns  sonst  nicht  er- 
klären, weshalb  im  18.  Jahrhundert  und  auch  im  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  viele  Heuerlingsstellen  bestan- 
den, die  für  die  Deckung  des  Arbeitsbedarfs  vollständig 
überflüssig  waren.  Es  handelt  sich  hier  wohl  darum,  der 
starken  Volkszunahme  auf  dem  Lande  durch  Schaffung 
von  neuen  Stellen  Baum  zu  gewähren. 
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In  den  geschlossenen  Dörfern  Niedersachsens  fand 
die  Volkszunahme  auf  der  Bauernbrink,  dem  unmittelbar 
vor  den  Dörfern  liegenden  Teile  der  Gemeinde  Ansied- 
lungsgelegenheit. Auch  wurden  vielfach  Einlieger  aufge- 
nommen, oder  es  wurde  ihnen  auf  einem  in  der  Nähe 
des  Bauern-  oder  Edelhofes  gelegenen  Stück  Land  oder 
auf  einer  weit  entfernt  liegenden  Koppel,  wie  schon  er- 
wähnt, eine  Wohnstätte,  angewiesen.  Diese  kleinen  Eigen- 
tümerstellen haben  sich  ziemlich  bis  in  unsere  Zeit  hin- 
ein erhalten  und  liefern  nach  wie  vor  in  den  betreffenden 
Gegenden  die  Arbeitskräfte.1) 

Weiter  auf  die  historische  Entwicklung  und  die  frü- 
heren Zustände  des  Heuerlingswesens  einzugehen,  würde 
hier  zu  weit  führen.  Es  seien  hier  daher  im  weiteren 
nur  die  gegenwärtigen  Zustände  geschildert. 

Das  Heuerlingsverhältnis  war  für  beide  Teile,  sowohl 
für  Arbeitgeber  wie  für  Arbeitnehmer,  günstig.  Der 
Verpächter  hatte  zu  jeder  Zeit  in  den  Heuer leuten  ge- 
nügend Tagelöhner  und  in  deren  Kindern  fleißiges  und 
zuverlässiges  Gesinde  zur  Verfügung.  Der  Arbeiter  hatte 
immer  ein  sicheres  Auskommen,  wenn  er  auf  seinem 
Acker  oder  beim  Bauern  keine  Arbeit  hatte,  so  suchte 
er  sich  auf  eine  andere  Weise  einen  kleinen  Nebener- 
werb zu  verschaffen,  wie  durch  Hollandgehen,  Spinnen, 
Weben  usw. 

Doch  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  änderten 
sich  diese  Zustände  beträchtlich,  am  meisten  in  West- 
falen. Dadurch,  daß  die  Hausindustrie  dem  Wettbewerbe 


La  diese  kleinen  sogen,  nichtsp an n fälligen  Stellen  nach  der 
Stein-Hardenbergschen  Gesetzgebung,  im  Gegensatz  zu  der  han- 
noverschen Ablösungsgesetzgebung,  nicht  ablösbar  waren,  sind  sie 
in  Preußen  zum  größten  Teil  von  dem  Großgrundbesitz  aufgekauft 
Damit  verschwand  aber  auch  die  Quelle  der  einheimischen  Land- 
arbeiter, worunter  der  Osten  jetzt  so  sehr  zu  leiden  hat. 
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der  Fabrik  immer  mehr  unterlag,  wurde  den  Heuerleuten 
eine  wichtige  Erwerbsquelle  entzogen,  sodaß  sie  sich  viel- 
fach genötigt  sahen,  ihre  Stellen  aufzugeben.  Wir  be- 
obachten in  Westfalen  schon  von  1850  an  in  manchen 
Gegenden  eine  Zersetzung  des  Heuerlingswesens.  Aber 
auch  dem  Bergbau  und  der  Industrie  gegenüber  hat  sich 
das  Heuerlingswesen  nicht  stark  genug  erwiesen,  beson- 
ders in  den  Gegenden,  wo  dann  auch  noch  Fabriken 
entstanden,  die  Frauen  und  Mädchen  beschäftigen.  So 
finden  wir  in  der  nächsten  Umgebung  von  Industrie- 
mittelpunkten  die  Heuerhäuser  anstatt  mit  Landarbeitern 
mit  Fabrikarbeitern  besetzt.  Dort  wo  die  Zigarrenarbeit 
als  Hausindustrie  aufgekommen  ist  und  hohe  Verdienste 
bietet,  beschäftigt  sie  die  von  ihr  ergriffenen  Kreise  voll- 
ständig. Die  Zigarrenarbeiter  pachten  zwar  Land  von 
dem  Bauer,  leisten  ihm  aber  keine  Arbeit. 

Diese  Zersetzung  des  Heuerlingswesens  ist  auch  all- 
mählich in  Hannover  eingedrungen.  Wenn  wir  sie  hier 
auch  noch  nicht  so  früh  und  nicht  so  stark  vorfinden,  so 
ist  doch  auch  hier  die  Zahl  der  Stellen  an  manchen 
Orten  wesentlich  zusammengeschmolzen.  Dabei  müssen 
aber  noch  andere  Ursachen,  wie  die  schon  besprochenen 
mitwirken,  denn  sonst  dürften  wir  hier  nicht  ein  scharfes 
Zurückgehen  der  Heuerlingsstellen  beobachten,  da  doch 
hier  der  Bergbau  und  die  Industrie  bei  weitem  nicht 
einen  so  großen  Einfluß  ausüben  wie  dort.  Und  dabei 
sind  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  für  die  Heuerleute 
in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutend  günstiger  geworden. 
Der  Ertrag  des  Bodens  ist  mit  der  Einführung  des  Kunst- 
düngers wesentlich  gestiegen,  während  die  Pachtpreise 
in  den  meisten  Fällen  dieselben  geblieben  sind.  Dann 
sind  die  Arbeitslöhne  vielfach  bedeutend  erhöht  worden, 
dagegen  sind  die  Sätze  für  Gespannleistungen  lange  nicht 
in  dem  Masse  gestiegen. 
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Es  müssen  also  auch  noch  andere  Ursachen  bei  der 
Auflösung  der  Heuerlingsstellen  mitwirken. 

Die  Schwächen  der  Heuerlingsverfassung  und  der  An- 
laß zur  Unzufriedenheit  liegen  zu  einem  großen  Teile  in 
den  gegenseitigen  Diensten,  welche  V erpächter  und  Pächter 
in  ziemlich  unbestimmter  Weise  zu  fordern  haben.  Es 
wird  entweder  das  Pachtverhältnis  derartig  abgeschlossen, 
daß  bestimmt  wird,  der  Heuermann  hat  in  der  Woche 
2 bis  3 Arbeitstage  zu  leisten.  Nun  kann  der  Bauer  natürlich 
nicht  im  voraus  angeben,  an  welchen  Wochentagen  der 
Heuermann  zu  arbeiten  hat,  sodaß  der  Heuermann  eigent- 
lich über  keinen  Arbeitstag  frei  verfügt.  Bietet  sich  ihm 
nun  anderswo  eine  günstige  Arbeitsgelegenheit,  die  einen 
viel  höheren  Verdienst  verspricht,  so  muß  er  zuerst  ab- 
warten,  ob  er  noch  von  seinem  Arbeitgeber  bestellt  wird 
und  wird  häufig  eine  derartige  günstige  Gelegenheit  ab- 
sagen  müssen.  Oder  aber  das  Pachtverhältnis  beruht 
noch  wie  früher  auf  Gegenseitigkeit,  sodaß  der  Heuer- 
mann zu  jeder  Zeit  bestellt  werden  kann,  wofür  der  Bauer 
ihm  alle  Spannarbeiten  leisten  muß.  Hier  macht  sich 
bei  dem  Heuermann  die  Abhängigkeit  noch  viel  unan- 
genehmer fühlbar,  besonders  noch  dann,  wenn  der  Groß- 
bauer den  „Herrn“  zu  spielen  beginnt,  wie  das  in  der 
Neuzeit  vielfach  einzureißen  beginnt. 

Wie  häufig  hört  man  jetzt  die  Heuerleute  sagen,  „dei 
Bürens  wät  tau  stolt“.  Und  in  der  Tat,  das  Verhältnis 
zwischen  Hofbesitzer  und  Heuermann  ist  in  den  letzten 
Dezennien  in  manchen  Gegenden  ein  ganz  anderes  ge- 
worden. Während  früher  der  Großbauer  sowohl  wie  der 
Klein-  und  Mittelbauer  auf  derselben  sozialen  Stufe  standen 
wie  die  Heuerleute  und  sie  alle  dieselbe  Bildung  genossen, 
ist  in  der  neueren  Zeit  in  dieser  Beziehung  besonders 
bei  den  wohlhabenden  Großbauern  ein  großer  Wechsel 
eingetreten.  Dem  Sohn  des  Großbauern  ist  jetzt  überall 
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die  Gelegenheit  geboten,  ein  Gymnasium  zu  besuchen,  um 
sich  dort  die  Berechtigung  zum  Einjährig-Freiwilligen- 
dienst  zu  erwerben,  während  er  sich  früher  mit  der  Volks- 
schulreife begnügte.  Darauf  hospitiert  er  ein  Jahr  an 
einer  größeren  Landwirtschaftsschule  und  geht  später  dann 
häufig  noch  für  kurze  Zeit  auf  ein  großes  Gut.  Nach- 
dem er  dann  bei  einem  Kavallerie-  oder  Artillerieregiment 
in  einer  großen  Garnisonstadt  seiner  Militärpflicht  genügt 
hat,  kehrt  er  nach  Hause  zurück,  um  dann  möglichst 
bald  den  Hof  seines  Vaters  zu  übernehmen.  Natürlich 
kann  hier  von  einer  gleichen  Bildungsstufe  nicht  mehr 
die  Rede  sein,  und  der  Heuermann  muß  dies  in  jeder 
Weise  fühlen,  zum  Nachteile  beider  Teile.  Denn  das  alte 
Arbeitsverhältnis  beruht  nun  nicht  mehr  auf  gegenseitigem 
Vertrauen  und  der  Heuerling  fühlt  sich  in  jeder  Weise 
benachteiligt,  und  jede  Kleinigkeit  gibt  Anstoß  zu  Ärgernis. 
Das  Mißtrauen  des  Heuerlings  wird  immer  größer.  Wird 
z.  B.  im  Laufe  von  mehreren  Wochen  der  erste  Heuer- 
ling vielleicht  ein  oder  zweimal  mehr  zur  Arbeit  bestellt 
als  der  zweite  oder  dritte,  so  führt  das  schon  ohne  weiteres 
zu  Zwistigkeiten.  Sobald  also  der  „Bauer“  in  dieser 
Weise  zum  „Gutsbesitzer“  wird,  will  der  Heuermann  un- 
abhängig von  ihm  sein.  Und  so  begegnet  man  im  Re- 
gierungsbezirk Osnabrück  z.  B.  fast  immer  nur  auf  den 
größeren  Höfen  unzufriedenen  Heuerleuten,  besonders 
beim  Besitzwechsel.  Auf  den  mittleren  und  kleinen  Höfen, 
wo  der  Bauer  noch  mit  dem  Heuermann  zusammen  auf 
dem  Felde  arbeitet,  mit  ihm  den  „Schluck“  aus  einem 
Glase  trinkt  und  sich  mittags  mit  ihm  zusammen  an  den 
Tisch  setzt,  fühlt  sich  der  Heuermann  auch  jetzt  noch  in 
der  Regel  ganz  wohl,  da  er  in  diesem  Falle  gar  nicht 
das  Gefühl  hat,  von  dem  Besitzer  irgendwie  abhängig  zu  sein. 

All  diese  verschiedenen  Ursachen  tragen  dazu  bei, 
daß  wir  bei  den  Heuerleuten  immer  mehr  ein  Streben 
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nach  Selbständigkeit  wahrnehmen  können.  Das  beweist 
uns  schon  die  große  Zahl  von  Heuerleuten,  die  sowohl 
von  Hannover  als  auch  von  Westfalen  nach  Posen  ge- 
gangen sind,  um  sich  dort  ein  Bauerngut  zu  erwerben. 
Durch  die  Ansiedlungstätigkeit  der  Ansiedlungskommission 
im  Osten  ist  der  Heuerlingsstand  in  Hannover  gewaltig 
geschwächt  worden,  da  selbstverständlich  nur  die  besten 
und  vermögendsten  sich  ansiedeln  konnten.  Als  weiterer 
Beweis  sei  der  Kreis  Bersenbrück  angeführt.  Als  dort 
vor  wenigen  Jahren  vom  Landrat  vier  Bentengüter  auf 
Ödland  begründet  wurden,  wurde  er  von  Gesuchen  der 
Heuerleute,  die  teilweise  auf  sehr  gutem  Boden  angesetzt 
waren,  um  Übernahme  derselben  geradezu  überhäuft. 

Es  ist  nun  damit  aber  nicht  gesagt,  daß  die  Heuer- 
lingsverfassung in  einigen  Jahrzehnten  vollständig  ver- 
schwunden sein  wird.  Die  Verhältnisse  liegen  nur  nicht 
mehr  so  günstig  wie  früher.  Es  spricht  hierbei  auch  noch 
ein  anderer  Umstand  mit,  der  die  Heuerleute  vielfach  in 
die  neuen  Stellen  führen  mag,  das  ist  die  Wohnungsfrage. 
Während  der  Hofbesitzer  in  der  Kegel  sein  eigenes  Wohn- 
haus meistens  vollständig  umgebaut  hat,  hat  er  an  den 
Wohnhäusern  seiner  Heuerleute  nur  wenige  Verbesserungen 
vorgenommen.  Die  Häuser  stehen  noch  gewöhnlich  genau 
so  da,  wie  sie  einst  errichtet  wurden,  kleine  niedrige 
Strohhütten,  die  meistens  keinen  Schornstein  besitzen, 
sondern  in  denen  der  Kauch  von  dem  Herd  auf  der 
Diele  seinen  eigenen  Weg  finden  muß.  Es  sind  ganz 
einfache  Bauten,  die  dem  Besitzer  nicht  viel  gekostet 
haben,  da  er  das  ganze  Baumaterial,  das  nur  aus  Holz, 
Lehm  und  Stroh  bestand,  selbst  liefern  konnte.  Auch 
waren  die  Bauarbeiten  billig,  da  man  unter  jeden  Pfeiler 
einen  „Findling“  legte  und  infolgedessen  bei  dem  ganzen 
Bau  als  Handwerker  nur  den  Zimmermann  nötig  hatte, 
der  auch  die  anderen  Tischlerarbeiten  ausführte.  Der 
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Fußboden  in  der  Stube  und  den  beiden  Kammern  sowie 
auch  die  Diele  und  die  Wände  bestanden  aus  Lehm.  Ein 
solches  Haus  war  durchschnittlich  für  600  Mk.  gut  her- 
zustellen. Und  es  ist  kein  Wunder,  wenn  der  Sohn  eines 
Heuermanns  keine  große  Neigung  zeigt,  sich  dauernd  an 
eine  solche  Heuerlingshütte  zu  fesseln.  Würden  viele 
alte  verfallene  Hütten  durch  Umbauten  verbessert  oder 
gar  durch  neue  massive  Gebäude  ersetzt  werden,  so  würden 
sich  vielleicht  auch  noch  manche  Heuerlingsstellen  er- 
halten. Dafür  dürfte  die  Tatsache  sprechen,  daß  im 
Kreise  Lingen  von  1890  bis  jetzt  mehr  als  50  neue 
Heuerlingsstellen  entstanden  sind  und  daß  auch  immerhin 
noch  in  anderen  Kreisen  hie  und  da  neue  Heuerlings- 
stellen  übernommen  werden. 


2.  Ansiedlung  zu  Eigentum  und  Pacht. 

In  der  Kegel  kann  man  aber  beobachten,  daß  eine 
verfallene  oder  abgebrannte  Heuerlingsstelle  nur  selten 
wieder  aufgebaut  wird.  Der  Grund  hierfür  ist  wohl  zum 
Teil  auch  in  den  jetzigen  hohen  Baukosten  zu  suchen, 
die  immerhin  5 — 6000  M erreichen  werden. 

Im  allgemeinen  können  wir  jetzt  sagen,  daß  sich  das 
Heuerlingswesen  überlebt  hat  und,  mit  anderen  Worten, 
nicht  mehr  in  den  Zug  unserer  Zeit  paßt.  Deshalb 
werden  auch  diejenigen  Kreise  unserer  Provinz,  die  jetzt 
der  inneren  Kolonisation  durch  Gründung  von  kleinen 
Eignerstellen,  sei  es  gegen  bar  oder  gegen  Kente,  noch 
entgegenstehen,  auf  die  Dauer  sich  der  Gründung  von 
Eign erstellen  nicht  entziehen  können.  Nun  begegnet  man 
in  den  Kreisen  der  Arbeitgeber  häufig  der  Stimmung: 
wir  möchten  uns  ja  wohl  dazu  entschließen,  selbständige 
Arbeiterstellen  zu  schaffen,  wenn  wir  irgend  ein  Mittel 
wüßten,  uns  in  den  Ansiedlern  willige  Arbeitskräfte  zu 
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sichern.  Gewöhnlich  denken  sie  dann  an  irgendwelche  Y er- 
tragsbestimmungen,  durch  welche  sie  die  Kolonisten  zu  Ar- 
beitsleistungen verpflichten,  oder  welche  sie  sogar  der  Stelle 
am  liebsten  dinglich  auferlegen  möchten.  Oder  sie  möchten 
die  Stelle  so  klein  auslegen,  daß  ihr  Besitzer  darauf 
angewiesen  ist,  bei  seinem  Nachbarn  Arbeit  zu  suchen. 

Es  kann  aber  nicht  nachdrücklich  genug  darauf  hin- 
gewiesen  werden,  daß  die  Ansiedlung  von  Arbeitern  auf 
Eigentumsstellen  nur  dann  Erfolg  haben  und  Existenzen 
schaffen  wird,  welche  gern  Arbeitsleistungen  freiwillig 
übernehmen,  wenn  sie  den  Arbeiter  auch  vollständig  auf 
freien  Fuß  stellt.  Denn  hier  würde  die  Abhängigkeit  ja 
noch  viel  drückender  empfunden  als  bei  dem  Pachtver- 
hältnis, da  das  Arb eits Verhältnis  ja  nicht  wie  bei  dem 
Pachtvertrag  zu  jeder  Zeit  gelöst  werden  kann.  Soll  der 
Arbeiter  zu  Eigentum  angesiedelt  werden,  so  muß  ihm 
auch  die  vollste  Freiheit  in  der  Verwertung  seiner  Arbeits- 
kraft gegeben  werden.  Und  zu  diesem  Zwecke  muß  die 
Auslegung  der  Eigentümerstelle  derartig  bemessen  werden, 
daß  der  Arbeiter  imstande  ist,  die  Kosten  der  Stelle 
allein  durch  ihre  Bewirtschaftung  zu  decken. 

Es  gibt  auch  genug  andere  Mittel,  um  von  den  selb- 
ständigen Arbeitern  eine  regelmäßige  Arbeitsleistung  zu 
gewinnen.  Denn  der  Kolonist  wird  es  doch  zunächst  vor- 
ziehen, in  der  nächsten  Nachbarschaft  zu  arbeiten,  wenn 
ihm  dort  angemessene  Arbeitsbedingungen  und  Löhne 
geboten  werden.  Außerdem  wird  fast  jeder  Kolonist,  der 
auch  genug  eigenes  Land  besitzt,  um  seine  Kenten-  oder 
Zinsenlast  zu  tragen,  doch  jede  Gelegenheit  wahrnehmen, 
durch  die  er  seine  Produktionswirtschaft  sowie  überhaupt 
seine  wirtschaftliche  Lage  verbessern  kann.  Hierher 
gehört  die  Gewährung  von  Ackerland  zum  Kartoffelbau 
und  die  Gewährung  von  Weide-  und  Wiesenländereien 
und  vor  allem  von  Gespannhilfe.  So  wird  auf  die  eine 
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oder  andere  Weise  bei  vollständiger  Freiheit  des  Ar- 
beiters leicht  ein  dauerndes  Arbeitsverhältnis  erzielt 
werden  können,  das  dem  Arbeitgeber  von  großem  Nutzen 
ist  und  mit  dem  der  Arbeiter  zufrieden  ist.  Es  liegt 
außer  allem  Zweifel,  daß  wir  durch  die  Schaffung  kleiner 
Stellen  seßhafte  Landarbeiter  gewinnen  werden,  nur  müssen 
wir  hier  etwas  vorsichtig  zu  Werke  gehen.  Wir  müssen 
uns  immer  darüber  klar  werden,  unter  welchen  Be- 
dingungen ein  günstiger  Einfluß  durch  die  Bildung  von 
Eigentümerstellen  auf  die  Arbeiterverhältnisse  voraus- 
zusehen ist.  Da  muß  zunächst  erwogen  werden,  ob  über- 
haupt an  Ort  und  Stelle  Aussicht  vorhanden  ist,  Arbeiter 
anzusiedeln,  ob  die  betreffende  Parzelle  sich  dazu  eignet, 
wie  groß  sie  ausgelegt  werden  soll  und  wie  die  erwähnte 
Verbindung  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeit- 
nehmer herzustellen  ist.  Von  einem  Schematismus  kann 
bei  der  Arbeiteransiedlung  nie  die  Bede  sein,  da  die  Art 
des  Vorgehens  sehr  mannigfaltig  ist  und  immer  den  lokalen 
Verhältnissen  angepaßt  werden  muß.  Es  muß  nach  Mög- 
lichkeit in  jedem  Dorf  gleichmäßig  vorgegangen  werden. 
Es  wäre  sehr  verfehlt,  wenn  man  von  einem  Dorfe  aus 
sehr  forciert  Vorgehen  und  den  Versuch  machen  würde, 
Arbeiter  gleich  dutzendweise  seßhaft  zu  machen,  da  man 
dadurch  aus  anderen  Gegenden  die  Arbeiter  in  starkem 
Maße  fortziehen  würde.  Vorzuziehen  ist  ein  schrittweises 
Vorgehen,  das  der  Entwicklung  des  einmal  erweckten 
Ansiedlungsbedürfnisses  entspricht.  Mit  diesem  schritt- 
weisen Vorgehen  hat  man  z.  B.  in  Mecklenburg  gute  Er- 
folge gehabt  und  ebenso  günstige  Erfahrungen  hat  der 
Landwirtschaftsminister  auf  seinem  Gute  Criewen  gemacht. 

Man  muß  bei  der  außerordentlichen  Wichtigkeit,  die 
die  Frage  der  Arbeiteransiedlung  hat,  alle  Möglichkeiten 
ins  Auge  fassen,  die  den  Arbeiter  an  das  Land  fesseln. 
Man  wird  also  auch  an  jede  Pachtmöglichkeit  für  die 
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Mieter  und  Einlieger  in  den  Dörfern  denken  müssen  und 
nicht  ausschließlich  an  die  Ansiedlung  durch  Eigentums- 
übertragung. Vielfach  wird  man  ja  bei  der  Ansiedlung 
auf  die  Schwierigkeit  stoßen,  daß  die  in  Frage  kommen- 
den Landparzellen  nicht  vorhanden  sind.  Die  Allmende 
ist  leider  in  manchen  Gegenden  vollständig  aufgeteilt 
worden.  Es  muß  deshalb  mit  Hilfe  des  Staates  und 
anderer  Korporationen  dafür  Sorge  getragen  werden,  solche 
Einrichtungen  von  neuem  zu  schaffen.  Wenn  diese  Mög- 
lichkeit auch  in  vielen  Fällen  nicht  vorhanden  ist,  so 
bietet  sich  im  allgemeinen  doch  mehr  Gelegenheit  zur 
Arbeiteransiedlung,  als  man  gewöhnlich  glaubt.  Hierbei 
kommen  zunächst  die  häufig  zerstreut  liegenden  Domänen- 
parzellen in  Betracht. 

Für  den  größten  Grundbesitzer,  den  Domänenfiskus, 
dürfte  es  eine  wirtschaftlich  sowohl  wie  national  unab- 
weisbare Pflicht  sein,  die  Seßhaftmachung  der  Landarbeiter 
auf  seinen  Besitzungen,  besonders  auf  den  zerstreut 
liegenden  Domänenparzellen  in  Angriff  zu  nehmen.  Selbst- 
redend wird  man  an  diese  schwierige  und  insbesondere 
technisch  noch  nicht  gelöste  Aufgabe  nicht  gleich  mit 
voller  Kraft  herangehen  dürfen,  sondern  wird  zunächst 
an  verschiedenen  Stellen  planmäßig  Versuche  machen 
müssen,  um  den  Plan  durch  die  nun  einmal  unvermeid- 
lichen Mißgriffe  der  ersten  Zeit  nicht  von  vornherein  in 
Mißkredit  zu  bringen. 

Dann  sind  hier  die  kirchlichen  Grundstücke  noch  zu 
erwähnen. 

Der  größte  Teil  der  Landgeistlichen  bewirtschaftet 
meistens  seine  zum  Teil  sehr  umfangreichen  Dienstlände- 
reien nicht  mehr  selbst,  sondern  sucht  sie  ebenso  wie  die 
Kirchenländereien  zu  verpachten.  Es  wäre  hier  nun  zu 
erwägen,  ob  diese  Ländereien  an  die  Mieter  oder  Ein- 
lieger oder  sonstige  Arbeiter  zu  verpachten  oder  ob  sie 
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zur  Bildung  von  Rentengütern  zu  veräußern  sind.  Die 
Nachfrage  nach  diesen  kleinen  meistens  sehr  günstig  ge- 
legenen Stellen  mürde  jedenfalls  groß  sein  und  es  würde 
mancher  Abwanderungslustige  dadurch  festgehalten  werden. 


3.  Ansiedlung  auf  Ödland. 

Die  größte  Gelegenheit  der  Arbeiteransiedlung  bieten 
natürlich  die  großen  Odlandflächen.  Jedoch  werden  wir 
hier  sehr  häufig  auf  große  Schwierigkeiten  stoßen.  Denn 
wir  müssen  hier  stets  mit  der  wiederkehrenden  Erschei- 
nung rechnen,  daß  die  Arbeiter  in  der  weitaus  größten 
Zahl,  wenn  auch  nicht  mittellos  sind,  so  doch  über  größere 
Barmittel  nicht  verfügen.  Nach  den  früheren  Erfahrungen 
und  nach  den  jetzigen  geben  aber  diese  unbemittelten 
Leute  häufig  die  besten  Kolonisten  ab.  So  erklärte  Fin- 
dorf  schon,  daß  er  für  die  mühsame  Moorkultur  lieber 
vermögenslose  und  fleißige  als  „bloß  bemittelte  Leute“ 
annehme.  Es  ist  dies  ganz  erklärlich,  denn  der  mit  eigenem 
Vermögen  ausgestattete  Bewerber  steht  nur  zu  leicht  der 
Rente,  den  Zinsen  und  sonstigen  Abgaben  gegenüber 
gleichgültig  dar;  er  hat  ja  Kredit  und  verfällt  zu  oft  der 
Gefahr  sich  mehr  als  Bauer  aufzuspielen,  sich  Dienstboten 
zu  halten  und  so  der  eigenen  Arbeit  zu  entwöhnen. 
Anders  der  mittellosere  Ansiedler!  Er  ist  nur  auf  sich, 
auf  der  Seinigen  und  seiner  Hände  Arbeit  angewiesen, 
er  betreibt  den  Ackerbau  mit  völliger  eigener  Kraft  und 
bleibt  bestrebt,  der  Lasten  des  von  Grund  aus  betriebenen 
Bauernhandwerks  mit  selber  verdientem  Lohne  gerecht 
zu  werden.  Dabei  verwächst  er  so  mit  seiner  Stelle,  die 
ganz  seine  Schöpfung  ist,  in  die  er  die  saure  Arbeit  vieler 
Jahre  steckt,  daß  schon  ganz  unabwendbare  Einflüsse 
dazu  gehören,  ihn  daraus  zu  vertreiben.  Gerade  von  ihm 
gilt  der  Arthur  Youngsche  Satz:  „Gebt  einem  Menschen 
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das  unverbrüchliche  Recht  auf  einen  Felsen,  und  er  wird 
denselben  in  einen  GTarten  verwandeln“,  wie  auch  die 
daran  angelehnten  trefflichen  Worte  des  großen  franzö- 
sischen Sozialpolitikers  M öline:  „Nichts  ist  wahrer!  Der 
Mensch  im  Besitze  eines  Grundstückes,  das  ihm  wirklich 
ganz  gehört,  erwacht  zu  neuen  Gefühlen  und  zu  einer 
außerordentlichen  Leistungsfähigkeit,  die  der  Liebe  des 
Vaters  zum  Kinde  gleicht,  und  denjenigen,  der  sie  einmal 
empfunden,  im  Innersten  packt.  Das  Land,  das  er  ge- 
pflügt und  mit  seinem  Schweiße  gedüngt,  erscheint  ihm 
wie  eine  sich  täglich  neu  vollziehende  Schöpfung,  und 
seine  Ernten  wie  sich  immerwährend  wiederholende  Ge- 
burten. Hat  er  die  Alma  mater  einmal  umarmt,  will  er 
sie  nicht  wieder  verlassen.“  Das  klingt  nun  sehr  schön, 
aber  die  Ausführung  ist  nicht  so  einfach.  Der  staatliche 
Moorkolonist  kauft  sich  für  sein  Geld  Inventar  und  kann 
dann  von  dem  bereits  ertragsfähigen  Teil  seines  Kolonats 
leben  und  den  etwaigen  Best  des  Landes  allmählich  urbar 
machen.  Wovon  aber  soll  der  Anbauer  auf  wüster  Stelle 
leben?  Das  Ödland  wird  (mit  Recht)  von  den  Kredit- 
instituten sehr  niedrig  bewertet.  Nennenswerte  Hypothe- 
ken kann  er  also  nicht  eher  darauf  aufnehmen,  als  bis 
er  es  urbar  gemacht  hat,  und  die  Urbarmacliungsarbeit 
kann  er  nur  ausführen,  wenn  inzwischen  für  ihn  und  seine 
Familie  gesorgt  wird. 

Der  Rentengutsnehmer  muß  x/4  des  Stellenwertes  be- 
sitzen, denn  die  Kgl.  Rentenbank  übernimmt  nur  3/4.  Hat 
er  dieses  */4  nicht,  so  muß  er  einen  Privatgeldgeber  suchen 
In  diesem  Falle  wird  es  ihm  häufig  der  Rentengutsaus- 
geber als  Resthypothek  stehen  lassen.  Ferner  muß  der 
Käufer  mindestens  in  Bezug  auf  das  Gebäudedarlehen 
den  Ausfall  tragen  können,  der  durch  den  niedrigen  Kurs- 
stand der  Rentenbriefe  entsteht  und  gegenwärtig  etwa 
1/10  des  Nennwertes  ausmacht.  Schließlich  muß  er  ge- 
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nügend  Inventar  und  Betriebskapital  haben,  sodaß  immer- 
hin eine  Summe  herauskommt,  die  viele  Ansiedlungs- 
lustigen  nicht  besitzen.  Es  gilt  also  hier  dem  Manne  über 
die  zum  Hausbau  und  zur  Anschaffung  des  nötigen  In- 
ventars |so wie  die  noch  hinzukommenden  hohen  Urbar- 
machungskosten der  Stelle  erforderlichen  Unkosten  hin- 
wegzuhelfen. Ist  die  Stelle  vollständig  hergestellt,  so  tritt 
dann  ja  eine  Beleihung  der  Bentenbank  ein,  durch  die 
dann  die  sich  im  Anfang  einstellenden  Kosten  fast  voll- 
ständig gedeckt  werden.  Es  handelt  sich  also  mit  anderen 
Worten  nur  um  einen  Kredit  von  kurzer  Dauer,  der  aber 
jedem  fleißigen,  mittellosen  Mann  über  die  Schwierigkeiten, 
mit  denen  er  in  der  ersten  Zeit  zu  kämpfen  hat,  hinweg- 
hilft. Nun  sucht  ja  der  Staat  diese  Mittel  durch  das 
Zwischenkreditgesetz  von  1900  zu  beschaffen.  Zu  diesem 
Zwecke  muß  aber  der  Kolonisator  eine  Sicherheitshypo- 
thek auf  seinem  Hofe  eintragen  lassen,  außerdem  muß  er 
seinen  Anspruch  auf  die  künftig  aufkommenden  Benten- 
briefe  der  Seehandlung  abtreten. 

Die  Erlangung  dieses  staatlichen  Zwischenkredits  ist 
davon  abhängig,  daß  die  Hofstelle  des  Kolonisators  die 
für  die  Sicherheitshypothek  erforderliche  Sicherheit  bietet. 
Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  oder  wenn  der  Kolonisator 
(z.  B.  ein  Verein)  gar  nicht  den  erforderlichen  Grund- 
besitz hat,  kann  der  Staatskredit  nicht  eintreten.  Es 
kommt  hinzu , daß  der  Landwirtschaftsminister  in  der 
Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  4.  April  1908  er- 
klärt hat,  der  Fonds  für  Zwischenkredit  sei  ziemlich  er- 
schöpft, nicht  deshalb  weil  er  zu  klein  sei,  sondern  weil 
sich  die  Bentenbriefe  sehr  schwer  verkaufen  lassen,  ob- 
wohl sie  nicht  nur  die  Sicherheit  der  Staatsgarantie,  sondern 
auch  noch  die  Sicherheit  der  Hypotheken  haben. 

In  diesen  Fällen  wird  es  also  den  unbemittelten 
Arbeitern  nicht  möglich  sein,  sich  anzusiedeln. 
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Es  ist  daher  dringend  erforderlich , den  Ansiedlern 
und  Kolonisatoren  den  nötigen  Zwischenkredit  auf  eine 
andere  Weise  zu  verschaffen.  Zu  dieser  Kreditgewährung 
sind  ganz  hervorragend  die  jetzt  fast  überall  auf  dem 
Lande  mit  bestem  Erfolge  begründeten  Spar-  und  Dar- 
lehnskassen geeignet.  An  ihrer  Spitze  stehen  stets  Leute, 
welche  auf  Grund  ihrer  örtlichen  und  persönlichen  Kennt- 
nisse die  Kreditwürdigkeit  jeder  einzelnen  Ansiedlung 
ihres  Geschäftsbezirkes  genau  beurteilen  können.  Sie 
sind  in  der  Lage,  ihren  Kredit  in  kleinsten  Teilbeträgen 
immer  erst  nach  der  Leistung  einer  gewissen  Kultur- 
arbeit zu  gewähren.  Sie  wird  dem  Arbeiter  also  das 
Geld  nicht  in  bar  in  die  Hand  geben,  sondern  ihn  da- 
durch unterstützen,  daß  sie  die  betreffenden  Kosten  selbst 
deckt.  So  wird  der  Arbeiter  z.  B.  den  Kunstdünger  herbei- 
zuholen und  auf  das  Land  zu  verteilen  haben  und  die 
Sparkasse  wird  dann  den  Dünger  bei  der  betreffenden 
Kaufstelle  bezahlen.  Entwickelt  ein  Ansiedler  nicht  den 
erforderlichen  Fleiß,  so  kann  sie  ihm  dann  sofort  den 
Kredit  entziehen.  Die  Kasse  geht  also  irgend  ein  Risiko 
nicht  ein;  denn  vorsichtigerweise  wird  sie  mit  ihrem  Kredit 
stets  hinter  der  wahren,  vom  Ansiedler  durch  Bebauung 
und  Kultivierung  geschaffenen  Werterhöhung  etwas  Zu- 
rückbleiben. Sobald  die  neue  Stelle  lebensfähig  geworden 
ist,  wird  dann  zweckmäßig  die  Beleihung  der  Stelle  durch 
die  Rentenbank  eintreten. 

Die  Rentenbank  beleiht  die  neue  Stelle  bis  zu  s/4  der 
Taxe.  Diese  erst  nach  der  Kultivierung  der  Stelle  auf- 
genommene Taxe  übersteigt  naturgemäß  in  der  Regel  den 
Kaufpreis  erheblich,  welcher  aus  dem  für  das  unkultivierte 
Land  vereinbarten  Kaufpreise  zuzüglich  des  Zwischen- 
kredits besteht.  Infolgedessen  wird  aus  den  Rentenbriefen 
stets  die  Spar-  und  Darlehnskasse  wegen  des  von  ihr 
gewährten  Zwischenkredits  und  meist  auch  der  Koloni- 
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sator  wegen  seiner  ganzen  Forderung  aus  dem  Verkauf 
des  Grund-  und  Bodens  befriedigt  werden  können.  In 
seltenen  Fällen  wird  der  Kolonisator  darauf  angewiesen 
sein,  eine  kleine  Anzahlung  zu  fordern  oder  eine  kleine 
Bestkaufgeldhypothek  auf  der  neuen  Stelle  stehen  zu  lassen. 

Dieses  Verfahren,  zu  dessen  Durchführung  die  vor- 
handenen Organe  und  Einrichtungen  vollständig  ausreichen, 
hat  also  den  großen  Vorteil,  daß  der  Zwischenkredit  nicht 
auf  bereits  vorhandenen  Werten  des  Kolonisators  beruht, 
sondern  auf  dem  Wert,  welchen  der  Ansiedler  erst  durch 
seine  Arbeit  schafft.  Hierdurch  wird  der  Kreis  der  An- 
siedler wesentlich  erweitert;  denn  als  Ansiedler  kann  jeder 
fleißige  und  tüchtige  Arbeiter  zugelassen  werden,  der  die 
Kraft  besitzt,  seine  Stelle  in  Kultur  zu  bringen,  ohne  daß 
er  über  bedeutende  Geldmittel  zu  verfügen  braucht.  Auf 
diese  Weise  wird  auch  in  besonders  hohem  Maße  die 
Liebe  zur  eigenen  Scholle  erweckt.  Nicht  leicht  wird 
ein  solcher  Ansiedler  seine  Stelle  verlassen,  deren  haupt- 
sächlichster Wert  erst  durch  seiner  Hände  emsigen  Fleiß 
geschaffen  worden  ist. 

Selbstverständlich  werden  wir  uns  bei  der  Ansiedlung 
von  Arbeitern  hier  und  da  der  Gefahr  aussetzen,  daß  die 
Seßliaftmachung  scheitert.  Die  Gefahr  des  Scheiterns  der 
Seßhaftmacliung  ist  dort  am  größten,  wo  in  nächster  Nähe 
Gelegenheit  zu  gewerblicher  Tätigkeit  vorhanden  ist.  Denn 
hier  besteht  die  Gefahr,  daß  die  Stellen  bald  von  Ge- 
werbetreibenden oder  gewerblichen  Arbeitern  besetzt 
werden.  Es  werden  die  Stellen  entweder  von  diesen  ge- 
werblichen Arbeitern  gekauft  werden  oder  aber  die  an- 
gesetzten Landarbeiter  werden  in  kurzer  Zeit  zur  ge- 
werblichen Arbeit  übergehen.  In  der  Provinz  Hannover 
wird  diese  Gefahr  aber  weniger  groß  sein,  und  man  wird 
darin  nicht  so  engherzig  sein  dürfen.  Man  wird  auch 
nach  Möglichkeit  den  Handwerker  ansiedeln  müssen. 
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Bis  jetzt  hatten  die  Handwerker  auch  vielfach  die  kleineren 
Heuerlingsstellen  eingenommen  und  haben  dem  Hofbesitzer 
doch  manchen  Tag  in  der  Erntezeit  oder  beim  Dreschen 
zur  Verfügung  gestanden.  Gerade  in  der  Erntezeit  haben 
die  Zimmerleute  und  Maurer  meistens  nicht  viel  zu  tun, 
sodaß  sie  gern  bereit  sind,  sich  nebenbei  noch  etwas  zu 
verdienen.  Sodann  ist  zu  erwähnen,  daß  dadurch  die 
Bevölkerung  immermehr  verdichtet  wird  und  somit  die 
Vorbedingungen  für  eine  Verbesserung  der  sozialen  Ein- 
richtungen geschaffen  werden,  was  die  anderen  Arbeiter 
ebenfalls  fesseln  wird.  Für  diese  Handwerker  wird  haupt- 
sächlich das  durch  den  Erlaß  vom  8.  Januar  1907  ge- 
schaffene Arbeiter-Rentengut  bis  zur  Mindestgröße  von 
1/2  Morgen  in  Betracht  kommen,  da  diese  kleinsten 
Stellen  für  die  , meisten  landwirtschaftlichen  Arbeiter  zu 
klein  sind. 


4.  Arbeiterrentengut. 

Soweit  die  Begründung  so  kleiner  Stellen  für  Land- 
arbeiter in  Frage  kommt,  ist  von  dem  Erlaß  besonderer 
Vorschriften  abgesehen,  da  man  sich  vollkommen  darüber 
klar  ist,  daß  es  sich  nicht  empfiehlt,  reine  Kolonien  von 
Landarbeitern  zu  errichten.  Der  Landarbeiter  würde  an 
sich  schon  garnicht  in  eine  solche  Kolonie,  die  nur  aus 
diesen  kleinsten  Stellen  besteht,  hineingehen,  da  er  hier 
keine  Aussicht  hat,  seinen  Grundbesitz  zu  erweitern.  Er 
wird  sich  immer  dort  am  liebsten  ansiedeln,  wo  er  alle 
Besitzgrößenklassen  in  gemischter  Lage  schon  vorfindet, 
wo  ihm  die  Möglichkeit  in  Aussicht  steht,  seine  Stelle 
einmal  mit  einer  größeren  zu  wechseln  oder  mit  der  Zeit 
ein  Stück  Land  hinzupachten  oder  kaufen  zu  können. 
Natürlich  kommt  diese  kleinste  Stelle  auch  für  einige 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  in  Betracht.  Namentlich 
bietet  die . L/2  Morgen  umfassende  Stelle  für  den  unbe- 
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mittelten  landwirtschaftlichen  Arbeiter  den  Anfang  auf 
der  sozialen  Stufenleiter,  und  in  der  Provinz  Hannover 
ist  auch  schon  eine  große  Anzahl  von  diesen  kleinen 
Rentengütern  begründet,  besonders  in  dem  Gebiete  der 
Spezialkommission  zu  Geestemünde. 


B.  Ansiedlung  von  Industriearbeitern. 

1.  Industriearbeiter-Rentengut. 

Das  Arbeiter-Rentengut  ist  doch  in  der  Hauptsache 
geschaffen,  um  die  Industriearbeiter  sesshaft  zu  machen. 
Man  will  ihnen  dadurch,  daß  man  sie  dem  Lande  mehr 
wieder  zuführt,  gesündere  und  bessere  Wohnungsverhält- 
nisse schaffen.  Dann  will  man  dadurch  bezwecken,  daß 
bei  wirtschaftlichen  Krisen  keine  Massenabwanderung  von 
einem  Industrieort  zum  andern  stattfindet. 

Voraussetzung  für  die  Bildung  solcher  Rentengüter 
ist  der  Nachweis  eines  nachhaltigen  Bedürfnisses,  das 
naturgemäß  nur  dort  vorhanden  sein  wird,  wo  ausreichende 
und  dauernde  Arbeitsgelegenheit  geboten  ist.  Dabei 
erscheinen  im  Hinblick  auf  die  Abhängigkeit  der  meisten 
Industrien  von  der  wechselnden  Konjunktur  vorwiegend 
solche  Orte  für  die  Anlegung  von  Industriearbeiterstellen 
am  geeignetsten , wo  mehrere  Industriezweige  vertreten 
sind.  Um  sich  vor  größeren  Verlusten  zu  schützen,  schreibt 
der  Staat  außerdem  besonders  bei  der  Beleihung  dieser 
Rentengüter  verschiedene  Gesichtspunkte  vor,  nach  denen 
bei  der  Begründung  zu  verfahren  ist.  Um  dem  Renten- 
gutsausgeber an  dem  weiteren  Schicksal  der  Rentengüter 
interessiert  zu  halten,  ist  es  erforderlich,  daß  er  entweder 
für  eine  längere  Zeit  (mindestens  10  Jahre)  eine  unkünd- 
bare Privatrente  oder  Resthypothek  auf  der  Stelle  beläßt, 
oder  daß  er  eine  mindestens  10  bis  15jährige  Garantie 
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für  die  Rentenzahlung  leistet.  Nur  in  diesem  Falle  wird 
der  volle  gesetzliche  Kredit  von  s/4  des  Stellenwertes  ge- 
währt; andernfalls  ist  die  Beleihungsgrenze  niedriger,  etwa 
bis  zu  ®/8  des  Wertes  zu  bemessen.  Um  das  finanzielle 
Interesse  auch  des  Rentengutserwerbers  an  seinem  Besitz 
zu  sichern,  wird  von  ihm  eine  regelmäßige  Anzahlung 
auf  den  Kaufpreis,  wenn  auch  nur  in  Höhe  von  etwa  1/l0 
bis  1 8 des  Stellenwertes  gefordert. 

Für  die  Mitwirkung  der  Generalkommission  bei  Be- 
nutzung des  Rentenbankkredits  ist  die  Bedingung  erfor- 
derlich, daß  der  Rentengutsausgeber  ein  Kommunalver- 
band, eine  Genossenschaft  oder  ein  gemeinnütziger  Verein 
ist.  Ausnahmsweise  können,  wenn  das  Unternehmen  einen 
gemeinnützigen  Charakter  hat,  bei  dem  jedes  spekulative 
Moment  ausgeschlossen  ist,  insbesondere  wenn  ein  Arbeit- 
geber für  seine  eigenen  Arbeiter  Heimstätten  schaffen  will, 
auch  Privatpersonen  als  Ausgeber  zugelassen  werden,  sofern 
gegen  ihre  Persönlichkeit  und  Vermögensverhältnisse  kein 
Bedenken  vorliegt.  Es  ist  aber  Vorsorge  zu  treffen,  daß 
nicht  die  Eigenschaft  und  der  Zweck  des  Rentengutes  als 
ländliche  Arbeiterheimstätte  durch  spekulative  Ausbeutung 
beeinträchtigt  wird,  eine  Gefahr,  die  in  der  Nähe  schnell 
wachsender  Industrieorte  häufiger  eintreten  dürfte. 

Auf  jedem  Arbeiterrentengute  muß  eine  Fläche  von 
mindestens  90  °/0  des  ganzen  Grundstückes  unbebaut  blei- 
ben. Jedes  Rentengut  darf,  abgesehen  von  den  etwa 
nötigen  Wirtschaftsgebäuden,  nur  mit  einem  Wohnhause 
besetzt  sein,  das  ein  Einfamilienwohnhaus  sein  muß. 

Da  die  Arbeiter-Rentengüter  keine  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  als  ländliche  Stellen  besitzen,  bedarf  es 
selbstverständlich  nicht  der  Eintragung  der  Anerbenguts- 
eigenschaft. Eine  Teilung  des  Rentengutes  oder  die  Ver- 
einigung desselben  mit  anderen  Grundstücken  ist  dem 
Besitzer  untersagt.  Ferner  ist  ihm  die  Verpflichtung  zur 
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ordnungsmäßigen  Erhaltung  und  Versicherung  der  Ge- 
bäude, sowie  das  Verbot  des  Betriebes  eines  Schankge- 
werbes auf  dem  Grundstücke  auf  erlegt. 

Findet  nach  der  Entscheidung  der  Generalkommission 
eine  Verletzung  dieser  auf  erlegten  Pflichten  statt,  so  steht 
dem  Staate,  falls  der  Rentengutsausgeber  von  der  ihm 
auferlegten  Verpflichtung  des  Wiederkaufsrechts  keinen 
Gebrauch  macht,  selbst  das  Wiederkaufsrecht  zu. 

Die  Festsetzung  des  Wiederkaufspreises  ist  der  Ent- 
scheidung der  Generalkommission  unterworfen.  Der  Preis 
hat  sich  für  den  Grund  und  Boden  nach  der  Taxe,  die 
seitens  der  Generalkommission  der  Beleihung  zu  Grunde 
gelegt  ist,  und  für  die  Gebäude  nach  dem  reinen  Bauwerte 
zu  bemessen,  den  sie  unter  Berücksichtigung  der  Abnut- 
zung zur  Zeit  der  Ausübung  des  Wiederkaufsrechte  haben. 
Der  Gesamtwiederkaufspreis  soll  jedoch  keineswegs  mehr 
als  90%  des  jeweiligen  gemeinen  Wertes  der  Renten- 
stelle betragen,  um  dadurch  den  Rentengutserwerber  da- 
von abzuschrecken,  den  durch  den  Rentengutsvertrag 
übernommenen  Verpflichtungen  zuwider  zu  handeln. 

Eine  wesentliche  Erleichterung  der  Gründung  von 
Arbeiterrentengütern  ist  dadurch  geschaffen,  daß  die 
Landesversicherungsanstalt  zu  Hannover  noch  hinter  der 
Rentenbankrente  ein  weiteres  Hypothekendarlehen  auf 
15  Jahre  unkündbar  zum  Zinsfüße  von  3%  % und  l1/^  % 
Amortisation  gewährt,  sodaß  der  Erwerber  nur  noch  eine 
Anzahlung  von  5/a0  zu  leisten  hat. 

Da  der  Staat,  wie  schon  erwähnt,  nur  dann  einen 
Kredit  bis  zu  3/4  des  Stellenwertes  gibt,  wenn  der  Ver- 
käufer (Rentengutsausgeber)  entweder  eine  für  längere 
Zeit  unkündbare  Restprivatrente  oder  Restprivathypothek 
auf  der  Strelle  beläßt  oder  eine  10  — 15jährige  Garantie 
für  die  Rentenzahlungen  leistet,  diese  aber  häufig  nicht 
zu  erlangen  sein  wird,  so  ist  die  Versicherungsanstalt 
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aucli  hier  bereit,  hei  dann  eintretender  niedrigerer  Kre- 
ditgewährung des  Staates,  die  in  solchen  Fällen  nur 
etwa  2/3  des  Stellenwertes  betragen  soll,  ihrerseits  ein  ent- 
sprechend höheres  Darlehen  zu  gewähren. 

Wenn  der  Arbeiter  seine  Zinsen  rechtzeitig  zahlt,  so 
wird  die  Landesversicherungsanstalt  ihm  das  Darlehen 
auch  länger  als  auf  die  vereinbarten  15  Jahre  gewähren, 
sodaß  ihm  Zeit  bleibt,  seine  Schuld  durch  die  l1/^  % ige 
Amortisationsquote  in  35  Jahren  abzutragen. 

Mit  der  Gründung  dieser  kleinen  Kentengüter  wurde 
schon  gleich  nach  dem  Erlaß  vom  8.  Januar  1907  mit 
großem  Eifer  begonnen,  sodaß  bis  zum  1.  Januar  1909 
schon  88  Stellen  auf  die  Kentenbank  übernommen  und 
18  durch  Vorverträge  begründet  waren.  Davon  entfallen 
die  Stellen  für  Landarbeiter  zum  größten  Teil  auf  die 
Kreise  Geestemünde  und  Lehe,  die  Industriearbeiter- 
steilen  sind  alle  in  der  zum  Stadtbezirk  Hannover  gehö- 
renden Gemarkung  ßothfeld  begründet  worden.  Augen- 
blicklich unternimmt 1 aber  auch  die  Erdöl- Aktiengesell- 
schaft zu  Wietze  bei  Celle  die  Gründung  einer  Kolonie 
von  Industriearbeiter-Kentengütern. 


2.  Ansiedlung  in  Bothfeld. 

In  Bothfeld  finden  wir  jetzt  schon  (Oktober  1910)  etwa 
84  Häuser  errichtet.  Die  Bewerber  dieser  Stellen  sind  Arbei- 
ter aus  den  verschiedensten  Industriezweigen,  die  Mehrzahl 
arbeitet  in  der  Tintenfabrik  Günther  Wagner  und  in  der 
Chokoladenfabrik  Cleefeld.  Da  die  Arbeiter  im  Anfang 
dauernd  von  sozialdemokratischen  Agitatoren  aufgehetzt 
wurden,  die  ihnen  sagten,  die  Rentengüter  würden  ihnen 
gar  nicht  zu  Eigentum  übergeben,  sondern  seien  im  Be- 
sitze der  Kentenbanken,  oder  aber  man  wolle  sie 
in  das  frühere  Hörigkeitsverhältnis  zurückbringen  und 
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sie  zu  Sklaven  machen,  hatten  die  Arbeiter  anfangs 
wenig  Vertrauen  und  Neigung  zu  der  Übernahme  eines 
solchen  Rentengutes.  Als  dann  aber  einige  den  An- 
fang machten  und  mit  ihrer  neuen  Wohnstätte  sehr 
zufrieden  waren,  war  die  Nachfrage  bald  sehr  groß. 

Die  Arbeiter  sind  sehr  zufrieden  und  stehen  sich 
wesentlich  besser  als  in  den  früheren  Mietswohnungen. 
Die  Rentenbankrente  beträgt  durchschnittlich  für  das 
Gebäude  im  Werte  von  4750  M und  den  halben  Morgen 
Acker  im  Werte  von  1200  M nicht  mehr  als  189  M 
und  die  Rente  der  Landesversicherungsanstalt  beträgt  im 
ganzen  90  M,  so  daß  die  im  ganzen  zu  entrichtende 
Rente  sich  auf  279  M beläuft.  Die  Rente  der  Stelle 
des  Vorsitzenden  des  evangelischen  Arbeitervereins  be- 
trägt auch  279  M,  während  er  früher  für  eine  enge  kleine 
Wohnung  von  4 Zimmern  400  M zahlen  mußte.  Dabei 
ist  zu  berücksichtigen,  daß  von  den  279  M noch  die 
Nutzung  des  Gartens  (50  M)  sowie  die  Amortisations- 
quote (53  M)  in  Abrechnung  zu  bringen  sind.  Daß  der 
Arbeiter  sich  bei  den  gesunden  Wohnungsverhältnissen 
und  bei  der  Gartenarbeit,  die  ihm  gleichzeitig  eine  Er- 
holung in  der  frischen  Luft  bietet,  viel  wohler  fühlt  als 
in  den  dumpfigen,  licht-  und  luftarmen  Großstadtstraßen, 
ist  selbstverständlich. 

Bei  dieser  Ansiedlung  von  Industriearbeitern  wird 
gleichzeitig  auch  erreicht  werden,  daß  sich  hie  und  da 
die  Kinder  der  Fabrikarbeiter  wieder  der  Landwirtschaft 
widmen  und  zwar  umso  leichter,  je  mehr  die  Industrie- 
arbeiter zwischen  Landarbeitern  angesetzt  werden.  Dann 
werden  die  Kinder  in  der  Jugend  mit  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeit  bekannt  und  es  wird  dann  vielleicht  manches 
Kind  die  Landarbeit  der  Industriearbeit  vorziehen.  Bis 
jetzt  war  es  .so  gut  wie  ausgeschlossen,  daß  das  Kind 
eines  Industriearbeiters  in  der  Großstadt  zur  landwirt- 
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schaftlichen  Arbeit  überging.  Ebenfalls  wird  dann  auch 
mancher  Industriearbeiter,  der  der  Landarbeit  nicht  all- 
zu fremd  gegenübersteht,  in  der  Erntezeit  bei  den  hohen 
Löhnen  dem  Landwirt  zur  Verfügung  stehen,  da  er  dann 
Gelegenheit  hat,  seine  Lage  mit  der  eines  Landarbeiters, 
der  bekanntlich  in  der  Erntezeit  ein  sehr  gutes  Fort- 
kommen hat,  zu  vergleichen.  Es  wäre  also  bei  der  Seß- 
haftmachung  von  Industriearbeitern  darauf  zu  achten, 
daß  sie  nach  Möglichkeit  in  einer  Landgemeinde  vorge- 
nommen wird,  sodaß  der  Industriearbeiter  zwischen  Land- 
arbeitern und  Bauern  sitzt.  Allerdings  wird  der  Erlaß 
von  1907  für  dieses  Bestreben  ein  kleines  Hindernis  sein, 
da  nach  diesem  Gesetz  die  Gründung  von  Industriear- 
beiter-Bentengütern  einem  Einzelnen  untersagt  ist  und 
nur  von  einem  größeren  Verband  ausgeführt  werden  darf. 
Ein  Verband  wird  aber  in  der  Hegel  immer  größere 
Grundstücke  erwerben  und  von  dem  Kauf  kleiner  Par- 
zellen absehen  müssen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  eine 
öffentliche  Korporation  immer  bedeutend  teurer  kauft 
als  ein  Privatmann.  Näheres  läßt  sich  über  diese  Ko- 
lonie noch  nicht  angeben,  da  die  Bentengüter  erst  vor 
kurzer  Zeit  übernommen  wurden  und  zu  einem  Teile  erst 
übernommen  werden. 

3.  Blumenthal. 

Eine  andere  Art  von  Industriearbeiteransiedlung  in 
größerem  Umfange  finden  wir  in  dem  Industriebezirk  des 
Kreises  Blumenthal. 

Dort  war  es  schon  von  altersher  Brauch  gewesen, 
daß  der  gewerbliche  Arbeiter  auf  eigenem  Kleinbesitz 
eine  kleine  Landwirtschaft  betrieb.  Als  dann  aber  vom 
Jahre  1884  ab  die  moderne  großindustrielle  Entwicklung 
dort  begann  (Bremer  Wollkämmerei  und  der  Bremer 
Vulkan  A.-G.)  war  durch  das  rasche  Steigen  der  Grund- 
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rente  die  Errichtung  von  Arbeiteranbaustellen  in  rasch 
zunehmendem  Masse  erschwert  worden.  Der  Landrat 
Berthold  war  von  vornherein  bemüht,  diesem  Übel  abzu- 
helfen und  suchte  dies  durch  die  Gründung  eines  Spar- 
und Bauvereins  e.  G.  m.  b.  H.  zu  erreichen.  Im  Jahre 
1894,  zu  einer  Zeit,  wo  es  sehr  zweifelhaft  war,  ob  der 
alte  Brauch  der  eigenen  kleinen  Landwirtschaft  des  Ar- 
beiters sich  noch  würde  halten  lassen  oder  ob  die  Ent- 
wicklung über  diese  Ansiedlungsform  hinweg  auf  die 
Mietskaserne  gehen  würde,  wurde  der  Verein  gegründet. 
Es  waren  damals  viele  Arbeiter  aus  den  verschiedensten 
Großstädten  nach  Blumenthal  gekommen,  die  nur  die 
Mietskasernen  kannten  und  von  einer  eigenen  kleinen 
Landwirtschaft  nichts  wissen  wollten.  Der  Spar-  und 
Bauverein  machte  es  sich  zur  Aufgabe  für  die  Beibe- 
haltung des  althergebrachten  Brauchs  einzutreten  und  dem 
Vereinsgenossen  zu  seinem  Haus  ein  Stück  Gartenland 
zu  geben,  um  ihm  eine  Klein  Viehhaltung  zu  ermöglichen 
In  der  Kegel  sollte  der  Garten  eine  Größe  von  */2  Mor- 
gen erhalten,  das  ist  diejenige  Größe,  welche  bei  normalen 
Bodenverhältnissen  dem  Durchschnittsbedarf  einer  Ar- 
beiterfamilie entspricht,  und  die  von  den  Familienan- 
gehörigen ohne  fremde  Hilfe  in  den  Freistunden  bewirt- 
schaftet werden  kann.  Leider  hat  der  Verein  sich  eine 
Zeitlang  von  dieser  Kegel  abdrängen  lassen  und  ist  mit 
der  Flächengröße  des  Gartens  unter  das  Maß  eines  halben 
Morgens  bei  einer  Reihe  von  Häusern  heruntergegangen. 
Es  traten  ihm  im  Jahre  1890  und  in  den  darauf  folgen- 
gen  Jahren  eine  Anzahl  von  Arbeitern  als  Genossen  bei, 
die  aus  großen  Städten  kamen  und  die  sich  gegen  einen 
so  großen  Garten  sträubten,  weil  weder  sie  selbst  noch 
ihre  Frauen  Verständnis  und  Neigung  für  die  Landwirt- 
schaft und  Viehhaltung  besäßen.  Aber  bald  zeigte  sich 
daß  es  ein  großer  Fehler  gewesen  ist,  mit  der  Größe 
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der  Gärten  unter  einen  halben  Morgen  herunterzugehen. 
Die  Genossen  und  ihre  Frauen,  die  anfangs  von  der 
Landwirtschaft  und  der  Viehhaltung  nichts  hatten  wissen 
wollen,  haben  sich  sehr  bald,  durch  das  Beispiel  der 
andern  belehrt,  in  die  Bolle  eines  kleinen  Landwirts 
hineingefunden  und  hätten  nun  gern  ihre  Gärten  auf  das 
Maß  eines  halben  Morgen  vergrößert  gesehen,  wozu  es 
dann  bedauerlicher  Weise  zu  spät  war. 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  es  durchaus  richtig 
gewesen  ist,  wenn  der  Spar-  und  Bauverein  von  Anfang 
an  ein  entscheidendes  Gewicht  auf  die  eigene  kleine  Land- 
wirtschaft des  Arbeiters  gelegt  und  durch  sein  Eingreifen 
den  Gang  der  Entwicklung  nach  der  Bichtung  hin  be- 
stimmt hat,  daß  die  gewerblichen  Arbeiter  kleine  Land- 
wirte geblieben  sind  und  die  dortigen  Industrieorte  sich 
nicht  in  geschlossen  gebaute  Städte  umgewandelt,  sondern 
die  weiträumige  Bebauung  — den  Charakter  von  Garten- 
städten — sich  bewahrt  haben.  Die  Verwendung  der 
überschüssigen  Arbeitskräfte  von  Mann,  Frau  und  Kindern 
im  eigenen  Garten,  die  ihnen  Freude  macht  und  ihrer 
Gesundheit  förderlich  ist,  sowie  die  haushälterische  Ver- 
wertung aller  Abfälle  setzen  sich  in  wirtschaftliche  Werte 
um,  die  erheblicher  sind  als  man  denkt.  Die  selbstge- 
wonnenen Vorräte  an  Nahrungsmitteln  sind,  namentlich 
gemessen  an  den  Preisen,  die  der  Arbeiter  dem  Klein- 
händler für  diese  Dinge  zahlen  muß,  ganz  wesentliche 
Posten  im  Arbeiterhaushalte.  Wieviel  widerstandsfähiger 
die  Arbeiterfamilien  mit  eigener  Landwirtschaft  sind  als 
diejenigen  Familien,  denen  mit  dem  Ausfall  des  Arbeits- 
lohnes die  Existenzmittel  vollständig  entzogen  sind,  beweist 
die  Zeit  der  bitteren  Not,  welche  die  Arbeiterbevölkerung 
während  der  gewerblichen  Krisis  von  Ende  1907  bis 
Ende  1909  durchmachen  mußte.  Die  Krisis  traf  haupt- 
sächlich denjenigen  Teil  des  Industriebezirks  des  Kreises 
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Blumenthal,  in  welchem  sich  die  Ansiedlungen  des  Spar- 
und  Bauvereins  befinden.  Die  Großbetriebe  im  Vereins- 
gebiet hatten  Arbeiterentlassungen  in  solchem  Umfange 
vornehmen  müssen,  wie  dies  zuvor  noch  nie  der  Fall  war. 
Der  Bremer  Vulkan  z.  B.,  von  dessen  Arbeitern  viele 
dem  Spar-  und  Bauverein  Blumenthal  angehören,  hat  im 
Jahre  1907  in  der  kurzen  Zeit  eines  halben  Jahres  seinen 
Arbeiterbestand  von  2700  Mann  auf  800  Mann  ver- 
ringern müssen.  Es  hat  Monate  gegeben,  in  denen  nur 
die  Hafte  der  Leute,  die  in  normalen  Zeiten  in  den 
Großbetrieben  des  Industriebezirks  beschäftigt  werden^ 
Arbeit  gehabt  hat.  Trotzdem  aber  hat  während  dieser 
ungünstigen  Zeit  von  1907  bis  1909  der  Verein  keiner- 
lei Ausfall  erlitten  an  geschuldeter  Miete  und  nur  einen 
ganz  geringen  Ausfall  durch  zeitweiliges  Leerstehen  von 
W ohnungen.  Diese  Tatsache  gereicht  dem  Spar-  und  Bau- 
verein zur  besonderen  Genugtuung.  Es  war  bisher  immer 
noch  zweifelhaft  gewesen,  ob  der  Verein  einer  schweren 
und  andauernden  Krisis  gewachsen  sein  würde.  Nachdem 
er  aber  jetzt  einen  Zeitraum  von  3 Jahren  sehr  schlechter 
Zeit  gut  durchgehalten  hat,  wird  dieser  Zweifel  als  wider- 
legt gelten  dürfen. 


IV.  Teil. 

Träger  der  inneren  Kolonisation. 

Hier  kommt  zunächst  die  Gemeinde  in  Betracht. 

1.  Die  Gemeinde. 

Unter  den  Gemeinden  haben  namentlich  im  dicht 
besiedelten  südlichen  Teile  der  Provinz  einzelne  wohl- 
habendere, in  Sonderheit  da,  wo  hierzu  geeignete  Grund- 
stücke als  besondere  Abfindung  oder  entbehrlich  gewordene 
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gemeinschaftliche  Anlagen  aus  Teilungen  und  Verkoppe- 
lungen zur  Verfügung  standen,  durch  Angehen  der  Landes- 
versicherungsanstalt um  Gewährung  von  Darlehen  tür 
Seßhaftmachung  bei  ihr  versicherter  Arbeitnehmer  wieder- 
holt Ansiedlungsversuche  mit  gutem  Erfolge  zu  verzeichnen. 
Vor  allem  müssen  hier  die  Betätigungen  hervorgehoben 
werden,  mit  welchen  einzelne  kommunale  Sparkassen  auf 
dem  Geriete  der  inneren  Kolonisation  bahnbrechend 
vorgegangen  sind.  So  u.  a.  die  Sparkasse  zu  Scheessei 
im  Kreise  Botenburg  und  Hittfeld  im  Kreise  Harburg, 
welche  beide  in  der  Annahme  der  von  der  Landesver- 
sicherungsanstalt unterm  15.  Dezember  1893 l)  erlassenen 
Grundsätze,  nach  welchen  die  Landesversicherungsanstalt 
den  öffentlichen  Sparkassen  Darlehen  zu  3x/4  % zur  Er- 
richtung von  Arbeiterwohnstätten  gewährt,  inzwischen  50 
resp.  180  neue  Abbauerstellen  zur  Gründung  gebracht 
und  beispielsweise  mit  den  letzteren  180  Kleinbesitzungen 
etwa  180  ha  der  Besiedelung  erschlossen.  Auch  gehört 
hierher  die  Tätigkeit  der  Sparkasse  zu  Uslar,  welche  mit 
Hilfe  der  Landesversicherungsanstalt  zu  Hannover  durch 
Hergabe  billiger  Darlehen  zu  3 x/4  % bis  zum  1.  Dezem- 
ber 1906  110  Arbeiterwohnhäuser  beliehen  hat.  Die  in 
dieser  Beziehung  bekannt  gewordenen  Vorgänge  auf  dem 


1 Der  Darlehensnehmer  muß  mindestens  200  Beiträge  an  die 
Landesversicherungsanstalt  geleistet  haben  und  zur  Zeit  der  An- 
tragstellung noch  Versicherter  sein  und  sich  verpflichten,  entweder 
iür  versicherungspflichtige  Arbeit  die  gesetzliche  Beitragszahl  — 
mindestens  aber  alle  2 Jahre  20  Beiträge  — , oder  als  Freiwilliger 
Versicherter  alle  2 Jahre  40  Beiträge  zu  entrichten.  Das  Darlehen 
wird  nur  auf  Neubauten  gewährt,  auf  welchen  noch  keine  Hypo- 
theken ruhen,  jedoch  in  keinem  Falle  über  den  Betrag  von  5000 
Mark  hinaus.  Das  zu  beleihende  Haus  muß  lediglich  zu  Arbeiter- 
wohnungen bestimmt  sein,  auch  von  dem  Darlehensnehmer  selbst 
bewohnt  oder  mitbewohnt  werden  und  darf  höchstens  2 Familien- 
wohnungen enthalten. 
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Gebiete  der  inneren  Kolonisation  seitens  der  Gemeinde 
sind  nur  da  ermöglicht  worden,  wo  ihnen  noch  ungeteilte 
Allmenden  oder  aus  Auseinandersetzungsverfahren  her- 
rührende besondere  Abfindungen  zur  Verfügung  stehen. 
Fälle  dieser  Art  gibt  es  jedoch  leider  heute  im  allge- 
meinen nur  noch  wenige.  Denn  die  Teilung  der  Marken 
und  sonstigen  Gemeinheiten  ist  zum  mindesten  vielfach 
unter  Verkennung  ihrer  sozialen  Bedeutung  als  einer  Art 
Versicherung  für  die  unteren  Klassen  der  Bevölkerung 
schrankenlos  ausgetührt  worden,  und  vielleicht  hat  man 
auch  in  dieser  Zurückdrängung  der  Allmenden  mit  der 
durch  sie  für  den  ländlichen  Tagelöhner,  den  Heuerling, 
überhaupt  den  kleinen  Mann  auf  dem  Lande  herbeige- 
führten Beseitigung  des  gemeinsamen  Weideganges  und 
der  Ermöglichung  einer  kleinen  Viehhaltung,  der  Ergän- 
zung des  Eigenbesitzes  durch  Veranlassung  der  Zupach- 
tung sowie  der  Führung  eines  erweiterten  landwirtschaft- 
lichen Nebenbetriebes  vorwiegend  eine  Ursache  für  die 
Entvölkerung  des  platten  Landes  und  ihre  Begleiter- 
scheinung der  Leutenot,  zu  suchen.  Es  wäre  also  den 
Gemeinden  zu  empfehlen,  danach  zu  trachten,  derartige 
Ansiedlungsmöglichkeiten  wieder  zu  schaffen. 

Hierzu  eignen  sich  vor  allen  Dingen  die  hie  und  da 
zum  Verkauf  kommenden  Höfe. 

Die  Aufteilung  von  Hofstellen  pflegt  meist  in  der 
Art  zu  geschehen,  daß  ein  gewerbsmäßiger  Grundstücks- 
händler den  Hof  kauft,  dessen  sich  der  Eigentümer  aus 
irgend  welchen  Gründen  entäußern  will  oder  muß.  Wenn 
sich  nicht  sehr  bald  ein  Käufer  findet,  an  welchen  der 
Grundstückshändler  den  Hof  mit  Verdienst  weiter  ver- 
kaufen kann,  werden  die  einzelnen  Parzellen  in  Öffent- 
licher Versteigerung,  vielleicht  noch  nach  vorangegangener 
rücksichtsloser  Ausnutzung  der  Grundstücke  wie  z.  B- 
vollständiger  Abholzung,  an  die  Meistbietenden  verkauft. 
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Diese  seltene  Gelegenheit  zum  Landerwerb  suchen  die 
Landwirte  des  betreffenden  Dorfes  möglichst  auszunutzen, 
was  zur  Freude  des  Grundstückshändlers  gewöhnlich  dazu 
führt,  daß  sich  die  zahlreichen  Kaufliebhaber  die  Preise 
gegenseitig  in  die  Höhe  treiben. 

Die  Aufteilung  des  Hofes  hat  dann  zur  Folge,  daß 
der  Grundstückshändler  mit  großem  Verdienste  den  Ort 
verläßt,  ohne  sich  Kopfschmerzen  darüber  zu  machen,  ob 
seine  Käufer  auch  auf  dem  gekauften  Lande  ihr  Fort- 
kommen finden  können.  Eine  weitere  Folge  ist,  daß  sich 
ein  großer  Teil  der  Dorfeinwohner  zwecks  Bezahlung  der 
Kaufpreise  mit  hohen  Schulden  belastet. 

Eine  solche  zuweilen  unvermeidliche  Zerschlagung  eines 
Hofes  kann  aber  den  Dorfeinwohnern  und  der  ganzen 
Gemeinde  zum  Vorteil  gereichen,  wenn  in  geeigneten 
Fällen  die  politische  Gemeinde  oder  die  örtliche  Spar- 
und Dahrlehenskasse  den  Hof  erwirbt  und  ihn  in  gemein- 
nütziger Weise  aufteilt.  Die  Gemeinde  bezw.  Spar-  und 
Darlehenskasse  kann  zum  Selbstkostenpreise  verkaufen 
oder  sich  doch  mit  geringem  Verdienst  begnügen,  sie 
kann  sich  ihre  Käufer  aussuchen,  sodaß  solche  Personen 
nicht  ins  Dorf  ziehen  können,  welche  man  lieber  außer- 
halb sieht.  Selbst  wenn  aber  die  Gemeinde  bezw.  Spar- 
und Darlehenskasse  ebenso  wie  der  Grundstückshändler 
im  Wege  der  Versteigerung  möglichst  viel  Geld  heraus- 
schlagen will,  so  kommt  doch  der  Gewinn  den  Dorfein- 
gesessenen in  ihrer  Eigenschaft  als  Gemeindemitgliedern 
oder  Genossen  der  Spar-  und  Darlehenskasse  wieder  zugute. 

Die  Verwertung  des  Hofes  durch  die  Gemeinde  bezw. 
Spar-  und  Darlehenskasse  kann  etwa  in  folgender  Weise 
geschehen. 

Einzelne  Parzellen  werden  an  selbständige  Landwirte 
der  Gemeinde  verkauft.  Die  alten  Gebäude  nebst  den 
zu  ihrer  Ausnutzung  erforderlichen  Ländereien  werden 
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freihändig  oder  als  Rentengüter  an  Landwirte  verkauft, 
welche  sich  selbständig  machen  wollen.  Aus  einem  anderen 
Teile  des  zum  Hofe  gehörigen  Landes  können  vielfach 
eine  oder  mehrere  selbständige  Landwirtsstellen  gemacht 
werden.  Fehlen  dem  Käufer  die  erforderlichen  Mittel, 
da  die  Gfemeinde  ja  möglichst  Barzahlung  verlangen  wird, 
so  stellt  die  Rentenbank  das  zur  Bezahlung  des  Landes 
und  zur  Errichtung  der  Gfebäude  erforderliche  Geld  ja 
bekanntlich  zur  Verfügung.  Ferner  können  Arbeiter- 
stellen geschaffen  werden,  für  welche  ja  ebenfalls  der 
Rentenbank-Kredit  gewährt  wird.  Endlich  können  Län- 
dereien des  aufzuteilenden  Hofes  dazu  benutzt  werden, 
um  bereits  bestehende  Stellen,  welche  keine  selbständige 
Ackernahrungen  sind,  zu  selbständigen  Stellen  zu  ver- 
vollständigen. In  diesem  Falle  gibt  die  Rentenbank  unter 
Umständen  den  ganzen  Landpreis  und  die  gesamten 
etwa  erforderlichen  Kosten  für  die  Vergrößerung  der 
bestehenden  Gebäude  her,  auf  jeden  Fall  gibt  sie  ein  Dar- 
lehen in  Höhe  von  s/4  des  Wertes  des  zugekauften  Landes. 

Oft  wird  es  sich  dringend  empfehlen,  daß  die  Ge- 
meinde einige  Parzellen  als  Eigentum  zurückbehält,  um 
sie  später  einmal  als  Bauplätze  für  jüngere  Söhne,  für 
Arbeiter,  oder  zur  Verpachtung  an  Heuerleute  und  dergl. 
benutzen  zu  können.  Da  einzelne  Parzellen  einen  höheren 
Preis  zu  haben  pflegen  als  ein  ganzer  Hof,  so  werden  die 
zurückbehaltenen  gewissermaßen  eine  neue  Allmende  bil- 
denden Grundstücke  der  Gemeinde  meist  unentgeltlich  ver- 
bleiben, auch  wenn  die  Kaufpreise  für  die  einzelnen  Teile 
des  zerschlagenen  Hofes  durchaus  normal  bemessen  werden. 

Die  Beschaffung  der  hierzu  erforderlichen  Geldmittel 
wird  einer  Spar-  und  Darlehenskasse  kaum  Schwierigkeiten 
machen,  der  politischen  Gemeinde  stehen  dagegen  die 
erforderlichen  Mittel  gewöhnlich  nicht  ohne  weiteres  zur 
Verfügung.  Die  Gemeinde  wird  also  bei  irgend  einem 
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Geldinstitut  eine  Anleihe  machen  müssen.  Dazu  ist  ein 
Gemeinde-  bezw.  Gemeindeausschußbeschluß  erforderlich, 
welcher  der  Bestätigung  seitens  des  Kreisausschusses  be- 
darf. Meist  wird  die  Gemeinde  das  Darlehen  sehr  bald, 
nämlich  nach  Verkauf  der  einzelnen  Hofteile,  wieder 
zurückgeben  können. 

Die  Gründung  kleinbäuerlicher  Betriebe  in  größerem 
Umfange  aber  möchte  über  den  Rahmen  der  Aufgabe  der 
Gemeinden  hinausgehen.  Denn  es  dürfte  sehr  bezweifelt 
werden,  ob  ihnen  bei  ihrer  ohnehin  schon  starken  Inan- 
spruchnahme auf  den  öffentlich-rechtlichen  und  sozialen 
Gebieten  die  Vorwegaufbringung  der  Kosten  für  die  Ur- 
barmachung, Wege-  und  Entwässerungsanlagen  usw.  also 
die  Anlage  weitherziger  und  großzügiger  Gesichtspunkte, 
wie  sie  behufs  Vermeidung  der  Schaffung  eines  ländlichen 
Proletariats  unerläßlich  sein  dürfte,  überhaupt  wird  em- 
pfohlen und  von  ihnen  erwartet  werden  können.  In  vielen 
Gemeinden  finden  wir  daher  geradezu  eine  ablehnende 
Haltung  gegen  die  Förderung  des  Ansiedlungswesens.  So- 
lange gewisse  schwer  ins  Gewicht  fallende  Ubelstände, 
wie  die  Verteilung  der  Schul-  und  Armenlasten  für  kleine 
Verbände,  noch  bestehen,  ist  es  wohl  zu  verstehen,  wenn 
dio  Gemeinden  sich  gegen  einen  starken  Zuzug  mittelloser 
Arbeiter  sträuben.  Anders  die  Kreise! 


2.  Der  Kreis. 

Die  Kreisverwaltung  dürfte  all  diesen  Aufgaben  eher 
gewachsen  sein  und  hier  kann  man  auch  regelmäßig  den 
Willen,  die  Ansiedlung  zu  fördern,  voraussetzen.  Den 
Kreisen  stehen  einmal  in  ihren  Organen,  den  Kreisaus- 
schüssen, sachkundige  und  namentlich  ortsvertraute  Per- 
sonen zur  Seite,  welche  in  ganz  besonderer  Weise  zur 
Prüfung  und  Beantwortung  der  Frage,  ob  im  einzelnen 
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Falle  alle  zur  Begründung  einer  lebensfähigen  Stelle  er- 
forderlichen Vorbedingungen  vorliegen  und  erfüllt  sind, 
geeignet  und  befähigt  erscheinen.  Viele  Kreisverbände 
verfügen  auch  über  einen  Kulturtechniker,  Wiesenbau- 
meister oder  sonstigen  technischen  Beamten,  der  mit  den 
örtlichen  Verhältnissen  genau  vertraut  ist  und  zur  Mit- 
arbeit herangezogen  werden  kann.  Auch  die  Winterschul- 
direktoren  werden  sich  gern  in  den  Dienst  der  neuen 
Aufgaben  stellen.  Der  Kreis  ist  von  vornherein  mit  den 
zu  derartigen  Gründungen  erforderlichen  finanziellen  Mitteln 
ausgestattet,  oder  doch  in  der  Lage,  sich  damit  auszu- 
statten, zumal  wenn  ihm  neben  der  Verwendung  seiner 
eigenen  Fonds  noch  die  Erzielung  der  Zuwendung  beson- 
derer staatlicher  Beihilfen  oder  auf  Grund  besonderer 
Verträge  die  Erschließung  der  Kapitalien  von  sozialen 
Anstalten  im  Wege  der  Aufnahme  geringverzinslicher 
Darlehne  gelingt.  So  hat  sich  die  Landesversicherungs- 
anstalt neuerdings  bereit  erklärt,  den  Kreisen  die  Hergabe 
von  besonderen  Ansiedlungsmitteln  zu  3°/0  gegen  weitere 
Ausleihung  derselben  zu31/4°/0  zu  gewähren.  Ferner  ist 
ihnen  eine  ähnliche  Gelegenheit  durch  Annahme  und  Be- 
tätigung der  von  der  Landesversicherungsanstalt  unterm 
15.  Dezember  1898  erlassenen  Grundsätze  gegeben,  nach 
welchen  sie  zum  Zwecke  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen 
besondere  Darlehne  zu  3 x/4  % erhalten  und  solche  unter 
Beleihung  bis  zu  3/4  des  Wertes  gegen  3 1/2°/0  Zinsen 
und  1 1/a  0 0 Abtrag  weiterbegeben  können. 

Besonders  geeignet  scheinen  die  Kreise  für  die  Aus- 
führung der  Landarbeiteransiedlung  zu  sein,  da  es  gerade 
hier  auf  genaue  Kenntnis  von  Orts-  und  Arbeiterverhält- 
nissen ankommt.  Hierbei  werden  sie  der  Mitarbeit  der 
Arbeitgeber  in  vollem  Maße  bedürfen,  da  diese  ja  das 
größte  Interesse  an  der  Verbesserung  der  Arbeiterverhält- 
nisse haben.  Die  ordnungsmäßige  Unterhaltung  dieser 
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kleinen  Stellen  erfordert  eine  sorgfältige  Aufsicht,  sei  es, 
daß  es  sich  um  die  Erhaltung  der  Stelle  in  dem  einmal 
angenommenen  beliehenen  Werte  handelt,  oder  um  Ver- 
hinderung von  Vermögensverfall  des  Arbeiters  bei  plötzlich 
eintretenden  Unglücksfällen.  Eine  solche  vermögen  aber 
bei  der  Vielseitigkeit  ihrer  Geschäftstätigkeit  und  dem 
Umfange  ihrer  Arbeitsfelder  nicht  größere  Genossen- 
schaften oder  andere  größere  öffentliche  Verbände,  sondern 
vor  allem  die  Kreiskommunalverbände  oder  sonstigen 
Kreisgesellschaften  durch  die  Gemeindevorsteher  infolge 
ihrer  intimeren  Verbindung  auszuüben.  Hierzu  kommt, 
daß  der  Landrat,  die  Kreisausschußmitglieder  oder  die 
Genossen  der  etwaigen  Kreisvereine  den  Arbeitern  meist 
persönlich  bekannt  sind,  damit  aber  am  ehesten  berufen 
erscheinen,  einmal  das,  wie  bei  jedem  neuen  Unternehmen, 
so  auch  bei  der  systematischen  Seßhaftmachung  ländlicher 
Arbeiter  erklärliche  Mißtrauen  der  letzteren  zu  zerstreuen 
und  ihre  vorläufig  abwartende  Stellung  in  zuversichtliche 
Meldungen  und  Bewerbungen  zu  verwandeln,  andererseits 
aber  auch  für  die  Besetzung  der  Neugründungen  nach 
Person  und  Vermögen  die  richtige  Auswahl  zu  treffen. 

Den  Kreiskommunalverbänden  wird  infolge  der  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Mitwirkung  des  Landrats  und 
der  Kreisausschüsse  auf  diesen  Gebieten  die  Regelung  der 
kommunalen  wie  auch  der  kirchlichen  und  Schulverhält- 
nisse, insbesondere  bei  etwaiger  Anlegung  selbständiger 
Kolonien  am  leichtesten  gelingen.  Jedenfalls  wird  es  ihnen 
leichter  gelingen  als  den  größeren  behördlichen  und  sonstigen 
größeren  Organen.  Bei  den  Arbeiteransiedlungen  durch 
große  Organisationen  werden  die  Unkosten  viel  größer  werden 
und  außerdem  können  von  ihnen  keine  kleinen  Parzellen 
zur  Besiedlung  erworben  werden,  ohne  bereits  Kolonisten 
an  der  Hand  zu  haben,  weil  andernfalls  die  größte  Schwie- 
rigkeit mit  der  Zwischenverwaltung  entstehen  würde. 
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Die  Ansichten  darüber,  in  welcher  Weise  die  Kreise 
mitwirken,  welche  Funktion  sie  bei  der  Arbeiteransied- 
lung  übernehmen  sollen,  scheinen  noch  nicht  ganz  geklärt 
zu  sein.  Neuerdings  scheint  man  sich  die  Mitwirkung 
der  Kreise  in  der  Weise  zu  denken,  daß  der  Grundbe- 
sitzer, welcher  kolonisieren  will,  die  betreffenden  Parzellen 
an  den  Kreis  verkauft,  und  daß  der  Kreis  in  eigenem 
Namen  und  für  eigene  Rechnung  mit  den  Ansiedlern  ab- 
schließt. Dort  wo  der  Kreis  die  Tätigkeit  nicht  selbst 
ausführt,  kann  er  nach  manchen  Richtungen  hin  die  An- 
siedlung in  sehr  wertvoller  Weise  unterstützen.  So  kann 
er  bei  der  Vermittlung  des  Kredites  der  Landesversiche- 
rungsanstalt  gute  Dienste  leisten.  Die  private  Ansiedlung 
von  Seiten  der  Grundbesitzer  kann  von  den  Kreisen  sehr 
wirksam  gefördert  werden,  wenn  sie  die  Restrenten,  welche 
von  der  Rentenbank  nicht  übernommen  werden,  vom 
Kolonisator  erwerben;  die  hierzu  erforderlichen  Mittel 
können  sie  ja  von  der  Landesversicherungsanstalt  leihen. 
Mancher  Grundbesitzer  würde  sich  gewiß  leichter  zur 
Arbeiteransiedlung  entschließen,  wenn  er  dabei  seine  Land- 
parzellen zu  einem  angemessenen  Preise  verwerten  könnte 
und  nicht  befürchten  müßte,  daß  ein  Teil  der  von  ihm 
aufgewendeten  Kapitalien  in  Restrenten  festgelegt  wird. 

Die  Schaffung  von  Arbeiterpachtstellen  wird  dadurch 
gehemmt,  daß  die  für  die  Neubauten  erforderlichen  Kapi- 
talien sich  schwer  im  Wege  des  Kredits  flüssig  machen 
lassen.  Auch  hierbei  könnten  die  Kreise  vermitteln.  Wir 
sehen  also,  daß  die  Kreise  wohl  imstande  sind,  an  der 
großen  Arbeit  der  inneren  Kolonisation  in  hervorragendem 
Maße  teilzunehmen.  Diese  Erkenntnis  ist  auch  schon  in 
mehrere  Kreise  eingedrungen.  Einige  von  ihnen  haben 
sich  an  die  Landesversicherungsanstalt  um  die  Gewährung 
von  finanziellen  Mitteln  gewandt,  andere  haben  die  Koloni- 
sation selbst  in  die  Hand  genommen,  wie  die  Kreise 
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Soltau  und  Fallingbostel.  Der  Kreis  Soltau  hat  einen 
Vollhof  von  650  Morgen  Acker,  Wiesen,  Forst,  Moor 
und  Heide  angekauft  und  ihn  in  5 Bentengüter  aufge- 
teilt. Im  Kreise  Fallingbostel  wurde  der  erste  Versuch 
einer  Koloniegründung  gelegentlich  des  Konkurses  eines 
großen  Gutes  gemacht.  Der  Kreis  kaufte  eine  geeignete 
Fläche  von  rund  15  ha  zu  Besiedelungszwecken.  Es 
wurden  7 Siedlerstellen  in  Größe  von  etwa  6 — 12  Morgen 
angelegt,  die  Häuser  wurden  durch  die  Baustelle  der 
Landwirtschaftskammer  in  Hannover  errichtet.  Die  Geld- 
beschaffung geschah  dadurch,  daß  die  Kreissparkasse  die 
einzelnen  Stellen  bis  zu  3/4  ihres  Wertes  zunächst  belieh. 
Das  letzte  Viertel  gab  die  Landesversicherungsanstalt 
unter  Garantie  des  Kreises.  Für  die  Kreissparkasse 
und  den  Kreis  sind  Hypotheken  auf  die  Stellen  einge- 
tragen. Solange  er  Garant  ist,  hat  der  Kreis  sich  ferner 
ein  Vorkaufsrecht  gesichert,  auch  vertraglich  sofortige 
Kündigung  des  im  übrigen  seinerseits  unkündbaren  Kapitals 
ausbedungen,  falls  die  Siedlerstelle  nicht  ordnungsmäßig 
bewirtschaftet  wird,  worüber  der  Kreisausschuß  entscheidet. 
Dagegen  hat  der  Kreis  nach  langen  Erwägungen  von 
einer  Anzahlung  abgesehen,  da  er  sich  durch  die  von  den 
Siedlern  bewirkte  Kultivierung  des  Landes  und  durch  die 
ihm  zustehende  Kontrolle  hinreichend  gesichert  i sieht. 
Der  Kreis  Fallingbostel  beabsichtigt  mit  derartigen  kleinen 
Siedlungen  fortzufahren  und  hat  neuerdings  wieder  15  ha 
zum  Preise  von  10000  M bei  Walsrode  angekauft. 

Neben  den  Kreiskommunalverbänden  empfiehlt  man 
neuerdings  lokale  Siedlungsgesellschaften  als  Träger 
der  inneren  Kolonisation. 

Sie  sollen  einige  Gemeinden  oder  auch  einen  Kreis, 
aber  nicht  über  diesen  hinausgehend  umfassen.  Für  sie 
gilt  im  allgemeinen  dasselbe,  was  wir  für  den  Kreis  in 
Betracht  gezogen  haben,  nur  treten  uns  hier  einige  Nach- 
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teile,  die  wir  bei  den  Genossenschaften  näher  ins  Auge 
fassen  werden,  entgegen.  Außerdem  werden  wir  damit 
rechnen  müssen,  daß  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  eine 
sehr  geringe  Neigung  zur  Bildung  neuer  Genossenschaften 
besteht,  besonders  zur  Bildung  von  Genossenschaften, 
welche  nicht  dem  Erwerbsinteresse  der  Genossen  dienen. 
Eine  gemeinnützige  Tätigkeit  ist  aber  die  Hauptbedingung 
einer  derartigen  Gesellschaft. 

Außer  der  Genossenschaft  im  Kreise  Blumenthal, 
die  sich  ausschließlich  der  Ansiedlung  von  Industriear- 
beitern widmet,  haben  wir  in  Hannover  bislang  erst  zwei 
derartige  Kreisgesellschaften. 

Die  erste  wurde  im  Jahre  1903  im  Kreise  Bersenbrück 
gegründet,  sie  macht  es  sich  zur  Aufgabe,  die  dortigen 
Heuerleute  durch  Ansiedlung  zu  Eigentum  von  der  starken 
Abwanderung  nach  Posen  zurückzuhalten.  Sie  hat  sich  aber 
auf  diesem  Gebiete  nur  wenig  betätigenk  önnen,  da  sie 
Land  zu  angemessenen  Preisen  nicht  erhalten  konntet 

Die  zweite  Gesellschaft  ist  im  Kreise  Burgdorf  von 
dem  dortigen  Landrat  gegründet.  Ihre  Arbeit  soll  sich 
ebenfalls  lediglich  auf  die  Ansiedlung  von  Arbeitern  er- 
strecken. Sie  ist  erst  im  Jahre  1907  gegründet  und  man 
kann  natürlich  bis  jetzt  noch  nicht  Voraussagen,  ob  sie 
viel  auf  diesem  Gebiete  leisten  wird.  Jedoch  scheint  ihr 
Erfolg  größer  werden  zu  wollen,  denn  bis  jetzt  sind  schon 
6 Stellen  ausgelegt  und  17  weitere  projektiert. 


3.  Die  Genossenschaft. 

Neben  verschiedenen  Erwerbsgesellschaften  m.  b.  H., 
welche  sich  bei  der  Betätigung  der  inneren  Kolonisation 
dieser  Aufgabe  widmen,  besitzen  wir  bereits  mehrere 
gemeinnützige  Genossenschaften,  so  an  größeren  Unter- 
nehmungen die  Pommersche  Ansiedlungsgesellschaft  zu 
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Stettin  1903,  die  Hannoversche  Gemeinnützige  Ansied- 
limgsgesellschaft  zu  Hannover  1907  und  seit  kurzer  Zeit 
die  gemeinnützige  Siedlungsgenossenschaft  für  die  Provinz 
Schleswig-Holstein. 

Der  leitende  Grundgedanke  der  Genossenschafter  ist 
folgender:  Die  Genossenschaften  dienen  in  erster  Linie 
wirtschaftlichen  Interessen,  insonderheit  ihrer  Mitglieder; 
andererseits  jedoch  sei  es  nicht  ihre  Aufgabe  diesen  End- 
zweck allein  zu  verfolgen,  vielmehr  verdanken  sie,  wenn 
man  den  Ursprung  des  Genossenschaftswesens  betrachtet, 
ihr  Entstehen  dem  Geiste  werktätiger  Nächstenliebe. 
Daher  bilde  einen  nicht  unwesentlichen  Teil  ihrer  Auf- 
gaben die  Ergänzung  ihrer  wirtschaftlichen  Tätigkeit  durch 
die  Förderung  und  Verfolgung  gemeinnütziger  Bestre- 
bungen der  sogen.  Wohlfahrtspflege,  insbesondere  auch 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Wohls.  Hierzu  komme, 
daß  die  praktischen  Erfahrungen  der  Genossenschaften, 
vorwiegend  infolge  ihrer  Tätigkeit  im  Wirkungskreise  der 
Spar-  und  Darhenskassen,  in  erster  Linie  die  Garantie 
böten,  in  erster  Beziehung  etwas  Tüchtiges  zu  leisten  und 
zu  schaffen.  Jedoch,  so  bestechend  und  einleuchtend 
diese  Ausführungen  auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen 
mögen,  einer  Verwendung  der  Genossenschaften  als  Träger 
der  inneren  Kolonisation  schlechthin  dürften  doch  recht 
gewichtige  Bedenken,  vor  allem  aus  den  Schwächen  der 
genossenschaftlichen  Bechtsform  entgegenstehen.  Dahin 
gehört  insbesondere  die  leichte  Möglichkeit  des  Austritts 
der  Mitglieder,  also  des  fortgesetzten  Wechsels  in  der 
Zugehörigkeit  der  Genossen,  hiermit  aber  die  Flüchtig- 
keit ihrer  Kapitalbeteiligung,  welche  unter  Beobachtung 
der  satzungsmäßigen  Kündigungs Vorschriften  jederzeit  auf- 
gesagt  werden  kann;  ferner  das  oberste  Gebot  jeder 
genossenschaftlichen  Geschäftsführung  aus  diesem  Grunde 
stets  nur  kurzfristige  Kredite  zu  gewähren,  und  also  die 
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Betriebsmittel  von  einer  dauernden  Festlegung  in  der- 
artigen Einrichtungen  und  Unternehmungen  fern  und  frei 
zu  halten;  endlich  der  Mangel  an  größerer  Geschäfts- 
gewandheit  auf  dem  Gütermarkte,  dem  für  den  letzteren 
unentbehrlichen  Unternehmungsgeist,  insbesondere  der  die 
Genossenschaften  leitenden  Persönlichkeiten,  sowie  die 

• verhältnismäßige  Geringfügigkeit  des  eigenen  Kapitals, 
damit  aber  die  eventuelle  Gefährdung  der  Geschäftsgut- 
haben der  Genossen.  Es  dürfte  also  den  Genossenschaften 

• als  solchen  an  dem  Aufbau  auf  einer  genügend  breiten 
finanziellen  Grundlage  fehlen. 

Gelingt  es  dagegen,  diesen  Mangel  einer  hinlänglich 
großen  Ausdehnung  der  Geldbasis  dadurch  zu  beseitigen, 
daß  man  möglichst  alle  an  der  inneren  Kolonisation  inte- 
ressierten Kreise  eines  größeren  Verbandes  dauernd  gewinnt 
und  sie  — namentlich  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  — zu  namhaften 
Beiträgen  veranlaßt,  so  dürfte  dann  die  Genossenschafts- 
form zu  grundsätzlicher  Ablehnung  keine  Veranlassung 
geben.  So  liegt  die  Sache  bei  der  Hannoverschen 
Gemeinnützigen  Ansiedlungsgesellschaft.  Die  Hannover- 
sche Gemeinnützige  Ansiedlungsgesellschaft  zählt  un- 
geachtet ihres  erst  im  November  1907  erfolgten  Ins- 
lebentretens  bereits  heute  rund  380  Genossen  mit  etwa 
1500  Geschäftsanteilen  ä 100  M.  Sowohl  in  der  Grün- 
dungsversammlung vom  September  1907  wie  auch  in  dem 
ihr  voraufgegangenen  Bundschreiben  des  Oberpräsidenten, 
des  geistigen  Urhebers  der  Genossenschaft1,  ist  betont 
worden,  daß  für  die  Provinz  Hannover  gerade  in  einer 
solchen  am  ehesten  alle  in  der  Provinz  für  eine  Beteili- 
gung der  inneren  Kolonisation  vorhandenen  Kräfte  zu- 
sammenzufassen und  deren  Mitarbeit  an  den  zu  lösenden 
Aufgaben  zu  gewinnen  sei,  daß  sie  ferner  die  Handhabe 

• dazu  bieten  könne,  das  Interesse  weitester  Kreise  an  den 
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letzteren,  namentlich  in  finanzieller  Beziehung  zu  erreichen, 
daß  sie  endlich  den  Vorzug  habe,  sich  den  Kredit  der 
Genossenschaftskassen  auf  breitester  Grundlage  in  erheb- 
lichem Umfange  nutzbar  zu  machen,  obschon  sie  selbst 
eigene  Mittel  in  verhältnismäßig  nur  geringem  Umfange 
verfügbar  zu  haben  brauchen.  Die  Art  der  Beteiligung 
zeigt  denn  auch,  daß  wir  für  die  Provinz  Hannover  mit 
der  Form  der  gemeinnützigen  Genossenschaft  uns  jeden- 
falls auf  dem  richtigen  Wege  befinden.  Denn  außer  der 
Unterstützung  des  Staates  durch  Überweisung  der  An- 
siedlungsgeschäfte  an  eine  besondere  Spezialkonimission 
und  Bereitstellung  der  Zinsen  des  Kapitals  von  300000  M, 
sowie  durch  Hergabe  besonderer  Mittel  zur  Bestreitung 
der  Verwaltungskosten  verzeichnet  die  Gesellschaft  als 
Genossen  die  Provinz  mit  50  Anteilen,  die  Stadt  Han- 
nover mit  50,  etwa  12  Städte  mit  je  bis  zu  20,  von  den 
rund  80  Kreisen  etwa  60  mit  je  bis  zu  50,  die  Landes- 
versicherungsanstalt mit  40,  die  Landwirtschaftskammer 
mit  25,  die  sämtlichen  7 landwirtschaftlichen  Haupt-  und 
einige  30  Zweigvereine,  die  Kgl.  Klosterkammer,  die 
landwirtschaftliche  Brandkasse,  die  Landeskreditanstalt, 
eine  Beihe  von  kommunalen  und  privaten  Sparkassen, 
einige  Landgemeinden,  rund  200  Einzelpersonen,  auch 
aus  industriellen  Kreisen  — und  nicht  zuletzt  etwa  20 
landwirtschaftliche  Genossenschaften. 

Wird  die  Genossenschaft  auf  derartig  ausgedehnter 
finanzieller  Grundlage  mit  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Gemeinnützigkeit  wohl  dauernder  Mitgliedschaft  der  Ge- 
nossen aufgebaut,  dann  dürfte  sie  nicht  nur  an  sich  in 
rechtlicher  und  wirtschaftlicher  Beziehung  als  zuläßiges 
Gebilde  darstehen,  sondern  auch  einen  sicheren  Ausgang 
mit  Bückhalt  für  eine  Betätigung  all  derjenigen  staat- 
lichen Maßnahmen  und  Einrichtungen  sowie  sonstigen 
Bestrebungen  angeben,  welche  aus  der  Erkenntnis  ins 
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Leben  gerufen  werden,  eine  möglichst  rasche  Gesundung 
der  ländlichen  Verhältnisse  herbeizuführen.  Verfügt  sie 
doch  über  eine  größere  Unabhängigkeit  ihres  Betriebes 
und  vermag  denselben  vielseitiger  auszugestalten  als  jede 
größere  behördliche  Organisation,  darf  jedoch  anderer- 
seits bei  voller  Wahrnehmung  der  Aufgaben  der  inneren 
Kolonisation  sowie  völliger  Sicherung  des  öffentlichen 
Interesses,  gleichwohl  die  ungebundenere  private  Geschäfts- 
tätigkeit entfalten.  Und  trotz  ihrer  Errichtung  auf  der- 
artig breiter  finanzieller  Grundlage  sind  auch  solche  neu- 
zeitlichen Genossenschaften  vor  Rückschlägen  und  Schwie- 
rigkeiten in  pekuniärer  Beziehung  nicht  sicher  zu  bewahren? 
wenn  sie  dazu  übergehen,  einen  Teil  ihrer  Betriebsmittel 
in  den  von  ihnen  begründeten  Unternehmungen  festzu- 
legen, es  also  verabsäumen,  ihr  Wirtschaftskapital  sich 
völlig  frei  und  beweglich  zu  erhalten. 

Das  lehrreichste  Beispiel  hierfür  dürfte  die  Pommersche 
Ansiedlungsgesellschaft  abgeben.  Dieselbe  finanziert  ledig- 
lich im  Wege  des  Rentenbankkredites.  Dabei  hatte  sie 
einen  großen  Teil  der  Restrenten  übernommen.  Diese 
auf  10  Jahre  unkündbaren  Restrenten  haben  bei  der 
genannten  Gesellschaft  die  Höhe  von  400000  M,  also 
einen  dem  eigentlichen  Betriebskapital  fast  völlig  gleichen 
Betrag  erreicht.  Damit  ist  aber  die  Möglichkeit  gegeben, 
die  ganze  finanzielle  Lage  der  Gesellschaft  auf  das  Ernst- 
lichste  in  Frage  zu  stellen.  Die  hannoversche  Gesell- 
schaft hat  sich  von  vornherein  angelegen  sein  lassen, 
derartigen  später  eintretenden  finanziellen  Schwierigkeiten 
vorzubeugen.  Denn  trotz  der  großen  Zahl  ihrer  Mit- 
glieder und  der  Kleinheit  der  Geschäftsanteile  von  je 
100  M verfügt  sie  doch  nur  über  einen  Einschußfonds 
von  rund  150000  M.  Daß  sie  dieser  Summe  als  un- 
unterbrochen von  einem  Unternehmen  zum  andern  rollen- 
den Betriebskapitals  bedarf  und  nicht  in  der  Lage  ist, 
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darauf  auch  noch  im  Interesse  von  Restrenten  und  Rest- 
hypotheken zurückzugreifen,  bedarf  keiner  besonderen 
Begründung.  Um  die  Erschließung  billigster  und  weit- 
gehendster Kredite  zu  ermöglichen,  ist  sie  daher  mit  dies- 
bezüglichen Anliegen  an  die  Landesversicherungsanstalt 
wie  auch  an  die  Provinz  herangetreten  und  hat  die  nach- 
stehenden Beschlüsse  zu  erreichen  vermocht. 

1.  Die  Landesversicherungsanstalt  ist  bereit,  den 
Kreisen  als  den  nach  den  ganzen  Verhältnissen  der 
Provinz  Hannover  berufenen  Rechtsträgern  der  inneren 
Kolonisation  in  all  ihren  Beziehungen  die  erforderlichen 
Mittel  gegen  3 °/0  Zinsen  zur  Verfügung  zu  stellen  mit 
der  Maßgabe,  daß  die  Kreise  bei  der  Weiterbegebung 
der  letzteren  nur  */4  °/0  Aufschlag  (für  Risiko,  Aufsicht 
usw.)  nehmen  dürfen. 

2.  Die  Provinz  hat  der  Ansiedlungsgesellschaft  a.  einen 
Ankaufskredit  gegen  3 °/0  vorläufig  bis  zu  50000  M. 

b)  einen  laufenden  Kredit  (für  Resthypotheken)  bis 
zu  500000  M zum  eigenen  Anleihezinsfuß  (4%  Zinsen) 
eröffnet. 

Bereits  vorhin  ist  hervorgehoben,  daß  zu  den  Genossen 
der  hannoverschen  gemeinnützigen  Ansiedlungsgesellschaft 
auch  eine  Reihe  landwirtschaftlicher  Berufsgenossenschaften 
zählt.  Kann  und  darf  eine  solche  Beteihgung  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  an  der  inneren  Kolo- 
nisation empfohlen  werden  ? Solchem  Beitritt  ist  von  ver- 
schiedenen Genossenschaftern  widerraten  und  eingewendet? 
daß  die  Genossenschaften  sowohl  vom  Standpunkte  ihrer 
Liquidität  aus  als  auch  mit  Rücksicht  auf  das  Gebot  der 
dauernden  Ereihaltung  ihrer  Betriebsmittel  die  letzteren 
in  Ansiedlungsunternehmen  nicht,  auch  nicht  anteilig  hin- 
eingeben dürften.  Demgegenüber  ist  jedoch  mit  Recht 
schon  wiederholt  betont  worden,  daß  von  den  ländlichen 
Genossenschaften  ja  gar  nicht  die  Eestlegung  irgendwelcher 
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erheblicher  Mittel  gefordert  wird.  Sie  sollen  sich  nur 
je  nach  ihrer  pekuniären  Leistungsfähigkeit  mit  geringen 
Einlagen  am  Betriebskapitale  sicherer,  also  genügend  fun- 
dierter Gesellschaften  beteiligen,  und  sie  sind  solcher- 
gestalt gewissermaßen  unentbehrlich,  aber  auch  selbst 
interessiert,  weil  das  in  den  Genossenschaften  verkörperte 
Element  zur  Mitarbeit  an  der  Lösung  der  Aufgaben  der 
inneren  Kolonisation  'in  hervorragendstem  Maße  berufen 
ist.  Jede  Genossenschaft  legt  immer  eine  gewisse  Summe 
in  zinstragenden  Papieren  sowie  Hypotheken  an  und  hier 
ist  bei  einer  derartigen  finanziellen  Grundlage  ein  Verlust 
nicht  zu  befürchten.  Diese  verhältnismäßig  nur  geringe 
finanzielle  Verpflichtung  wird  des  weiteren  für  die  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  noch  ein  besonderer  An- 
sporn sein,  sich  auf  demjenigen  Gebiete  besonders  zu 
betätigen,  auf  dem  sie  eine  hervorragende  Mitwirkung  an 
der  inneren  Kolonisation  zu  entfalten  in  der  Lage  sind; 
nämlich  der  Leistung  ihrer  sehr  wichtigen  Dienste  durch 
Beratung  der  Ansiedlungsgenossenschaft  sowie  durch  Be- 
schaffung der  unerläßlichen  Formalitäten  an  Ort  und  Stelle. 

Die  Herleihung  des  Personalkredits  seitens  der  Kredit- 
genossenschaften ist  für  alle  Arten  der  Gründung  neuer 
Stellen  von  großer  Bedeutung. 

Soll  also  die  innere  Kolonisation  durch  die  hannover- 
sche gemeinnützige  Ansiedlungsgesellschaft  eine  erfolgreiche 
Ausgestaltung  erhalten,  dann  vermögen  wir  der  weit- 
gehendsten pekuniären  Mitwirkung  der  lokalen  Kredit- 
genossenschaften unter  keinen  Verhältnissen  zu  entraten^ 
vor  allem  in  der  tunlichst  entgegenkommenden  Gewährung 
des  Personalkredits  zum  Zwecke  der  Deckung  jenes  letzten 
Viertels,  wie  auch  der  erstmaligen  Einrichtung  und  der 
dauernden  Erhaltung  der  Siedlerstellen. 

Wir  gebrauchen  die  Genossenschaften  dann  auch,  um 
die  neuen  Kolonien  zu  organisieren,  um  den  Kolonisten 
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über  die  ersten  Schwierigkeiten  hinwegzuhelfen,  wie  dies 
schon  früher  erwähnt  worden  ist. 

Was  nun  die  eigentliche  Kolonisationstätigkeit  der  im 
September  1907  gegründeten  hannoverschen  gemeinnützigen 
Ansiedlungsgesellschaft  anlangt,  so  kann  dieselbe  bei  der 
Kürze  der  seit  ihrer  Gründung  verflossenen  Zeit  noch 
nicht  sehr  umfangreich  sein.  Immerhin  hat  sie  schon  auf 
dem  Gebiete  der  reinen  Siedelung  mehrere  Anträge  er- 
füllen wie  auch  andererseits  in  mehreren  Fällen  eine  ver- 
mittelnde und  beratende  Tätigkeit  eintreten  lassen  können. 

Parallel  dieser  provinziellen  Siedlungsgesellschaft  ar- 
beitet die  Generalkommission  auf  dem  Gebiete  der 
inneren  Kolonisation. 


4.  Die  Generalkommission. 

Für  die  Generalkommission  wurde  durch  die  Wieder- 
erweckung der  inneren  Kolonisation  gegen  Ende  der 
80  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts,  nachdem  sie  sich  ihrer 
Hauptarbeit  (Ablösung,  Gemeinheitsteilung,  Verkoppelung 
usw.)  schon  zu  einem  größeren  Teile  entledigt  hatte,  ein 
großes  neues  Arbeitsfeld  eröffnet. 

Aber  nicht  die  Generalkommission,  wie  wunderbarer- 
weise von  vielen  angenommen  wird,  sondern  der  Kenten- 
gutsverkäufer hat  die  Kolle  des  Kolonisators  zu  führen. 
Der  Verkäufer  hat  den  Käufer  zu  beschaffen  und  die 
Kentengutsverträge  abzuschließen.  Er  hat  die  Erwerber 
mit  den  nötigen  Naturalien  auszustatten,  um  ihnen  im 
Anfang  die  Führung  der  Wirtschaft  zu  ermöglichen. 
Die  Generalkommission  tritt  bei  der  Kolonisation  nur 
als  Vermittlerin  auf,  da  ihr  zu  diesem  Zwecke  keine 
Mittel  zur  Verfügung  stehen.  Die  Ansiedlungsgesell- 
schaft dagegen  tritt  als  selbständige  Unternehmerin 
auf,  sie  kauft  und  verkauft  auf  eigene  Rechnung. 
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Die  Generalkommission  hat  daher  auf  die  Höhe  der 
Kaufpreise,  die  Zusammensetzung  der  Kentengüter  sowie 
auf  die  Auswahl  der  Kentengüter  keinen  Einfluß.  Sie 
kann  aber,  wenn  sie  Bedenken  hat,  daß  die  Preise  zu 
hoch  sind,  die  wirtschaftlich  richtige  Zusammensetzung 
der  Stellen  nicht  vorhanden  zu  sein  scheint,  die  Ansiedler 
nicht  genügend  zuverlässig  und  leistungsfähig  erscheinen, 
oder  wenn  sonst  irgendwie  die  gedeihliche  Entwicklung 
der  Kentengüter  in  Erage  gestellt  ist,  ihre  Vermittlung 
und  damit  auch  die  Mitwirkung  der  Kentenbank  ablehnen. 
Die  Generalkommission  ist  darauf  angewiesen,  daß  ein 
dementsprechender  Kolonisationsantrag  an  sie  gerichtet 
wird.  Ist  dies  der  Fall,  so  übernimmt  die  General- 
kommission auf  Wunsch  die  Leitung  des  ganzen  Unter- 
nehmens. Zu  diesem  Zwecke  ist  sie  mit  weitgehender 
obrigkeitlicher  Machtvollkommenheit  ausgestattet  und  be- 
rechtigt, anstelle  der  ordentlichen  Verwaltungsbehörden  und 
Gerichte  alle  für  den  Ausbau  der  Kentengutsgründungen 
erforderlichen  obrigkeitlichen  Entscheidungen  zu  treffen. 

Bei  der  Ausführung  des  Verfahrens  wird  der  Antrag 
zunächst  dem  zuständigen  Landrat  mitgeteilt,  damit  dieser 
Gelegenheit  hat  vom  Standpunkte  der  Kreisinteressen  aus 
Bedenken  geltend  zu  machen.  Ist  dies  der  Fall,  so 
werden  die  Bedenken  geprüft  und  gegebenenfalls  Ermitt- 
lungen über  ihre  Berechtigung  angestellt.  Dann  werden 
alle  Momente  geprüft,  die  für  die  Wertschätzung  des 
Gutes  von  Bedeutung  sind.  Darauf  findet  eine  Einlei- 
tungsverhandlung statt,  in  der  alle  rechtlichen  und  tat- 
sächlichen Verhältnisse  erörtert  werden.  Sind  nun  alle 
Verhandlungen  zum  Abschluß  gekommen,  so  trifft  die 
Generalkommission  die  Entscheidung  über  die  Bedingungen, 
unter  denen  das  Verfahren  eingeleitet  und  durchgeiührt 
werden  soll. 

Seit  Jahren  sind  schon  Bestrebungen  vorhanden,  die 
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auf  eine  Beseitigung  oder  doch  gründliche  Umgestaltung 
der  Generalkommission  drängen.  Meines  Erachtens  ist 
dies  aber  nicht  notwendig,  denn  die  Generalkommission 
beweist  von  Jahr  zu  Jahr  mehr,  daß  sie  den  Aufgaben 
der  inneren  Kolonisation  infolge  ihrer  Ortskenntnisse  durch 
die  langjährige  Tätigkeit  auf  den  verschiedensten  Gebieten 
wohl  gewachsen  ist.  So  waren  in  dem  Geschäftsbezirk 
der  Spezialkommission  zu  Geestemünde  im  Jahre  1906 
erst  6 Rentengüter,  im  Jahre  1907  erst  18,  im  Jahre 
1909  dann  aber  schon  126  und  im  diesem  Jahre  bis 
zum  15.  Dezember  gar  182  Rentengüter  begründet. 

Würde  in  den  anderen  Bezirken  der  Provinz  auch 
derartig  kolonisiert  werden  wie  in  dem  Gebiete  der 
Spezialkommission  zu  Geestemünde,  so  würde  auch  schon 
bald  überall  eine  merkliche  Besserung  der  ländlichen 
V erhältnisse  eintreten . 

5.  Der  Staat 

als  Träger  der  inneren  Kolonisation. 

In  neuerer  Zeit  ist  nun  vielfach  die  Frage  erörtert 
worden,  ob  der  Staat  die  ganze  Kolonisation  in  die  Hand 
nehmen  soll.  Die  Frage  wird  verschieden  beantwortet. 
Die  herrschende  Meinung  scheint  bis  jetzt  aber  die  zu 
sein,  daß  der  ganze  bürokratische  Apparat  in  seiner  Ver- 
waltung und  Ausführung  viel  zu  schwerfällig  und  zu 
kostspielig  arbeiten  würde. 

Sollte  der  Staat  die  Kolonisation  allein  in  die  Hand 
nehmen,  so  müßten  unbedingt  die  einzelnen  ausfüh- 
renden Beamten  möglichst  unbeschränkt  in  ihrer  Tätig- 
keit als  Kolonisator  wirken  dürfen.  Denn  jede  Ein- 
schränkung durch  enge  Vorschriften,  nach  denen  bei  der 
Kolonisation  vorzugehen  sei,  würde  das  Verfahren  unge- 
heuer verlangsamen  und  erschweren. 
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Meines  Erachtens  wäre  es  aber  vorläufig  noch  ver- 
früht, wenn  der  Staat  als  einziger  Kolonisator  aufträte, 
da  man  dadurch  zu  sehr  alle  andern  interessierten  Kreise 
von  der  Kolonisation  zurückhalten  würde.  Wir  müssen 
zunächst  einmal  alle  Landwirte  selbst  für  dieses  große 
Bestreben  zu  gewinnen  suchen.  Denn  bis  jetzt  stehen 
i noch  viele  Landwirte,  besonders  die  größeren  Grundbesitzer, 

der  inneren  Kolonisation  merkwürdigerweise  feindlich 
gegenüber,  da  sie  meistens  unter  „innere  Kolonisation“ 

> die  Beseitigung  des  Großgrundbesitzes  verstehen.  Ihnen 

muß  zunächst  einmal  die  Erkenntnis  der  Notwendigkeit 
der  Schaffung  von  Mittel-  und  Kleinbesitz  klar  gemacht 
werden,  und  daß  diese  Gründung  die  Aufteilung  des  Groß- 
grundbesitzes nicht  allein  bezweckt,  sondern  daß  sie  letz- 
teren nur  soweit  aufteilen  will  als  eben  nötig  erscheint. 
Nur  wenn  die  Landwirte  selbst  an  der  großen  Arbeit 
der  inneren  Kolonisation  mitarbeiten,  kann  diese  zum 
Ziele  führen.  Vor  allen  Dingen  ist  ihre  Mitarbeit  bei 
der  Arbeiteransiedlung  erforderlich,  deren  Ausführung 
für  den  Staat  weit  schwieriger  ist  als  die  Bauernansied- 
lung.  Denn  gerade  in  der  Provinz  Hannover  sind  die 
Arbeiterverhältnisse  in  den  einzelnen  Bezirken  sehr  ver- 
schieden. Für  die  Ansiedlung  von  Arbeitern  kommt  es 
besonders  auf  genaue  Orts-  und  Personenkenntnis  an. 
Deshalb  scheinen  mir  für  diese  Art  der  Kolonisation  die 
Kreiskommunalverbände  und  die  lokalen  Siedlungsgesell- 
schaften besonders  geeignet  zu  sein.  Daß  andererseits 
größere  provinzielle  Gesellschaften  wohl  imstande  sind,  zu 
kolonisieren,  hat  die  Pommersche  Ansiedlungsgesellschaft 
in  ihrer  kurzen  Tätigkeit  zur  Genüge  bewiesen.  Daß 
ferner  der  Staat  ebenfalls  sehr  gut  imstande  ist,  zu  kolo- 
nisieren, haben  wir  im  Osten  gesehen. 

Ebenso  wenig  wie  wir  bei  der  Durchführung  der 
inneren  Kolonisation  in  jeder  Provinz  nach  einem  be- 
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stimmten  Schema  vorgelien  können,  ebenso  wenig  können 
wir  für  jede  Provinz  bei  der  Organisation  nach  einem 
bestimmten  Schema  vorgeben.  Deshalb  wird  jede  der 
genannten  Körperschaften  wohl  berufen  sein,  die  innere 
Kolonisation  mit  Erfolg  durchzuführen,  die  eine  mehr 
zur  Aufteilung  von  Gütern  und  die  andere  mehr  zur 
Kultivierung  von  Ödland,  die  eine  mehr  zur  Bauernan- 
siedlung  und  die  andere  mehr  zur  Arbeiteransiedlung.  Es 
wird  in  allen  Fällen  weniger  auf  die  betreffende  Behörde 
als  auf  die  ausführenden  Personen  ankommen. 

Die  Hauptaufgabe  des  Staates  in  der  Provinz  Hannover 
besteht  in  der  Besiedlung  und  Kultivierung  seiner  eigenen 
Ländereien,  besonders  der  groben  Ödlandflächen,  deren 
Umfang  in  Ostfriesland  allein  20223  ha  beträgt,  sowie 
in  der  weitgehendsten  Unterstützung  durch  finanzielle 
Mittel  und  Wohlfahrtseinrichtungen  mannigfaltiger  Art. 
Auf  letzteres  Gebiet  näher  einzugehen,  würde  zu  weit- 
führen und  über  den  Kähmen  meiner  Arbeit  hinausgehen. 


Schlußbetrachtungen. 

Die  vorliegenden  Ausführungen  haben  darlegen  sollen, 
daß  wir  in  der  Provinz  Hannover  alle  Ursache  und  Ver- 
anlassung, zum  mindesten  aber  auch  hinreichende  Gelegen- 
heit zur  inneren  Kolonisation  haben. 

Wenn  wir  in  der  Provinz  Hannover  auch  schon  ein 
Land  vor  uns  haben,  in  dem  der  bäuerliche  Besitz  seit 
altersher  bei  weitem  überwiegt,  so  haben  wir  in  den 
Ausführungen  gesehen,  daß  wir  trotzdem  noch  wohl  im- 
stande sind,  den  Bauernstand  erheblich  zu  vermehren. 
Die  größte  Gelegenheit  hierzu  bieten  die  großen  unge- 
teilten Ödlandflächen  und  die  ödlandreichen  Höfe,  auf 
denen  im  Ganzen  noch  viele  Tausend  Bauernfamilien  ihr 
Fortkommen  finden  können. 
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Wir  haben  gesehen,  daß  wir  infolge  der  großen  agri- 
kulturchemischen Errungenschaften  auf  dem  Gebiete  der 
Hochmoorkultur  durch  die  Moorversuchsstation  jetzt  wohl 
imstande  sind,  die  Moor-  und  Heideflächen  schnell  und 
sicher  zu  kultivieren,  und  daß  das  hier  vor  uns  liegende 
große  Arbeitsfeld  gleichsam  nur  noch  auf  die  Gründung 

* der  beschriebenen  Moorkulturbehörde  wartet,  die  durch 
die  direkte  Verbindung  nach  „oben“  und  „unten“  sicher- 
lich in  kurzer  Zeit  einen  ebenso  großen  Fortschritt  wie  die 

* oldenburgische  Moorkommission  in  der  Besiedlung  und 
Kultivierung  der  Ödlandflächen  herbeiführen  würde. 

Die  Teilung  der  großen  Heidehöfe,  deren  häufig  weit 
vom  Wirtschaftshofe  entfernt  liegende  Koppel  seit  der 
Abschaffung  der  großen  Schafherden  vollständig  brach 
liegen,  soll  nur  soweit  vorgenommen  werden  als  nach  der 
beschriebenen  Weise  günstig  erscheint.  Im  übrigen  soll 
aber  das  Anerbenrecht  resp.  die  Anerben sitte  weiterhin 
unterstützt  werden,  denn  der  Boden  darf  nicht  wie  eine 
Ware  von  einer  Hand  in  die  andere  übergehen.  Anderer- 
seits würde  auch  eine  Aufteilung  des  Großgrundbesitzes 
v sehr  bedenklich  sein,  da  wir  in  der  Provinz  Hannover 
ebenso  wie  in  anderen  Provinzen  wirtschaftliche  Führer 
durch  den  Großgrundbesitz  unbedingt  erhalten  müssen. 
Anerbengesetze  und  Anerbensitte  haben  unzweifelhaft 
dazu  beigetragen,  daß  in  Nordwestdeutschland  eine  blü- 
hende Großlandwirtschaft  entstanden  ist.  Hier  oder  dort 
wird  natürlich  immerhin  auch  die  Teilung  eines  Hofes 
zur  Ansiedlung  von  Bauernsöhnen,  kleinen  Landwirten 
oder  Arbeitern  angebracht  sein.  Deshalb  wird  auch  der 
großbäuerliche  Besitz  durchaus  nicht  an  Umfang  ab- 
nehmen, da  augenblicklich  in  der  Provinz  Hannover  eine 
starke  Tendenz  zur  Latifundienbildung  herrscht. 

Wir  müssen  auf  jede  mögliche  Weise  dahin  trachten, 

* daß  wir  dem  platten  Lande  die  Landbevölkerung  erhalten, 

9 * 


ß 
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damit  der  Jungbrunnen  für  die  Großstädte,  die  wie  ein 
großer  Saugapparat  ununterbrochen  auf  saugend  auf  ihn 
einwirken,  nicht  erschöpft.  Daß  wir  wohl  in  der  Lage 
sind,  in  der  Provinz  Hannover  den  alten  kräftigen  Bauern- 
stand nicht  nur  weiterhin  zu  erhalten,  sondern  denselben 
noch  zu  stärken  und  zu  vermehren,  glaube  ich  in  aus- 
reichendem Maße  nachgewiesen  zu  haben.  Hoffen  wir, 
daß  man  sich  nunmehr  recht  bald  mit  voller  Kraft  an 
die  Ausführung  dieses  großen  Werkes  begeben  möge! 
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Lebenslauf. 


Als  Sohn  des  Hofbesitzers  H.  Rothert  wurde  ich, 
Wilhelm  Rothert,  am  22.  Mai  1885  in  G-rothe  bei 
Badbergen  geboren.  Hier  besuchte  ich  zunächst  seit 
Ostern  1891  4 Jahre  die  Volksschule.  Nachdem  ich  dann 
von  Ostern  1895 — 99  die  Privatschule  in  Badbergen  be- 
sucht hatte,  kam  ich  auf  das  Realgymnasium  zu  Quaken- 
brück, wo  ich  Michaelis  1901  die  Berechtigung  zum 
Einj. -Fr eiw. -Dienst  erhielt.  Im  W.-S.  1901/02  war  ich 
auf  der  Ackerbauschule  in  Quakenbrück.  Im  folgenden 
Sommerhalbjahr  war  ich  auf  dem  Gute  des  Herrn  Schulte- 
Wullen  bei  Annen  (Westf.)  und  von  Michaelis  1902 — 03 
in  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  meines  Vaters 
praktisch  tätig.  Im  Oktober  1903  begab  ich  mich  dann 
nach  Jena,  um  mich  hier  dem  Studium  der  Landwirtschaft 
zu  widmen.  Nach  sechssemestrigem  Studium  bestand  ich 
in  Jena  das  landwirtschaftliche  Diplomexamen  und  das 
Tierzuchtinspektorexamen.  Von  Oktober  1906  an  bereitete 
ich  mich  dann  in  Hannover  und  Straßburg  auf  die  Reife- 
prüfung eines  Realgymnasiums  vor.  Nachdem  ich  diese 
Prüfung  im  März  1909  am  Realgymnasium  zu  Goslar  be- 
standen hatte,  studierte  ich  Staatswissenschaften,  1.  Se- 
mester in  Jena  und  3 Semester  in  Heidelberg. 

Ich  besuchte  die  Vorlesungen  und  nahm  Teil  an  den 
Übungen  der  Herren  Prof.  Prof.  Dr.  Dr.  Detmer,  Edler, 


Gotliein,  Hackel,  Hettner,  Heydenreich,  Immendorff,  Jaffe, 
Klee,  Leser,  Levy,  Link,  v.  Nathusius,  Niedner,  Perels, 
Pierstorff,  Rosenthal,  Schachner,  Schröder,  Stahl,  Weber, 
Winkelmann,  Ziegler. 

An  dieser  Stelle  spreche  ich  meinen  verehrten  Lehrern 
und  allen  denjenigen,  die  mich  hei  der  Anfertigung  der 
Dissertation  unterstützt  haben,  meinen  ergebensten  Dank 
aus,  besonders  Herrn  Geheimrat  Gothein,  dem  icli  die 
Anregung  zu  vorliegender  Dissertation  verdanke. 


Anhang, 


Das  Moor. 

Das  Moor  ist  der  Hauptsache  nach  aus  halbver- 
westen Pflanzen  gebildeter  Boden.  Bedingungen  für  die 
Bildung  des  Moores  sind,  daß  einem  Boden  mehr  Wasser 
zugeführt  wird,  als  abläuft,  versickert  und  verdunstet,  und 
daß  im  Wasser  unvollkommen  verwesende  Pflanzen  darauf 
wachsen.  Solche  verwesen  in  warmen  Gegenden  vollstän- 
dig, in  kalten  dagegen  kommen  sie  nicht  vor.  Daher  finden 
sich  die  Moore  eigentlich  nur  in  der  gemäßigten  Zone. 

Man  unterscheidet  2 Arten  von  Moor,  das  Hochmoor 
und  das  Niederungsmoor. 

Hochmoor:  Ist  das  Wasser  mineralarm,  so  wachsen 
Konferven  und  Charaarten,  nach  deren  Absterben  neue 
Generationen  von  solchen  unter  steter  Verfilzung  und 
Verdichtung  der  abgestorbenen  sich  bilden.  Zu  diesen 
gesellen  sich  dann  noch  einige  Moose,  besonders  die 
Sphagnum  arten,  deren  Kapillarität  das  Wasser  über  den 
Wasserspiegel  nach  oben  saugt,  so  daß  ein  solches  Moor 
über  diesen  hinauswächst  und  in  der  Mitte  höher  wird 
als  am  Rande.  Kann  kein  Wasser  mehr  nach  oben  ge- 
langen, so  bedeckt  sich  die  Oberfläche  mit  Heidekraut. 

Niederungsmoor:  Ist  das  Wasser  dagegen  mineral- 
reicher, so  siedeln  sich  Algen,  Schilf,  Binsen  und  Ried- 
gräser an,  deren  einzelne  Generationen  wiederum  so  lange 
absterben,  verfilzen,  und  neue  Generationen  entstehen 
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lassen,  bis  der  Wasserspiegel  erreicht  ist  und  nunmehr 
neben  jenen  Gräsern  einzelne  Moose  wachsen,  wobei  nur 
wenig  Wasser  nach  oben  befördert  wird.  Demnach  hört 
die  weitere  Moorbildung  mit  dem  Überschreiten  des 
Wasserspiegels  hier  auf. 

Je  nach  der  Verschiedenheit  der  Pflanzenart,  aus  der 
die  Moore  entstanden  sind,  ist  auch  die  Fruchtbarkeit 
derselben  verschieden.  Im  allgemeinen  sind  die  Niede- 
rungsmoore  viel  besser  zersetzt,  dichter  gelagert  und 
reicher  an  Nährstoffen,  besonders  an  Stickstoff  als  die 
Hochmoore. 


Lehnrevers. 

Vermutlich  nach  der  Hildesheimer  Stiftsfehde  wurden 
4 Bauernfamilien  eines  auf  dem  Übergangsgebiete  vom 
Stift  Hildesheim  zu  welfischem  Besitz  gelegenen  zerstörten 
Dorfes  ßodeken  in  der  Feldmark  eines  unweit  auf  eben 
diesem  Übergangsgebiet  gelegenen,  mehr  oder  weniger 
von  seinen  Bewohnern  verlassenen  Dorfes  Lehrte  mit 
rund  300  Morgen  Land  vom  Grundherrn  belehnt.  Die 
Lehnsleute  werden  im  Lehnbrief  bezeichnender  Weise 
gemeinsam  als  Gevettern  Bödeker  bezeichnet. 

Dieser  Bödeker  Liineburgischer  Lehnrevers  gewährt 
in  seinem  den  Wortlaut  des  Lehnbriefes  mit  anführenden 
Inhalte  einen  gewissen  Einblick  in  die  Natur  des  Lehns- 
verhältnisses, daß  er  im  Wortlaut  hier  folgen  mag: 

„Ich,  Johann  Heinrich  Bödeker,  als  Ältester  thue 
kund  und  bekenne  hiermit  für  mich  und  meine  Mitbe- 
lehnte, daß  von  dem  Allerdurchlauchtigsten  Großmäch- 
tigsten Fürsten  und  Herrn,  Ernst  August,  Könige  von 
Hannover,  Königlichem  Prinzen  von  Großbritannien  und 
Irland,  Herzoge  von  Cumberland,  Herzoge  zu  Braun- 
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schweig  und  Lüneburg  p.  p.  Meinem  Allergnädigsten 
Herrn  ich  und  sie  etliche  Hüter  von  dem  Königreiche 
Hannover  zu  Lehn  empfangen  habe,  laut  des  mir  darüber 
gegebenen  Lehnbriefes,  welcher  von  Worten  zu  Worten 
lautet  wie  folgt: 

Wir  Ernst  August  von  Gottes  Gnaden  König  von 
Hannover,  Königlicher  Prinz  von  Großbritannien  und 
Irland,  Herzog  von  Oumberland,  Herzog  zu  Braunschweig 
und  Lüneburg  p.  p. 

Urkunden  und  bekennen  hiermit  für  Uns  und  Unsere 
Nachkommen,  daß  Wir  nach  erfolgtem  Hintritt  Unseres 
Herrn  Bruders  Majestät,  weyland  Königs  Wilhelm  des 
Vierten,  Glorwürdigsten  Andenkens,  Unsern  Unterthan 
Johann  Heinrich  Bödeker  seel.  Hans  Heinrichs  Sohn, 
als  den  Altesten  mit  zubehuf  seiner  Vettern  Friedrich 
seel.  Jürgen  Heinrichs  Sohn;  Heinrich  seel.  Hans  Hein- 
richs Sohn;  Christoph  seel.  Hans  Sohn;  u.  s.  w.  . . . und 
endlich  Franz  Wilhelm  seel.  Bartholds  Sohn  alle  Bödeker 
mit  ihren  allerseits  männlichen  Leibes-Erben,  die  rechte 
Linie  ab,  als  Mannes-Lehn-Recht  und  Gewohnheit  ist, 
belehnet  haben  und  belehnen  sie  kraft  dieses  Briefes  mit 
fünf  Hufen  Landes  einem  Hofe  und  dem  Bottzehnten 
auf  dem  Felde  vor  Lehrte  belegen,  mit  aller  Schlachte, 
Nutzen  und  Behörung  als  sie  die  von  Alters  vormals 
von  Unserer  Großvoigtey  zu  lehn  gehabt  und  hergebracht 
haben.  Und  Wir  obgemeldter  König  wollen  solcher 
Güter  wegen  ihr  Rechts  Bekenniger  Lehns-Herr  und 
Vertreter  seyen,  so  ofte  das  von  nöthen  und  von  Uns 
erfordert  wird.  Dagegen  sollen  sie  Uns,  wie  sie  solches 
in  alle  W ege  gebühret,  treu,  hold  und  gewärtig  seyn,  auch 
die  Lehnen,  so  oft  die  verfallen,  gebührliche  Folge  thun. 

Dessen  zu  Urkund  haben  wir  an  diesen  Lehnbrief 
Unser  großes  Insiegel  wissentlich  hangen  und  denselben 
Namens  Unserer  Unterzeichen  lassen,  der  gegeben  ist  in 
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Unserer  Residenz-Stadt  Hannover  den  7.  Februar  Ein- 
tausend Achthundert  und  neununddreißig. 

(L.  S.)  Auf  Befehl  Sr.  Majestät  des  Königs 

der  Minister  für  die  Lehnssachen 

Verpflichte  mich  demnach  hiermit  für  mich  und  meine 
Mitbelehnte,  daß  Allerhöchstgedachter  Sr.  Königl.  Maje- 
stät ich  und  sie  von  solches  Lehnswegen  getreu  und  hold 
seyn,  deroselben  Frommen  und  Bestes  wissen  tun  und 
schaffen,  Schaden  und  Arges  aber  wehren  und  abwenden, 
auch  in  Rath  und  That  nicht  seyn,  die  wider  Sr.  Königl. 
Majestät  fürgenommen  werden,  dazu  das  Lehn  so  ofte 
der  Fall  kommt  sinnen  und  empfahen,  dasselbe  auch  an 
keinem  andern  Orte,  dem  für  Sr.  Königl.  Majestät  ver- 
reckten, das  Lehn  nicht  verringern,  noch  schmälern,  auch 
ohne  des  Allergnädigsten  Lehnsherrn  Consens  und  Be- 
Avilligung  davon  nichts  zu  alieniren,  sondern  vielmehr 
stärken  und  sonsten  alles  andere  thun  und  leisten  sollen 
und  wollen  was  getreue  Lehnleute  ihrem  Lehnherrn  zu 
thun  schuldig  seyn;  Alles  getreulich  und  ohne  Gefährde. 
Zu  Urkund  habe  ich  diesen  Revers  eigenhändig  unter- 
schrieben und  mit  meinem  Pettschaft  befestigt. 

Lehrte,  am  7.  Februar  1839. 

Johann  Heinrich  Bödeker. 

Hie  Wirkung  des  Bauernlehns  als  Maßnahme  einer 
inneren  Kolonisation  im  Mittelalter  bis  in  die  beginnende 
Neuzeit  ist  aus  dem  angeführten  namentlichen  Verzeich- 
nis von  43  Bödeker  Lehnsleuten  ersichtlich;  alle  die  ge- 
nannten Gevettern  Bödeker  sind  durch  den  ihnen  zu- 
fallenden Lehnanteil  auf  dem  Lande  festgehalten. 
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£ 
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5—10 

10—25 

25 

£ 
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Arbeiter 

Arbeiter 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

1905 

Syke 



— 

— 
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— 



1 

Wittmund 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

1906 

Winsen 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

Stade 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

2 

Wittmund 

— 

— 

— 

— 

1 

2 

— 

3 

Diepholz 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

Sulingen 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

3 

Geestemünde 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

1 

3 

Lehe 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

2 

1907 

Wittmund 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

Nienburg 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

Sulingen 

— 

— 

— 

— 

4 

5 

1 

10 

Bremervörde 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

1 

Geestemünde 

1 

— 

— 

2 

1 

— 

2 

6 

Lehe 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

2 

Stade 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

1908 

Han.  Stadt 

— 

17 

— 

— 

— 

— 

— 

17 

Stolzenau 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Syke 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

1 

Bleckede 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Celle 

— 

— 

- 

— 

1 

1 

— 

2 

Gifhorn 

— 

— 

— 

4 

10 

14 

4 

32 

Isenhagen 

— 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

2 

Bremervörde 

— 

— 

— 

6 

— 

— 

— 

6 

Geestemünde 

19 

— 

3 

2 

— 

2 

— 

26 

Lehe 

10 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

11 

Neuhaus 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Osterholz 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

Stade 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

2 
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5 

— 

1 

— 

3 

— 

— 

9 

1909 

Han.  Stadt 

— 

22 

— 

— 

— 

— 

— 

22 

Nienburg 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

Sulingen 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

1 
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1 

Burgdorf 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

Bleckede 

- — 

. — 

— 

— 

1 

1 

— 

2 

Celle  Land 

— 

— 

1 

9 

4 

7 

— 

21 

Gifhorn 

2 

— 

— 

— 

4 

2 

— 

8 

Isenhagen 

— 

— 

— 

— 



1 

— 

1 

Ülzen 

— 

1 

— 

— 

— 
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— 

1 

Bremervörde 

1 
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1 

— 

4 

1 

— 

7 

Geestemünde 

18 

— 

2 

3 

3 

2 

— 

28 

Kehdingen 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Lehe 

10 

— 

1 

1 

— 

1 

— 

13 

Neuhaus 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

Osterholz 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6 

Rotenburg 

— 

— 

— 

— 

1 

3 

— 

4 

Stade 

— 

— 

_ 1 

— 

— 

1 

— 

1 

Zeven 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

Wittmund 

— 
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— 

1 

1 

4 

— 

6 

Summa  377 
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